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1. Einleitung

Am 14. Juli 2024 trat die Richtlinie (EU) 2024/1712 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2011/36 

zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer in Kraft.1  

Eine der wesentlichen Neuerungen besteht gemäß Art. 2 Absatz 3 der geänderten Richtlinie in 

der ausdrücklichen Klarstellung, dass neben der Ausbeutung von Leihmutterschaft und illegaler 

Adoption auch Zwangsverheiratung als Erscheinungsform des Menschenhandels zu qualifizieren 

ist. Dies sei „angesichts der Schwere dieser Praktiken und um gegen die kontinuierliche Relevanz 

von Straftaten im Zusammenhang mit dem Menschenhandel vorzugehen“ zwingend notwendig.2

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, diese Vorgabe bis spätestens 15. Juli 2026 in nationales 

Recht umzusetzen. Während die Gesetzgebungen einiger EU-Länder Zwangsverheiratung bereits 

zuvor (auch) als mögliche Ausbeutungsform in Zusammenhang mit Menschenhandel aufführten, 

war dies in Deutschland bisher nicht der Fall.3 Für die Bundesrepublik Deutschland ergibt sich 

hieraus ein entsprechender gesetzgeberischer Anpassungsbedarf, um den unionsrechtlichen An-

forderungen fristgerecht und vollständig Rechnung zu tragen. Die Reform der EU-Menschen-

handelsrichtlinie kann auch für zivilgesellschaftliche Akteur*innen des Unterstützungssystems 

für Betroffene Anlass sein, fachliche, politische und gesellschaftliche Diskurse über verschiedene 

Gewaltformen neu anzustoßen und differenzierter an den tatsächlichen Bedarfen Betroffener 

auszurichten. Mit der aktualisierten Richtlinie wurden auch die Anforderungen an die Mitglied-

staaten hinsichtlich der Bereitstellung spezialisierter Unterstützungsangebote für Betroffene von 

Menschenhandel, der Verbesserung von Identifizierungsmaßnahmen sowie der Stärkung prä-

ventiver Ansätze erweitert. Diese zielen unter anderem darauf ab, geschlechtsspezifische, behin-

derten- und kindgerechte Aspekte in der Bekämpfung von Menschenhandel und im Umgang mit 

Betroffenen stärker zu berücksichtigen. Die im deutschen Strafrecht umzusetzende Einordnung 

von Zwangsverheiratung in den Kontext Menschenhandel bedeutet dementsprechend eine ent-

scheidende Veränderung, die sich auch auf die Rechte sowie Schutzmöglichkeiten Betroffener 

und die Beratungs- und Unterstützungspraxis auswirkt und des Weiteren den allgemeinen Dis-

kurs zu verschiedenen Gewaltformen beeinflussen könnte.

Der Bundesweite Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (KOK) ist ein Zusammen-

schluss von bundesweit 43 Mitgliedsorganisationen, die sich für die Verbesserung der Lebens-

situationen der Betroffenen von Menschenhandel, Ausbeutung und der von Gewalt betroffenen 

Migrant*innen einsetzen. Der KOK engagiert sich auf nationaler wie internationaler Ebene für 

die Durchsetzung des Schutzes Betroffener und die Stärkung ihrer Rechte.

1 Für eine vertiefende Übersicht siehe: Volmer, L. (2024): „Informationsdienst 2024: Die Reform der EU-Menschenhandelsrichtlinie: Von guten Ansätzen 
und verpassten Chancen“, Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (Hrsg.), 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/Publikationen_KOK/KOK_Informationsdienst_2024_Die_Reform_der_EU-
Menschenhandelsrichtlinie.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
2 Siehe Erwägungsgrund 6 der Richtlinie (EU) 2024/1712.
3 Wie etwa Kroatien und Spanien, siehe: Impact und La Strada International, Comparative Analysis of the Legal and Policy Landscape on (Trafficking for 
the Exploitation of) Forced Marriage Across Europe, November 2025, S. 42, 
https://documentation.lastradainternational.org/lsidocs/3646-LSI_IMPACT_The%20Legal%20and%20Policy%20Landscape%20on%20%20(Trafficking%20
for%20the%20Exploitation%20%20of)%20Forced%20Marriage%20Across%20Europe.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
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4 Die Untersuchung geht vergleichend vor und untersucht den Status quo, auf den die Reform trifft. Hierfür wird mit einer analytischen Trennung 
zwischen „Zwangsverheiratung“ und „Menschenhandel“ gearbeitet. Diese Trennung verweist auf die strafrechtliche, teilweise auch unterstützungs-
praktische und diskursive Unterscheidung, wie sie vor der Reform bestand und im deutschen Recht angelegt war. Dieser Ausgangszustand bildet den 
Bezugspunkt der Analyse, von dem aus bestehende Hürden und Schutzlücken eruiert sowie mögliche künftige Auswirkungen der Reform abgeleitet 
werden. Die vergleichende Vorgehensweise dient somit ausschließlich analytischen Zwecken. Damit soll keineswegs zum Ausdruck gebracht werden, 
dass Menschenhandel und Zwangsverheiratung grundsätzlich als voneinander getrennte und wesensverschiedene Phänomene verstanden werden 
müssten. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die analytische Trennung durch die Umsetzung der Reform im Jahr 2026 strafrechtlich und vermutlich 
auch diskursiv sowie beratungspraktisch zu einem gewissen Grad aufgelöst wird.
5 Der Begriff „Opfer“ impliziert im allgemeinen Sprachgebrauch Passivität, Ohnmacht und hat mitunter eine stigmatisierende Konnotation. Vorzugs-
würdig sind daher Bezeichnungen, die die Handlungsfähigkeit und Selbstermächtigung der betroffenen Personen berücksichtigen. Entsprechend ver-
wendet der KOK regelmäßig die Bezeichnung „Betroffene“. Der Terminus „Opferbilder“ wird vorliegend gleichwohl beibehalten, da es sich um einen 
feststehenden Fachbegriff handelt.

Vor dem Hintergrund der reformierten EU-Menschenhandelsrichtlinie stellt sich für die im KOK 

verbundenen spezialisierten Fachberatungsstellen (FBS) die Frage, auf welche Beratungswirklich-

keit die neue Einordnung von Zwangsverheiratung in den Kontext Menschenhandel in Deutsch-

land trifft – und was sich daraus für die Implementierung dieser neuen Einordnung ableiten lässt.

 

Die vorliegende Studie untersucht demnach mögliche Auswirkungen auf die Arbeit von FBS für 

Menschenhandel und/oder Zwangsverheiratung sowie auf die Situation und die Rechte von Be-

troffenen. Die Untersuchung folgt dabei den folgenden zentralen Forschungsfragen: Welche Ge-

meinsamkeiten und Unterschiede bestehen zwischen Zwangsverheiratung und Menschenhan-

del als soziale Phänomene? Welche Gemeinsamkeiten, Unterschiede und Spezifika bestehen in 

der Beratungsarbeit zu Menschenhandel einerseits und Zwangsverheiratungen andererseits?4 

Welche Schwierigkeiten und Chancen lassen sich daraus mit Blick auf die Umsetzung der Einord-

nung von Zwangsverheiratung in den Kontext Menschenhandel ableiten? Wo bestehen bisher 

Schutzlücken, und welche Auswirkungen könnte die neue Lesart von Zwangsverheiratung als 

mögliche Ausbeutungsform im Kontext Menschenhandel auf diese Schutzlücken haben? 

Die Studie verknüpft eine theoriegeleitete Analyse mit einer empirischen Untersuchung. Nach 

einer kurzen Einordnung der relevanten rechtlichen Grundlagen folgt eine sozialwissenschaft-

liche Untersuchung zu Bedingungsfaktoren und Diskursen zu einerseits Menschenhandel (Kapi-

tel 3) und andererseits Zwangsverheiratungen (Kapitel 4). Diese Betrachtungen dienen als Aus-

gangspunkt und theoretischer Bezugsrahmen der Studie. Dabei werden unter Berücksichtigung 

machtkritischer Aspekte vor allem jeweilige strukturelle Faktoren untersucht, die Situationen der 

Vulnerabilität bedingen, sowie gesellschaftliche Diskurse um Täter*innen- und „Opfer“bilder5  

kritisch reflektiert. In einem Zwischenfazit werden die Erkenntnisse vergleichend zusammen-

gefasst und ein erster Überblick über die verschiedenen möglichen Bezüge zwischen Zwangs-

verheiratung und Menschenhandel hergestellt (Kapitel 5). Im empirisch gestützten Hauptteil 

werden die Ergebnisse einer qualitativen Befragung unter Expert*innen verschiedener FBS zu 

Menschenhandel und/oder Zwangsverheiratungen analysiert. Dabei werden einerseits die Be-

darfe von Betroffenen und Beratungspraxis in Fällen von Menschenhandel und Zwangsverhei-

ratung vergleichend umrissen und daran anschließend mögliche Auswirkungen der (auch recht-

lichen) Einordnung von Zwangsverheiratung in den Kontext Menschenhandel diskutiert. Die 

Untersuchung schließt mit einem Kapitel mit Handlungsempfehlungen, die sich vorwiegend an 

politische Akteur*innen und Gesetzgebende, stellenweise auch an die FBS, richten.

EINLE ITUNGZWANGSVERHEIRATUNG IM KONTEXT VON MENSCHENHANDEL EINLE ITUNG
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Narrative zu Menschenhandel, insbesondere aber zu Zwangsverheiratung, sind gesellschaftlich 

und politisch umkämpft. Gleichzeitig bestehen entscheidende Wissenslücken. Die überwältigen-

de Mehrzahl der Fälle bewegt sich in einem nicht erfassten Dunkelfeld und die sozialwissen-

schaftliche Fachliteratur weist offensichtliche Leerstellen auf. Gerade zu Fragestellungen, die 

Zwangsverheiratungen in Deutschland betreffen, gibt es nur wenige aktuelle Erhebungen und 

Analysen. Dabei ist die Thematik nicht nur aufgrund der Daten- und Diskurslücken sowie der 

drohenden politischen Instrumentalisierung außerordentlich komplex, sondern auch, weil sich 

hinter dem scheinbar einfachen Begriff der „Zwangsverheiratung“ eine überwältigende Vielzahl 

an verschiedenen Konstellationen verbirgt, verbunden mit verschiedenen Ursachen, Ausmaßen 

und Formen von Gewalt, die von verschiedenen Personen ausgehen und unterschiedlichste Per-

sonen betreffen können. Die vorliegende Studie erhebt keinen Anspruch, die verschiedenen und 

jeweils vielschichtigen sozialen Wirklichkeiten, die sich hinter den Begriffen Menschenhandel 

und Zwangsverheiratung verbergen, abschließend darzustellen. Vielmehr soll ein Debattenbei-

trag geleistet werden, der rechtliche Bezüge einordnet, strukturelle Bedingungen von Gewalt 

kritisch reflektiert sowie die Rechte und Bedarfe der Betroffenen und ihrer Unterstützer*innen 

im Beratungssystem in den Blick nimmt. Zudem werden mögliche Verbindungsebenen zwischen 

Zwangsverheiratung und Menschenhandel analysiert. 

Zum Zeitpunkt der Entstehung dieser Untersuchung waren zudem die genauen Auswirkungen 

der Umsetzung der Reform noch nicht absehbar, da sie von vielen Faktoren abhängen, die sich 

damals noch nicht messen ließen. Als ein Bezugspunkt kann der Referentenentwurf des Bundes-

ministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz dienen, der im Oktober 2025 veröffentlicht 

wurde.6 Die genaue rechtliche Ausgestaltung, die entsprechende Rechtsprechung und die bera-

tungspraktischen Folgen werden sich jedoch erst in Zukunft zeigen. Insofern kann die vorliegen-

de Analyse nur mögliche Auswirkungen umreißen, verschiedene Chancen und Schwierigkeiten 

für die Situation der Betroffenen und die Beratungsarbeit ableiten.

Empirische Basis sind die Ergebnisse einer Befragung von Expert*innen, die in verschiedenen 

FBS zu Zwangsverheiratung und/oder Menschenhandel arbeiten.7 Da es sich um eine qualitative 

Befragung handelt, zielt sie nicht auf statistische Repräsentativität ab, sondern auf eine vertief-

te Exploration von relevanten Beratungs- und Unterstützungsprozessen, Schutzlücken, Fragen- 

und Problemstellungen innerhalb des untersuchten Feldes. Als Fachkräftebefragung rückt dabei 

eine spezifische Perspektive in den Vordergrund. Eine wichtige Begrenzung dieser Untersuchung 

ist, dass sie nicht die Stimmen von Menschen einbezieht, die von Menschenhandel und/oder 

Zwangsverheiratung betroffen sind. Diese Perspektiven sind unabdingbar für den Gesamtdis-

kurs. Die Untersuchung versteht sich damit als ein Diskursbeitrag innerhalb eines Feldes, das 

dringend eine breitere und differenzierte Debatte darüber benötigt, wie genderspezifische Ge-

walt als gesamtgesellschaftliche Problematik verhindert sowie Betroffene geschützt und in ihren 

Rechten und Handlungsmöglichkeiten gestärkt werden können.

6 Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz: Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der strafrechtlichen Verfolgung 
des Menschenhandels und der der sexuellen Ausbeutung sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1712, veröffentlicht am 20.10.2025, 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2025_Menschenhandel.html, abgerufen am 30.04.2026.
7 Der KOK dankt den folgenden Fachberatungsstellen, die ihre Expertise in diese Studie eingebracht haben: agisra Köln e.V., Aldona e.V., Ban Ying e.V., 
contra – Fachstelle gegen Frauenhandel in Schleswig-Holstein, KOBI – Fachberatungsstelle für Betroffene von Menschenhandel zur sexuellen Ausbeu-
tung und Zwangsverheiratung, IN VIA Fachberatungs- und Koordinierungsstelle bei Handel mit und Ausbeutung von Minderjährigen in Berlin, JADWIGA 
Nürnberg, kargah e.V., KOBRAnet e.V., LÂLE (Interkulturelle Begegnungsstätte e.V.), Mitternachtsmission Heilbronn und Papatya e.V.

EINLE ITUNGZWANGSVERHEIRATUNG IM KONTEXT VON MENSCHENHANDEL EINLE ITUNG
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2. Hinweise zur Methode

Die Analyse untersucht Menschenhandel und Zwangsverheiratung als rechtliche und soziale Phä-

nomene sowie die jeweilige Beratungspraxis in Deutschland vergleichend. Im Zentrum steht da-

bei die Leitfrage: Wie gestalten sich die Beratungswirklichkeiten für einerseits Menschenhandel 

und andererseits Zwangsverheiratungen und welche Auswirkungen könnte die neue Einordnung 

von Zwangsverheiratung in den Kontext Menschenhandel durch Reform der EU-Menschenhan-

delsrichtlinie haben?  

Als Basis zur Untersuchung dieser Frage, wird zunächst ein konzeptioneller Rahmen geschaf-

fen, indem einerseits eine rechtliche Einordnung erfolgt sowie andererseits eine theoriebasierte 

Untersuchung von Zwangsverheiratung und Menschenhandel als soziale Phänomene und Dis-

kursgegenstände. Anschließend werden empirische Erkenntnisse zur Beratungspraxis sowie 

Überlegungen zur Einordnung von Zwangsverheiratungsfällen in den Kontext Menschenhandel 

aufbereitet, analysiert und miteinander ins Verhältnis gesetzt. Analysegrundlage stellt eine qua-

litative, explorativ angelegte Untersuchung dar, im Rahmen derer 12 leitfadengestützte Inter-

views mit insgesamt 14 Expert*innen aus FBS zu Menschenhandel und/oder Zwangsverheira-

tung durchgeführt wurden.  

Die Auswahl der Interviewpartner*innen erfolgte im Sinne eines gezielten Samplings. Entspre-

chend des qualitativen Forschungsansatz war es nicht Ziel, Repräsentativität herzustellen, son-

dern ein vertieftes Verständnis relevanter Themen- und Fragestellungen der Beratungspraxis 

sowie der Bezüge und Deutungen mit Blick auf das Verhältnis von Zwangsverheiratungen und 

Menschenhandel zu gewinnen. Um unterschiedliche Erfahrungen und Perspektiven einzubezie-

hen, wurden bei der Auswahl der FBS verschiedene Diversifizierungslinien berücksichtigt.8 Von 

den 14 befragten Expert*innen wurden sieben zu Beratungserfahrungen sowohl zu Menschen-

handel als auch zu Zwangsverheiratung befragt, vier Befragte verfügten über spezialisierte Ex-

pertise zu Zwangsverheiratungen und drei über spezialisierte Expertise zu Menschenhandel.9  

Die teilstrukturierten, leitfadengestützten Interviews erlaubten sowohl ein Einbringen eigener 

Themenimpulse und Vertiefungen durch die Interviewpartner*innen als auch eine Vergleichbar-

keit der Befragungsergebnisse. Der Leitfaden (s. Anhang) strukturierte sich in vier Fragemodule: 

1. Beratungserfahrungen zu Menschenhandelsfällen, 2. Beratungserfahrungen zu Zwangsver-

heiratungsfällen, 3. Zwangsverheiratung im Kontext Menschenhandel und Reform der EU-Men-

schenhandelsrichtlinie, 4. Bedarfe der FBS und politische Forderungen. Die ersten beiden Mo-

dule enthielten zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit parallele Fragen zu Fallkonstellationen, 

Bedarfen, Unterstützungspraxis und Schutzlücken.

8 Dazu gehörten: 1. regionale Diversität: Hierzu wurden die Bundesländer regional gruppiert. Jede der vier regionalen Gruppen ist mit mindestens 
zwei verschiedene FBS vertreten; 2. Diversität der Organisationsprofile: u.a. mit Wurzeln in der Frauen- und Gewaltschutzarbeit, der Migrations- und 
Asylberatung und der migrantischen Selbstorganisation; 3. Diversität der Beratungsschwerpunkte: Menschenhandel ohne Zwangsverheiratungsbezug; 
Zwangsverheiratung ohne Menschenhandelsbezug; Menschenhandel sowie Zwangsverheiratung.
9 Von den einbezogenen FBS verfügen acht zum Befragungszeitpunkt sowohl über ein spezialisiertes Beratungsangebot zu Menschenhandel als auch 
explizit auch zu Zwangsverheiratung. Drei der einbezogenen FBS beziehungsweise Projekte sind auf Zwangsverheiratungen spezialisiert. Eine Fachbe-
ratungsstelle ist auf die Thematik Menschenhandel spezialisiert, wobei vereinzelt menschenhandelsbetroffene Klient*innen begleitet werden, die auch 
von Zwangsverheiratung betroffen sind.

HINWEISE ZUR METHODEZWANGSVERHEIRATUNG IM KONTEXT VON MENSCHENHANDEL
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Die circa 60–90-minütigen Interviews wurden im November und Dezember 2025 digital durch-

geführt, aufgezeichnet und anschließend transkribiert. Das Material wurde in Anlehnung an die 

Methode der qualitativen Inhaltsanalyse ausgewertet.10 In einem ersten, deduktiven Schritt wur-

den basierend auf dem Interviewleitfaden zunächst vier übergeordnete Kategoriensysteme mit 

jeweiligen Themen eruiert. Im Verlauf des Codierungsprozesses wurden anschließend innerhalb 

der deduktiv festgelegten Kategoriensysteme und Themen induktiv weitere Kategorien gebildet.

 

Die Analyse des Interviewmaterials erlaubt die Identifizierung von relevanten Themenstellungen 

und Perspektiven der Beratungsarbeit, die auch unter Rückbezug auf die theoretischen Vorüber-

legungen interpretiert werden können. Im Vergleich der Befragungsergebnisse von Interviewmo-

dul 1 (Menschenhandel) und Interviewmodul 2 (Zwangsverheiratungen) zeichnen sich erste Er-

kenntnisse über mögliche Chancen und Hindernisse ab, die sich für die Beratungspraxis im Zuge 

der Einordnung von Zwangsverheiratung in den Kontext Menschenhandel ergeben können. Diese 

werden ergänzt und bekräftigt durch die Daten, die im Rahmen von Interviewmodul 3 (Zwangs-

verheiratung im Kontext Menschenhandel) erhoben wurden. Aus der Gesamtanalyse lassen sich 

im Abgleich mit den Befragungsergebnissen aus Interviewmodul 4 (Bedarfe und Forderungen) 

Handlungsempfehlungen ableiten, um einerseits bereits bestehende Herausforderungen für die 

Beratungspraxis und Schutzlücken zu adressieren, andererseits solche, die im Zuge der Umset-

zung der Reform entstehen könnten. 

3. Menschenhandel: Phänomenanalyse

1. Rechtliche Rahmung 

Im nachfolgenden Abschnitt wird der aktuelle Straftatbestand des Menschenhandels nach § 232 

Strafgesetzbuch (StGB) mit angrenzenden Tatbeständen dargestellt und historisch kontextua-

lisiert. Viele der Entwicklungslinien, die sich aus diesem historischen Kontext ergeben, prägen 

heutige Reformbestrebungen. Insoweit wird vertieft darauf eingegangen, welche Veränderun-

gen sich durch die Aufnahme des Ausbeutungszwecks der Zwangsverheiratung für den Straftat-

bestand des Menschenhandels infolge der Reform der EU-Menschenhandelsrichtlinie ergeben 

können. Zwar steht die deutsche Umsetzung der reformierten Richtlinie zum Zeitpunkt der Un-

tersuchung noch aus. Die Analyse skizziert jedoch Auslegungsmöglichkeiten auf Basis der Rah-

menbedingungen der Richtlinie und eines ersten Referentenentwurfs.11 

Vorangestellt sei, dass eine strafrechtliche Definition immer nur einen Ausgangspunkt für die 

rechtliche Annäherung an ein Gewaltphänomen darstellen kann. Ihr Vorteil liegt darin, dass das 

Strafrecht aufgrund seiner Rolle und Logik innerhalb der freiheitlich-demokratischen Rechtsord-

nung besonders präzise jene Verhaltensweisen beschreibt, die als strafwürdig gelten, und damit 

erste Ab- und Eingrenzungen ermöglicht. Diese Präzision und Begrenzung bringt jedoch auch 

10 Die Auswertung erfolgte unter Verwendung des Programms QualCoder ohne KI-Funktion.
11 Vgl. Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz: Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der strafrechtlichen Ver-
folgung des Menschenhandels und der der sexuellen Ausbeutung sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1712, veröffentlicht am 20.10.2025, 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_Menschenhandel.pdf?__blob=publicationFile&v=4, abgerufen am 30.04.2026.
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eine Schwerpunktsetzung mit sich, die von der Perspektive der Strafverfolgung geprägt ist und 

daher die Interessen und Bedürfnisse Betroffener häufig in den Hintergrund rückt. 

Der aktuelle § 232 StGB im Überblick
Nach der aktuellen Gesetzeslage ist der Menschenhandel im 18. Abschnitt des StGB in den 

§§ 232 ff. bei den Straftaten gegen die persönliche Freiheit verortet. Diese systematische Ein-

ordnung verdeutlicht, dass das Unrecht des Menschenhandels derzeit im Schwerpunkt in der 

Beeinträchtigung der individuellen Freiheit Betroffener gesehen wird.12

§ 232 StGB enthält mehrere Tatbestandsvarianten mit unterschiedlichen Voraussetzungen und 

Rechtsfolgen: den „Grundfall“ des Menschenhandels nach § 232 Absatz 1, den schweren Men-

schenhandel nach Absatz 2, den besonders schweren Menschenhandel nach Absatz 3 und eine 

Versuchsstrafbarkeit in Absatz 4.

Der „Grundfall“ des Menschenhandels nach § 232 Absatz 1 StGB ist mit Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren bedroht und folgt einer dreigliedrigen Struktur. Erstens ist eine Tat-

handlung erforderlich, namentlich das Anwerben, Befördern, Weitergeben, Beherbergen oder 

Aufnehmen einer anderen Person. Zweitens muss die Handlung unter Ausnutzung besonderer 

Vulnerabilität in Form einer persönlichen oder wirtschaftlichen Zwangslage oder auslandsbe-

dingten Hilfslosigkeit erfolgen. Drittens muss die Handlung auf einen der in Nummer 1 bis 3 auf-

geführten Ausbeutungszwecke gerichtet sein. 

Die Ausbeutungsformen von Menschenhandel umfassen sexuelle Ausbeutung und Zwangspros-

titution, Arbeitsausbeutung, Ausbeutung von Betteltätigkeit, Ausbeutung strafbarer Handlungen 

und erzwungene Organentnahme, und in Folge der Reform der EU-Menschenhandelsrichtlinie 

nun auch Zwangsverheiratung, Ausbeutung von Leihmutterschaft und illegale Adoption.

Treten die in § 232 Absatz 3 Satz 1 StGB genannten erschwerenden Umstände hinzu, wurde 

die betroffene Person bei der Tat beispielsweise körperlich schwer misshandelt, erhöht sich der 

Strafrahmen auf bis zu zehn Jahre Freiheitsstrafe. Für Personen unter 21 Jahren sieht § 232 

Absatz 1 StGB eine Ausnahme von diesen drei Voraussetzungen vor. Sind sie betroffen, ist 

kein Nachweis erforderlich, dass der*die Täter*in eine besonders vulnerable Lage ausnutzt. 

Nach § 232 Absatz 1 StGB wird angenommen, dass junge Menschen bis 21 Jahre besonders 

vulnerabel sind. Diese altersbezogene Differenzierung soll der besonderen Schutzbedürftig-

keit junger Menschen Rechnung tragen.13

§ 232 Absatz 2 StGB regelt den schweren Menschenhandel und sieht einen erhöhten Strafrah-

men von bis zu zehn Jahren Freiheitsstrafe vor. Dieser erhöhte Strafrahmen begründet sich darin, 

12 Renzikowski, J., § 232 StGB in: Münchner Kommentar zum StGB, 5. Auflage 2025, Stand: 26.09.2025, Rn. 1. 
13 Vertiefend und kritisch dazu weiter unten, siehe auch: Renzikowski, J., § 232 StGB in: Münchner Kommentar zum StGB, 5. Auflage 2025, Stand: 26.09.2025, 
Rn. 2; Das StGB und die weitere Rechtsordnung gehen grundsätzlich davon aus, dass junge Erwachsene ab 18 Jahren eigenverantwortlich handeln, daher kein 
besonderer staatlicher Schutzauftrag besteht. Die Schutzaltersgrenze ist historisch aus dem 1912 vom Deutschen Kaiserreich geschlossenen „Internationalen 
Übereinkommen zur Bekämpfung des Mädchenhandels“ (Mädchenhandel-Übereinkommen) gewachsen. Ziel des Übereinkommens war es, grenzüberschrei-
tend Personen zu sanktionieren, die „um der Unzucht eines anderen Vorschub zu leisten, eine minderjährige Frau oder ein minderjähriges Mädchen, selbst 
mit deren Einwilligung, zu unsittlichem Zwecke“ anwerben, verschleppen oder entführen. Das Schlussprotokoll zum Übereinkommen stellt erläuternd klar, 
dass der Begriff der „minderjährigen Frau“ Frauen bis zum Alter von 21 Jahren umfasst Das Übereinkommen ist bis heute in Kraft und bildet damit Grundlage 
für diese spezifische Schutzaltersgrenze in § 232 Absatz 1 StGB.
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dass der*die Täter*in besonders verwerfliche Mittel zum Zwecke der Ausbeutung einsetzt, die 

betroffene Person beispielsweise gewaltvoll anwirbt. Während sich der „Grundfall“ typischer-

weise auf Konstellationen bezieht, in denen die Willensfreiheit der betroffenen Person infolge 

einer Zwangslage oder Hilfslosigkeit erheblich eingeschränkt, aber noch nicht vollständig aufge-

hoben ist, erfasst der schwere Menschenhandel vor allem Situationen, in denen eine autonome 

Willensbildung nicht (mehr) möglich ist. Kommen zusätzlich zum schweren Menschenhandel 

noch die in Absatz 3 Satz 2 genannten Umstände hinzu, wurde die betroffene Person bei der 

Tat also beispielsweise körperlich schwer misshandelt, liegt besonders schwerer Menschenhan-

del vor. Dafür sieht das Gesetz eine Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren 

vor. Der besonders schwere Menschenhandel ist damit ein Verbrechen, während der „Grund-

fall“ des Menschenhandels und der schwere Menschenhandel lediglich Vergehen sind.14 Diese 

Unterscheidung ist nicht nur von symbolischer Bedeutung. Sie hat praktische Auswirkungen, ins-

besondere auf die Versuchsstrafbarkeit, den Einsatz bestimmter Ermittlungsmaßnahmen, die 

Möglichkeit, Verfahren einzustellen sowie die prozessualen Rechte von Beschuldigten und Be-

troffenen. So ist Betroffenen bei ausgewählten Verbrechen gemäß § 397a Strafprozessord-

nung (StPO) vereinfacht ein rechtsanwaltlicher Beistand zu bestellen, wenn sie sich mit 

einer Nebenklage nach §§ 395 ff. StPO der öffentlichen Anklage anschließen. Zum Katalog 

dieser ausgewählten Verbrechen gehören nach § 397a Absatz 1 Nummer 1 StPO ausdrück-

lich Verbrechen nach § 232 StGB. Nach derzeitiger Rechtslage wird von diesem Verweis nur 

der besonders schwere Fall des Menschenhandels erfasst.15  

§ 232 StGB steht nicht isoliert, sondern wird durch weitere Straftatbestände flankiert, die Aus-

beutungskonstellationen erfassen, die dem Menschenhandel nahestehen, oft gemeinsam ver-

wirklicht oder in denen einzelne Konstellationen gesondert beziehungsweise spezieller gere-

gelt werden. So regelt § 232a StGB die Zwangsprostitution, § 232b StGB die Zwangsarbeit und                

§ 233 StGB die Ausbeutung der Arbeitskraft. Ergänzend erfassen §§ 240, 241 StGB weitere Nöti-

gungs- und Bedrohungssituationen. Darüber hinaus finden sich in anderen Abschnitten des StGB 

Tatbestände, die regelmäßig im Zusammenhang mit dem Menschenhandel verübt werden, von           

§§ 232 ff. StGB jedoch nicht oder nicht vollständig erfasst sind oder andere Schutzgüter in den 

Blick nehmen. Dazu gehören insbesondere die Ausbeutung von Prostituierten und Zuhälterei 

gemäß §§ 180a, 181a StGB und weitere Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die 

in den §§ 174 ff. StGB im 13. Abschnitt des StGB geregelt sind. 

Dieses strafrechtliche Regelungsgeflecht um den Menschenhandel wird von Jurist*innen „als 

unübersichtlich und schwer handhabbar kritisiert“.16 Das liegt vor allem an der komplexen Aus-

gestaltung des § 232 StGB, der ein für das Strafrecht unüblich großes Spektrum an Ausbeu-

tungskonstellationen und damit strafwürdigem Unrecht in einem Straftatbestand vereint.17 Das 

erschwert eine kohärente Auslegung und Anwendung von § 232 StGB. 

14 Vgl. § 12 StGB, der die Begriffe des Verbrechens und Vergehens legaldefiniert: Verbrechen sind danach alle rechtswidrigen Taten, die im Mindestmaß mit 
einer Freiheitsstrafe von einem Jahr bedroht sind. Alle anderen Taten sind Vergehen. 
15 Kritisch zur aktuellen Einordnung Verbrechen – Vergehen: Renzikowski, J., § 232 StGB in: Münchner Kommentar zum StGB, 5. Auflage 2025, Stand: 
26.09.2025, Rn. 5.
16 Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz: Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der strafrechtlichen Verfolgung des 
Menschenhandels und der der sexuellen Ausbeutung sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1712, veröffentlicht am 20.10.2025, S. 33 f., 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_Menschenhandel.pdf?__blob=publicationFile&v=4, abgerufen am 30.04.2026.
17 Bartsch, T. et. al (2021): Evaluierung der Strafvorschriften zur Bekämpfung des Menschenhandels (§§ 232 bis 233a StGB) – Forschungsbericht, Kriminologi-
sches Forschungsinstitut Niedersachsen e.V., Hannover, S. 151,  
https://kfn.de/wp-content/uploads/Forschungsberichte/Bericht_Evaluierung_Strafvorschriften_Bekaempfung_Menschenhandel.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
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Reform der EU-Menschenhandelsrichtlinie 2024 
Mit der verspäteten Umsetzung der ersten EU-Menschenhandelsrichtlinie im Jahr 2016 wurden 

die Straftatbestände der §§ 232 StGB ff. im Zuge weiterer Reformen des Strafprozessrechts sowie 

der justiziellen Zusammenarbeit in der EU harmonisiert. Dadurch erhielten insbesondere Betrof-

fene von Straftaten eine gestärkte Rolle im Strafverfahren und verbesserten Zugang zu Unter-

stützungsleistungen.18 Evaluationen auf europäischer und nationaler Ebene zeigten jedoch, dass 

diese Reformen nicht die gewünschten Effekte erzielen konnten.19 Ein wesentlicher Grund lag 

darin, dass sie sich weiterhin vorrangig auf das Strafrecht konzentrierten und insbesondere die 

rechtliche Verankerung, nachhaltige Finanzierung und Integration von Angeboten und Maßnah-

men zur Stabilisierung und Unterstützung Betroffener in die Logik und Praxis des Strafrechts ver-

nachlässigten. Zudem blieb die zunehmende digitale Dimension von Menschenhandel bislang 

unzureichend berücksichtigt. 

Vor dem Hintergrund europaweit kritischer Rückmeldungen zur Effektivität der aktuellen Rechts-

lage und Rechtsdurchsetzung rund um den Menschenhandel wurde 2024 die EU-Menschenhan-

delsrichtlinie reformiert. Neben einer Erweiterung des Straftatbestandes des Menschenhandels 

um neue Ausbeutungskonstellationen wie der Zwangsverheiratung sieht die Richtlinie vor, dass 

die digitale Dimension von Menschenhandel stärker berücksichtigt und ein betroffenenzentrier-

ter, geschlechtersensibler, behinderten- und kindgerechter Ansatz im Strafverfahren und darü-

ber hinaus verpflichtend umgesetzt werden muss.20 Die Mitgliedstaaten haben bis spätestens 

15. Juli 2026 Zeit, die Reformen umzusetzen. 

Das Bundesjustizministerium (BMJV) hat am 20. Oktober 2025 einen Referentenentwurf zur Um-

setzung der reformierten EU-Richtlinie veröffentlicht, der eine „grundlegende Überarbeitung 

und Neufassung der Tatbestände der §§ 180 bis 182 StGB sowie der §§ 232 bis 233a StGB“21 vor-

sieht. Der Entwurf begründet diese grundlegende Überarbeitung vor allem mit einem veränder-

ten Ausbeutungsverständnis, das aus der Aufnahme neuer Ausbeutungskonstellationen wie der 

Zwangsheirat erwachsen müsse. Denn hier greife es „zu kurz, Ausbeutung als rein ökonomisches 

Phänomen zu betrachten“. Mit der Neuregelung müsse daher ein „neues und umfassenderes 

Verständnis des Ausbeutungsbegriffs“ einhergehen, wonach „der Täter das Opfer als Mittel zum 

Zweck für seinen eigenen Vorteil ausnutzt“.22 Inwieweit dieser Referentenentwurf umgesetzt 

wird, ist zum Zeitpunkt dieser Studie nicht absehbar. Auch die Exekutive kann keine verbindliche 

juristische Auslegung vorschreiben – diese ist der Judikative vorbehalten, auch wenn sie dabei 

18 Neben dem Strafrecht wurde auch das Strafprozessrecht kontinuierlich fortentwickelt, um den Interessen und Bedürfnissen Betroffener besser gerecht zu 
werden. Insgesamt hat sich die Rolle Betroffener im Straf- und Strafprozessrecht in den letzten Jahrzehnten gewandelt: weg von einer primären Stellung als 
Verletzte, Opfer oder Beweismittel hin zu aktiv am Verfahren beteiligten Betroffene. Ein Beispiel dafür ist die EU-Opferschutzrichtlinie (Richtlinie 2012/29/
EU des Europäischen Parlaments und Rates vom 25. Oktober 2012 über Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung und den Schutz von Opfern von 
Straftaten sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI), die Betroffenen unter anderem neue Möglichkeiten zur Beteiligung am Strafverfahren 
eröffnet und in Deutschland zur Verankerung der psychosozialen Prozessbegleitung in § 406g StPO geführt hat.
19 Siehe beispielsweise Bartsch, T. et. al.: Evaluierung der Strafvorschriften zur Bekämpfung des Menschenhandels (§§ 232 bis 233a StGB) – Forschungsbericht, 
Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e.V., Hannover (2021), S. 151,  
https://kfn.de/wp-content/uploads/Forschungsberichte/Bericht_Evaluierung_Strafvorschriften_Bekaempfung_Menschenhandel.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
20 Eine vertiefte Auseinandersetzung mit den wichtigsten Änderungen der Reform findet sich in: Volmer, L. (2024): „Informationsdienst 2024: Die Reform 
der EU-Menschenhandelsrichtlinie: Von guten Ansätzen und verpassten Chancen“, Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (Hrsg.), 
S. 8–30, 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/Publikationen_KOK/KOK_Informationsdienst_2024_Die_Reform_der_EU-
Menschenhandelsrichtlinie.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
21 Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz: Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der strafrechtlichen Verfolgung des 
Menschenhandels und der der sexuellen Ausbeutung sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1712, veröffentlicht am 20.10.2025, S. 20, 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_Menschenhandel.pdf?__blob=publicationFile&v=4, abgerufen am 30.04.2026.
22 Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz: Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der strafrechtlichen Verfolgung des 
Menschenhandels und der der sexuellen Ausbeutung sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1712, veröffentlicht am 20.10.2025, S. 34, 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_Menschenhandel.pdf?__blob=publicationFile&v=4, abgerufen am 30.04.2026.
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entsprechende Begründungen heranziehen kann. Es ist jedoch davon auszugehen, dass § 237 

StGB, der die Strafbarkeit der „Zwangsheirat“ regelt, weiterhin als eigenständiger Tatbestand im 

Strafgesetzbuch verankert bleibt und nicht im überarbeiteten § 232 StGB aufgeht. Vielmehr er-

öffnet die Einordnung der Zwangsverheiratung als Ausbeutungszweck neue rechtssystematische 

Auslegungsmöglichkeiten, durch die die jeweiligen rechtlichen Besonderheiten künftig verstärkt 

tatbestandsübergreifend berücksichtigt werden können. 

Über das Strafrecht hinaus: Menschenhandel aus juristischer Perspektive als gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung 
Die Betrachtung des § 232 StGB ermöglicht zwar eine erste rechtliche Annäherung an das 

Verständnis zum Menschenhandel, kann jedoch nicht umfassend die menschenrechtliche Di-

mension dieses Gewaltphänomens abbilden. So wird der Menschenhandel spätestens seit der 

Jahrtausendwende und mit Umsetzung des Palermo-Protokolls juristisch nicht mehr nur als indi-

viduelle Straftat verhandelt. Vielmehr ist der Menschenhandel nunmehr als schwere Menschen-

rechtsverletzung mit gesellschaftspolitischer Dimension in das Zentrum juristischer Regulierung 

gerückt.23 Als solche geht Menschenhandel mit einer sogenannten „Pflichtentrias“ des Staates 

einher, also der Verantwortung des Staates zur Erfüllung von Achtungs-, Schutz- und Gewähr-

leistungspflichten sowie mit besonderen Betroffenenrechten. Diese zeigen sich in verschiedenen 

anderen Rechtsbereichen, etwa im Strafprozessrecht (StPO) durch besondere Opferrechte, im 

Aufenthaltsrecht durch den speziellen humanitären Aufenthaltstitel nach § 25 Absatz 4a 

Aufenthaltsgesetz (AufenthG) und der Bedenk- und Stabilisierungsfrist nach § 59 Absatz 7 

AufenthG sowie daran anknüpfende Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. 

Dementsprechend begründet der Menschenhandel auch nicht mehr nur den Strafanspruch des 

Staates gegenüber tatverdächtigen Personen im Einzelfall. Als Ausfluss struktureller Ausbeutung 

erfordert der Menschenhandel eine strukturelle regulatorische Antwort. Durch die juristische 

Anerkennung des Menschenhandels als Menschenrechtsverletzung ist die staatliche Gemein-

schaft dazu verpflichtet, Angebote und Maßnahmen zur Prävention und Intervention sowie zum 

Schutz und zur Unterstützung gewaltbetroffener Personen bereitzustellen – integriert in die 

strafrechtliche Aufarbeitung, aber auch ganz unabhängig davon. In der StPO zeigt sich dieser 

juristische Perspektivwechsel etwa an den besonderen Betroffenenrechten, im Aufenthaltsrecht 

sind die humanitären Aufenthaltstitel nach § 25 Absatz 4a und 4b Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 

und die Bedenk- und Stabilisierungsfrist nach § 59 Absatz 7 AufenthG sowie daran anknüpfende 

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ein Ausfluss davon.

Ein weiteres Beispiel dieses aus dem Menschenrechtsverständnis gewachsenen regulatorischen 

Ansatzes ist das aus der Istanbul-Konvention gewachsene Gewalthilfegesetz (GewHG), das die 

Bundesländer bis 2032 schrittweise in Landesrecht umsetzen müssen. So verleiht das GewHG 

von geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt betroffenen Frauen und mitbetroffenen 

Kindern ab 2032 einen Anspruch auf ein bedarfsgerechtes, kostenfreies Schutz- und Fachbe-

ratungsangebot. Menschenhandel und Zwangsverheiratung können dabei als mögliche Formen 

23 Siehe beispielsweise Artikel 4 der Europäischen Menschenrechtskonvention sowie das Übereinkommen des Europarates zur Bekämpfung des Menschen-
handels von 2005. Mit diesem Übereinkommen wurde Menschenhandel zum Zwecke sexueller Ausbeutung und Arbeitsausbeutung erstmals ausdrücklich 
und rechtsverbindlich in einen menschenrechtlichen Kontext gestellt; zugleich wurden die Mitgliedstaaten zur Umsetzung von Maßnahmen zur Prävention 
und zum Schutz von Opfern verpflichtet. 

ZWANGSVERHEIRATUNG IM KONTEXT VON MENSCHENHANDEL MENSCHENHANDEL



13

geschlechtsspezifischer oder häuslicher Gewalt einen solchen Anspruch auslösen. Zudem haben 

Träger von Einrichtungen, deren Angebote für ein bedarfsgerechtes Netz an Schutz und Fachbe-

ratung erforderlich sind, ab 2027 Anspruch auf angemessene öffentliche Finanzierung. Auch FBS 

für Betroffene von Menschenhandel und Zwangsverheiratung können von dieser Finanzierungs-

verpflichtung profitieren. Rechtlich befindet sich hier jedoch noch viel in Bewegung.24 

Diverse Rechtsbereiche sind also relevant für ein Verstehen des Phänomenbereichs Menschen-

handel als Menschenrechtsverletzung in Deutschland sowie der rechtlichen Konsequenzen für 

tatverdächtige und betroffene Personen. Das ist für die Rechtspraxis nicht immer einfach, weil 

Rechtsgebiete, wie das Sozial-, Straf- und Aufenthaltsrecht, historisch eigenständig und zum 

Teil widersprüchlich gewachsen sind, in eigenen Gerichtsbarkeiten und unter eigenen Logiken 

verhandelt werden und sinnvolle, integrierte Lösungen eine fachliche Nähe erfordern, die von 

vielen juristischen Praktiker*innen nicht (immer) geleistet werden kann. Allein die rechtliche 

Dimension ist demnach schon komplex und lässt gleichzeitig viele grundlegende Fragen zu Men-

schenhandel als sozialer Realität unbeantwortet. Sozialwissenschaftliche Perspektiven erweitern 

den Blick, um die teilweise komplexen Ausbeutungsdynamiken sowie die in Machtverhältnisse 

eingebetteten Ursachen und Bedingungen von Menschenhandel problematisieren zu können.

2. Komplexe Dynamiken und Übergänge im Kontext Menschen-
handel und Ausbeutung

Das Recht definiert klare Tatbestandsmerkmale und Situationssettings, um seine Anwendbarkeit 

zu gewährleisten. Die soziale Realität ist jedoch häufig durch Ambivalenzen, Übergänge, Gleich-

zeitigkeit und graduelle Prozesse gekennzeichnet. Beispielsweise können sich ausbeuterische 

Verhältnisse erst mit der Zeit in einem fließenden Übergang aus einer Situation schlechter Ar-

beitsbedingungen heraus entwickeln, denen die betroffene Person ursprünglich möglicherweise 

zugestimmt hat. Ausbeutung – und auch Menschenhandel als Handlung zum Ausbeutungszweck 

– kann daher als prozessuales Geschehen auf einem Kontinuum verstanden werden.25 Diese 

Perspektive wird vor allem im Bereich der Arbeitsausbeutung und Zwangsarbeit diskutiert.26 

Letztlich lässt sich auch mit Blick auf alle anderen Ausbeutungsformen feststellen, dass sich die 

Realität nicht immer in einer Binarität von Freiwilligkeit versus Zwang fassen lässt, sondern Über-

gänge fließend sein können. In diesem Kontinuum können Situationen für Betroffene, und auch 

für Beratende, komplex sein.

Auch abseits von Fällen, in denen sich eine Situation graduell zu einer eindeutig strafrechtlich re-

levanten Ausbeutung entwickelt, ist die Abgrenzung zwischen angenommener Freiwilligkeit und 

24 So ist beispielsweise fraglich, inwieweit die mit diesen Ansprüchen einhergehende finanzielle Verpflichtung der Länder aufgrund des allseits be-
stehenden Konsolidierungsdruckes Auswirkungen auf die staatliche Förderung anderweitiger, nicht rechtlich verbindlicher und geschlechtsunabhän-
giger Fachberatungs-, Schutz- und Unterstützungsangebote haben wird. Zugleich zeigt sich am GewHG und den dazu laufenden landesrechtlichen 
Umsetzungsvorhaben, dass aktuell eine konkrete Möglichkeit zur Mitgestaltung und zum Aufbau interdisziplinärer Netzwerke besteht. Denn der Auftrag 
an diejenigen, die Recht gestalten, auslegen und anwenden, sich mit Personen aus der Fachpraxis auszutauschen und wirkungsvolle Strategien gegen 
Menschenhandel zu entwickeln, war noch nie so deutlich und rechtlich verbindlich wie heute.
25 Vgl. Rabe, H./Tanış, N. (2013): Menschenhandel als Menschenrechtsverletzung. Strategien und Maßnahmen zur Stärkung der Betroffenenrechte, 
S. 16, DIMR/KOK (Hrsg.), 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/uploads/media/Handreichung_Menschenhandel_als_Menschenrechtsverletzung.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
26 Vgl. Skrivankova, K. (2010): Between decent work and forced labour: examining the continuum of exploitation, 
https://humantraffickingsearch.org/wp-content/uploads/2017/06/jrf-between-decent-work-and-forced-labour.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
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Zwangslage nicht immer trennscharf. Eine armutsbetroffene und marginalisierte Person kann 

sich aufgrund eingeschränkter Handlungsspielräume und drängender Sorge um die Existenzsi-

cherung gezwungen sehen, sich in prekäre, belastende Arbeitsbedingungen zu begeben oder in 

diesen zu verbleiben. Bis zu welchem Punkt wird dieser Druck als Teil einer „Normalität“ akzep-

tiert und als freiwillig angenommen? Wann wird er zur Zwangslage?

3. Bedingungsfaktoren und Situationen der Vulnerabilität im 
Kontext Menschenhandel

Innergesellschaftliche und globale Machtverhältnisse, etwa entlang patriarchaler, ökonomischer 

und rassistisch strukturierter Achsen, und damit einhergehende Ungleichheiten beeinflussen 

Situations- und Handlungssettings. Das Kontinuum zwischen Freiwilligkeit und Zwang ist in sie 

eingebettet. Auch die Bedingungsfaktoren von Menschenhandel und Ausbeutung sind vielfach 

mit diesen Ungleichheiten verwoben. Insofern kann Menschenhandel nicht – wie dies ein rein 

strafrechtlicher Blick nahelegt – auf die Dimension „missbräuchlicher und pathologischer inter-

personeller Beziehungen zwischen Betroffenen und Täter*innen“27 reduziert und als „Ausnah-

mephänomen“ verstanden werden. Vielmehr ist er strukturell bedingt: Systemische Faktoren 

ermöglichen Menschenhandel und Ausbeutbarkeit und bedingen Situationen der Vulnerabilität. 

Eine Berücksichtigung dieser Faktoren als Ergänzung zur akteursbezogenen Perspektive ist auch 

notwendig, um Möglichkeiten, Verantwortlichkeiten und Grenzen der Beratungspraxis angemes-

sen einzuordnen.

Ein Blick auf mögliche Ursachen und Bedingungen von Menschenhandels- und Ausbeutungssi-

tuationen zeigt deren Vielschichtigkeit. Der KOK unterscheidet zwischen strukturellen Faktoren 

(z. B. gesellschaftliche und wirtschaftliche Krisen, Ungleichheit, restriktiver Zugang zum Arbeits-

markt, ausgrenzende Asyl- und Migrationspolitik, mangelnde Rechtsdurchsetzung und Straflo-

sigkeit) sowie Faktoren „individueller Vulnerabilität“ (z. B. ökonomische Notlagen, mangelnde 

Sprach- und Rechtskenntnisse, fehlender Zugang zum Gesundheitssystem, Fluchterfahrungen 

und/oder Diskriminierungserfahrungen).28 Beide Ebenen sind insofern untrennbar, als individu-

elle Faktoren stets auch durch strukturelle Faktoren mitgeprägt sind: persönliche ökonomische 

Krisen oder individuelle Fluchtgeschichten können beispielsweise beeinflusst sein durch globale 

Finanzkrisen, bewaffnete Konflikte und Klimawandel. Ein fehlender Zugang zu Gesundheitsleis-

tungen oder Rechtsberatung für eine Person kann Folge einer restriktiven Migrations- und Asyl-

politik und gesellschaftlicher Diskriminierung als „strukturelle Faktoren“ sein.

Verschiedene Formen der Ungleichheit und deren intersektionale Verschränkung spielen mit 

Blick auf die Ursachen und Bedingungsfaktoren von Menschenhandel eine Rolle. Dabei werden 

im rechts- und sozialwissenschaftlichen Diskurs und von Expert*innen aus der Praxis oftmals 

ökonomische Ungleichheit, rassistische Diskriminierung und deren Spiegelung in einer repres-

27 Palumbo, L. (2023): Vulnerability to Exploitation through the Lens of Intersectionality. A Critical Analysis of Instruments and Approaches to Identify and 
Support Exploited and Trafficked Migrants Seeking Protection, in European Journal of Migration and Law, Heft 25 2023, S. 421–448, S. 425, 
https://brill.com/downloadpdf/view/journals/emil/25/4/article-p421_3.pdf, abgerufen am 30.04.2026. (Eigenübersetzung)
28 Vgl. Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (o.J.): Menschenhandel. Hintergründe und Ursachen, 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/menschenhandel/hintergruende-ursachen, abgerufen am 30.04.2026.
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siven Migrations- und Asylpolitik sowie genderspezifische Aspekte hervorgehoben und in ihrer 

intersektionalen Wirkweise reflektiert. Diese Ungleichheitsdimensionen sind – teilweise impli-

zit, teilweise explizit – auch in der EU-Menschenhandelsrichtlinie berücksichtigt, die nicht nur 

verschiedene Ursachen von Menschenhandel benennt29, sondern auch die besonders schweren 

Auswirkungen intersektionaler Verschränkungen verschiedener Diskriminierungsformen, insbe-

sondere geschlechtsbasierter und rassistischer, hervorhebt.30 Darüber hinaus unterstreicht die 

EU-Menschenhandelsrichtlinie übergreifend auch die besondere Gefährdung von Kindern und 

Menschen mit Behinderung.31

Sowohl die möglichen wirtschaftlichen Ursachenfaktoren als auch die Verbindung von Migration 

und Menschenhandel spiegeln sich bereits explizit in der Definition des deutschen Strafrechts, 

das Menschenhandel als „Ausnutzung ihrer [der Person] persönlichen oder wirtschaftlichen 

Zwangslage oder ihrer Hilflosigkeit, die mit dem Aufenthalt in einem fremden Land verbunden 

ist“ rahmt.32  

Ökonomische Ungleichheit
Ökonomische Ungleichheiten wirken sich mehrdimensional auf Ursachen und Bedingungen von 

Menschenhandel aus. Personen in Situationen finanzieller Notlagen, Verschuldung und/oder 

eingeschränkter Perspektiven stehen unter größerem Druck, sich auf unsichere Arbeitsbedin-

gungen oder undurchsichtige, risikoreiche Angebote einzulassen, die in ausbeuterische Verhält-

nisse münden können. Dies gilt vor allem dann, wenn sie gesellschaftlich marginalisierten Grup-

pen angehören, und keinen oder nur eingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt und/oder zu 

Sozialleistungen haben. 

Menschenhandel und Ausbeutung in Deutschland betreffen auch Personen mit deutscher Staats-

angehörigkeit. Gleichzeitig steht Menschenhandel in einem Zusammenhang mit Migration, wie 

die jährlichen KOK-Datenerhebungen unter FBS zu Menschenhandel zeigen. Eine Auswertung 

von 659 Fällen für das Jahr 2025 ergibt, dass nur acht Prozent der Klient*innen die deutsche 

Staatsangehörigkeit besitzen.33  

Menschenhandel und Ausbeutung müssen in ihrer Relation zu Migration auch mit Blick auf wirt-

schaftliche Ungleichheiten 1. innerhalb des Herkunftslandes und 2. zwischen Herkunftsland und 

Zielland betrachtet werden. Beide Ungleichheitsdimensionen können dazu führen, dass Perso-

nen sich zur Migration entscheiden oder dazu gezwungen werden und in diesem Kontext oder 

in der Folge in Ausbeutungsverhältnisse geraten. Bereits in einer Analyse von 2013 beschreiben 

Rabe und Tanış als eine damals verstärkt vorkommende Thematik in der Beratungsarbeit: 

29 Benannt werden hier „Armut, Konflikte, Ungleichheit, geschlechtsspezifische Gewalt, das Fehlen von tragfähigen Beschäftigungsmöglichkeiten oder 
sozialer Unterstützung, humanitäre Krisen, Staatenlosigkeit und Diskriminierung“ (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union (2024): RL 
(EU) 2024/1712 zur Änderung der RL 2011/36/EU zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer, S. 1, Erwägungs-
grund 2,
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401712, abgerufen am 30.04.2026.
30 ebd., Erwägungsgrund 4.
31 ebd., Erwägungsgrund 17.
32 Siehe § 232 Abs. 1. StGB.
33 Vgl. Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (2025): Bericht des KOK e.V. 2025 Datenerhebung zu Menschenhandel und Aus-
beutung in Deutschland. Erfassungszeitraum Januar – Dezember 2024, 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/Publikationen_KOK/KOK_Datenbericht_2025_d_Bericht_web.pdf, abge-
rufen am 30.04.2026.
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„Vor dem Hintergrund der EU-Erweiterungen und dem wirtschaftlichen Gefälle innerhalb Euro-

pas migrieren Menschen zur Arbeitsaufnahme nach Deutschland, wo sie zum Teil in prekären 

Beschäftigungsverhältnissen und Branchen ausgebeutet werden.“34 Beschrieben wird damit 

eine Konstellation, in der strukturelle Gründe wirtschaftlicher Ungleichheit innerhalb Europas 

zu Migrations- und Arbeitsentscheidungen führen und die Täter*innen-Seite die individuell wirt-

schaftlich prekäre Situation sowie die durch Migration entstandene situative Vulnerabilität zum 

Ausbeutungszweck ausnutzt. Mitunter werden Personen auch unter falschen Versprechungen 

und Täuschung im Herkunftsland angeworben, sodass der Beginn des Menschenhandels und 

der Ausbeutung, verstanden als Prozess, mit der Migrationsentscheidung zusammenfällt. Dies 

ist beispielsweise der Fall, wenn Personen auf eine Anwerbung für eine Tätigkeit eingehen, z. B. 

in der Sexarbeit oder anderen Arbeitsbereichen, die mit falschen Versprechungen verbunden ist. 

Sie migrieren mitunter selbstorganisiert, um die Tätigkeit unter den zugesicherten Bedingungen 

aufzunehmen, werden jedoch im Zielland in ein Ausbeutungsverhältnis gedrängt beziehungs-

weise darin festgehalten.

Bei Personen aus Drittstaaten kann die Migration, teilweise illegalisiert und über lebensgefähr-

liche Routen, durch die Täter*innen-Seite organisiert werden. Personen werden entweder durch 

Krisen oder Verfolgung im Herkunftsland zur Flucht gezwungen oder von der Täter*innenseite 

durch falsche Versprechungen über mögliche Tätigkeiten in Deutschland angeworben. Ist letz-

teres der Fall, können auch eingeschränkte Perspektiven im Herkunftsland sowie ungleiche Le-

bensbedingungen zwischen Herkunfts- und Zielland die Handlungsräume und Entscheidungen 

entscheidend mitbestimmen. Für die Organisation der Verbringung nach Europa werden dann 

von der Täter*innenseite „Schulden“ eingefordert, die als Vorwand dienen, um die Person in 

ausbeuterische Arbeitsverhältnisse zu zwingen.35  

Auch wenn die Fallkonstellationen, die jeweiligen Ursachen und Bedingungen von Vulnerabilität 

sehr unterschiedlich sind, sind ökonomische Ungleichheiten doch eine gemeinsame Linie der 

Muster, die sich in Bezug auf Menschenhandel ergeben können. Gleichzeitig entstehen ökono-

mische Ungleichheiten nicht im luftleeren Raum, sondern sind wiederum Produkte historischer, 

darunter auch kolonialer Verhältnisse sowie aktueller Politiken. In diesem Zusammenhang ver-

stehen einige Sozialwissenschaftler*innen Ausbeutung als strukturelle Komponente neoliberal-

kapitalistischer Systeme, die etwa durch die Deregulierung der Märkte und selektive Sozial- und 

Migrationspolitiken gekennzeichnet sind – Faktoren, die Ungleichheit und wirtschaftliche Ver-

letzlichkeit verstärken.36 

34 Rabe H./Tanış N. (2013): Menschenhandel als Menschenrechtsverletzung. Strategien und Maßnahmen zur Stärkung der Betroffenenrechte, S. 14, DIMR/
KOK (Hrsg.), 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/uploads/media/Handreichung_Menschenhandel_als_Menschenrechtsverletzung.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
35 In dieser spezifischen Fallkonstellation liegt sowohl ein Fall der Schleusung als auch Menschenhandel vor. Prinzipiell sind Menschenhandel und Schleusung 
aber voneinander vollkommen unabhängige Phänomenbereiche. Menschenhandel kann auch innerhalb von Landesgrenzen erfolgen und zeichnet sich da-
durch aus, dass Profit aus der Ausbeutung der Person geschlagen wird. Schleusung bezeichnet die Organisation der irregulären Einreise in einen Staat, in 
dem die Person keinen legalen Aufenthaltsstatus besitzt. Die Schleuser*innen erzielen dadurch einen finanziellen oder materiellen Vorteil. Vgl. KOK (o.J.): 
Menschenhandel. Abgrenzung von anderen Phänomenen, 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/menschenhandel/abgrenzung-von-anderen-phaenomenen, abgerufen am 30.04.2026.
36 Vgl. Palumbo, L. (2023): Vulnerability to Exploitation through the Lens of Intersectionality. A Critical Analysis of Instruments and Approaches to Iden-
tify and Support Exploited and Trafficked Migrants Seeking Protection, in European Journal of Migration and Law, Heft 25/2023, S. 421–448, S. 426,   
https://brill.com/downloadpdf/view/journals/emil/25/4/article-p421_3.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
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Rassistische Ungleichheit, Migrationspolitik und Aufenthaltsrecht
In diesen Beobachtungen zeigt sich bereits die intersektionale Wirkweise der verschiedenen Ur-

sachenfaktoren. Zunächst, weil ökonomische Ungleichheit per se entlang regionaler, rassifizier-

ter und vergeschlechtlichter Linien strukturiert ist.37 Dies gilt auch, weil die angesprochenen se-

lektiven Sozial- und Migrationspolitiken in Deutschland die Möglichkeiten von Menschenhandel 

und Ausbeutbarkeit bedingen, indem sie Ausschlüsse produzieren und den Raum für Handlungs-

spielräume für Personen mit Migrations- und Fluchtgeschichte verengen. In diesen Ausschlüssen 

spiegeln sich rassistische Machtverhältnisse. So können Migrations-, Asyl- und Grenzpolitik mit-

unter Räume darstellen, in denen Ausgrenzung und Kontrolle entlang rassifizierter Kategorien 

organisiert werden.38 Die Auswirkungen dieser Ausgrenzungs- und Kontrollmechanismen auf die 

Problematik Menschenhandel lassen sich in verschiedenen Zusammenhängen erkennen. Bei-

spielsweise senkt ein unsicherer Aufenthaltsstatus Beschwerde- und Ausweichmöglichkeiten 

massiv und macht Drohungen der Täter*innenseite effektiv. Menschen in aufenthaltsrechtlicher 

Illegalität müssen nicht nur Abschiebung fürchten, sondern haben auch keine Krankenversiche-

rung und unsichere Aussichten auf Unterstützung, etwa durch Sozialleistungen, was ihre Abhän-

gigkeit im Ausbeutungsverhältnis zusätzlich verschärft. 

Über die nationale Migrationspolitik hinaus, weisen zivilgesellschaftliche Akteur*innen immer 

wieder auch darauf hin, dass abschottende Maßnahmen durch das Gemeinsame Europäische 

Asylsystem (GEAS) Personen in zunehmend riskante Fluchtrouten sowie in Arrangements drän-

gen können, die das Risiko für Menschenhandel und Ausbeutung erhöhen. Die detaillierten Kon-

sequenzen der in diesem Jahr in Kraft tretenden GEAS-Reform sind zum Zeitpunkt der Publika-

tion noch nicht absehbar, durch die Reform könnten sich jedoch Situationen der Vulnerabilität 

während der Flucht verschärfen.39 Hinzu kommt, dass die vorgelagerten Screening- und Asyl-

schnellverfahren, die etabliert werden sollen, dazu beitragen könnten, dass spezifische Schutz-

bedarfe und Betroffenheiten noch weniger zuverlässig identifiziert werden.40

Alter als Bedingungsfaktor von situativer Vulnerabilität
Die EU-Menschenhandelsrichtlinie geht auf die besondere Gefährdung von Kindern in Bezug auf 

Menschenhandel ein und sieht vor, dass Maßnahmen und Verfahren kindgerecht auszugestalten 

und am Kindeswohl auszurichten sind. Hervorgehoben wird in der Richtlinie unter anderem die 

Gefährdung durch kriminelle Vereinigungen, die besonders Minderjährige ins Visier nehmen,41  

37 Vgl. Chancel, L./Gómez-Carrera, R./Moshrif, R./Piketty, T. et al. (2025): World Inequality
Report 2026, World Inequality Lab, 
https://wir2026.wid.world/www-site/uploads/2026/04/World_Inequality_Report_2026.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
38 Vgl. Karakayali, J./Kron, S. (2023): Institutional Racism and Refugee-Policies in the Context of the Ukraine War. On the Situation of Third-country Refu-
gees in Berlin, in: movements. Journal for Critical Migration and Border Regime Studies 7(2), S. 21–43, 
https://movements-journal.org/issues/11.ukraine/03.karakayali%2Ckron--institutional-racism-and-refugee-policies-in-the-context-of-the-ukraine-war.pdf, 
abgerufen am 30.04.2026.; Georgi, F. (2022): Rassismus im europäischen Migrations- und Grenzregime aus Sicht einer materialistischen Herrschafts-
theorie, in: Roldán Mendívil, E./Sarbo, B. (Hrsg.), Die Diversität der Ausbeutung. Zur Kritik des herrschenden Antirassismus, Berlin, S. 83–101.
39 Vgl. z. B. Bundesfachverband Minderjährigkeit und Flucht (BuMF) e.V. (2024): Zum Internationalen Tag gegen Menschenhandel: Menschenrechtsver-
letzungen bekämpfen – Schutz und Rechte Betroffener sicherstellen, 
https://b-umf.de/src/wp-content/uploads/2024/07/2024-07-30-meldung-tag-gegen-menschenhandel.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
40 Vgl. z. B. KOK - Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (2023): Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, 
29.06.2023, 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/news-detail/reform-des-gemeinsamen-europaeischen-asylsystems, abgerufen am 30.04.2026; Hruschka, 
C./Nestler, R. (2025): Kinderrechtliche Aspekte der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, 
https://b-umf.de/src/wp-content/uploads/2025/07/gutachten-geas-hruschka-nestler-2025.pdf, abgerufen am 30.04.2026. 
41 Vgl. Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union (2024): RL (EU) 2024/1712 zur Änderung der RL 2011/36/EU zur Verhütung und Be-
kämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer, S. 1, Erwägungsgrund 23, 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401712, abgerufen am 30.04.2026.
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sowie die besondere Vulnerabilität von Minderjährigen, die in „Heimen oder geschlossenen Ein-

richtungen“, hierzu zählen auch Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, untergebracht sind.42  

Unbegleitete minderjährige geflüchtete Personen stellen in diesem Kontext eine spezifische 

Gruppe dar, die mit eigenen Gefährdungssituationen, Bedarfen und strukturellen Hürden kon-

frontiert ist. Dabei geraten ihre Rechte insgesamt sowie im Rahmen der Jugendhilfe seit Jahren 

verstärkt unter Druck. Fehlerhafte Alterseinschätzungen, Verzögerungen bei der Bestellung von 

Vormundschaft und unzureichende Möglichkeiten der Partizipation sind beispielsweise gravie-

rende Faktoren, welche direkt oder indirekt Situationen erhöhter Vulnerabilität für Menschen-

handel und Ausbeutung bedingen. 

Zudem besteht in Bezug auf geflüchtete Minderjährige, aber auch insgesamt mit Blick auf von 

Menschenhandel betroffene junge Menschen, eine erhebliche Diskurs- und Forschungslücke. 

Eine aktuelle Studie der Berichterstattungsstelle Menschenhandel (Deutsches Institut für Men-

schenrechte) weist unter anderem auf Mängel bei der Identifizierung hin, sodass davon auszu-

gehen ist, dass viele nicht als Betroffene erkannt und nicht hinreichend unterstützt werden. Des 

Weiteren werden fehlende spezialisierte Unterbringungsmöglichkeiten, ein Wissens-, Sensibili-

sierungs- und Fachkräftemangel im System der Kinder- und Jugendhilfe thematisiert, sowie be-

sondere Hürden bei den Hilfen für junge Volljährige.43 Diese haben gemäß § 41 Sozialgesetzbuch 

Achtes Buch (SGB VIII) zwar ein Recht auf Unterstützung, sofern ein Bedarf besteht, in der Praxis 

wird dieses jedoch häufig nicht gewährt.

Genderspezifische Machtverhältnisse
Zugleich sind alle beschriebenen Problematiken und der gesamte Phänomenbereich Menschen-

handel tiefgreifend genderspezifisch strukturiert. Personen aller Gender-Identitäten sind von 

Menschenhandel betroffen. Die deutliche Mehrheit sind jedoch Frauen (gemäß KOK-Datenbe-

richt für das Jahr 2024 waren dies 84 Prozent der Klient*innen der FBS).44 Darin zeigt sich bereits 

die zentrale Bedeutung von Gender-Identität für den Kontext Menschenhandel. Nicht nur, weil 

Frauen deutlich häufiger von Menschenhandel betroffen sind, sondern auch aufgrund von gen-

derspezifischen Ausbeutungsformen und -dynamiken wird Menschenhandel in verschiedensten 

Kontexten explizit als eine Form genderspezifischer Gewalt verstanden.45 Dies spiegelt sich auch 

in der Benennung genderspezifischer Komponenten im Kontext unterschiedlicher internationa-

ler Abkommen und Deklarationen sowie in den Strukturen der Unterstützung für Menschenhan-

delsbetroffene wider.46 

Genderspezifische Diskriminierung – etwa in Form von eingeschränktem oder fehlendem Zu-

gang zu Bildung und Arbeitsmarkt sowie durch Care-Verpflichtungen – trägt dazu bei, dass Frau-

42 Vgl. ebd., Erwägungsgrund 7.
43 Bußmann-Welsch, A./Noteboom, F. (2025): Durchs Raster gefallen? Kinder und Jugendliche als Betroffene von Menschenhandel in Deutschland, S. 39 ff., 
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Analyse_Studie/Analyse_Durchs_Raster_gefallen_Kinder_und_
Jugendliche_als_Betroffene_von_Menschenhandel.pdf, abgerufen am 03.02.2026.
44 Vgl. KOK - Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (2025): Bericht des KOK e.V. 2025 Datenerhebung zu Menschenhandel und Aus-
beutung in Deutschland. Erfassungszeitraum Januar – Dezember 2024, 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/Publikationen_KOK/KOK_Datenbericht_2025_d_Bericht_web.pdf, abgerufen 
am 30.04.2026.
45 Dies steht auch im Einklang mit der historischen Genese, in deren Rahmen „Menschenhandel“ als Gegenstand zivilgesellschaftlicher, juristischer und politi-
scher Diskurse und Unterstützungssysteme gewissermaßen aus dem Kontext „Frauenhandel“ hervorging.
46 So verorten sich viele FBS als Frauenrechtsorganisationen, feministische Organisationen, oder gehen aus diesen hervor.
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en und TIN*-Personen47 besonders gefährdet sind, in Situationen der Abhängigkeit, Menschen-

handel und Ausbeutung zu geraten. Dies ist etwa der Fall, wenn Frauen und TIN*-Personen aus 

EU- oder Drittstaaten durch Vortäuschung gerechter Arbeitsbedingungen zur Arbeitsaufnahme 

in Deutschland angeworben werden, jedoch in ausbeuterische Verhältnisse geraten. 

Auch im Fluchtkontext zeigt sich, dass Frauen und TIN*-Personen auf besondere Weise von Men-

schenhandel gefährdet sind. Menschenhandel stellt nicht nur einen genderspezifischen Flucht-

grund dar, sondern wirkt auch während der Flucht, da Betroffene besonders gefährdet sind, auf 

den Fluchtrouten in Transitländern ausgebeutet zu werden, und nach der Flucht, beispielsweise 

im Zusammenhang mit erzeugten Abhängigkeitsverhältnissen gegenüber Schleuser*innen.

Nicht nur Situationen der Vulnerabilität, sondern auch Ausbeutungsformen und -bereiche sind 

genderspezifisch geprägt. Dabei deckt sich die ungleiche Verteilung von „männlicher“ und „weib-

licher“ Betroffenheit in Bezug auf die verschiedenen Ausbeutungsformen und Arbeitsbereiche 

mit der allgemeinen genderspezifischen Segregation des deutschen Arbeitsmarktes , in dessen 

Kontext viele Branchen „männlich“ oder „weiblich“ konnotiert sind.49 Diese binären Konnotatio-

nen sind gesellschaftlich konstruiert und folgen sowie reproduzieren zugleich sexistische Annah-

men, die zudem beispielsweise nicht-binäre Personen unsichtbar machen.50 

Die meisten Frauen sind von Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung/Zwangs-

prostitution betroffen.51 Frauen, die von Arbeitsausbeutung betroffen sind, arbeiten häufig in 

Bereichen wie der Pflege-, Sorge-, Reinigungs- und Haushaltsarbeit oder anderen Dienstleis-

tungssektoren, die auch in Deutschland feminisiert, niedrig entlohnt und oft informell organisiert 

sind. Trotzdem gibt es auch Frauen und TIN*-Personen, die von Arbeitsausbeutung in „männlich 

konnotierten“ Branchen betroffen sind, beispielsweise in Bereichen wie Landwirtschaft, fleisch-

verarbeitende Industrie oder Baugewerbe.52 Auch können Männer und Personen mit diverser 

Geschlechtsidentität von sexueller Ausbeutung, Zwangsprostitution oder Arbeitsausbeutung in 

den genannten Dienstleistungsbereichen betroffen sein. 

Ein Blick auf den Zusammenhang von Gender-Identität zu Betroffenheitshäufigkeiten, Ausbeu-

tungsformen und -bereichen zeigt, wie tiefgreifend genderspezifisch der Bereich Menschenhan-

del und Ausbeutung strukturiert ist. Dabei greifen die genannten Faktoren – ökonomische sowie 

47 TIN* ist ein Akronym, das für trans*, inter* und nicht-binär steht. Das Sternchen schließt weitere Geschlechtsidentitäten ein, die nicht explizit genannt 
sind. TIN* ist ein Sammelbegriff für Personen, die sich jenseits der binären Geschlechterordnung positionieren.
48 Siehe hierzu: Bächmann, A./Kleinert, C./Schels, B. (2024): IAB-Kurzbericht Nr. 3, 8.2.2024, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) (Hrsg.), 
https://doku.iab.de/kurzber/2024/kb2024-03.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
49 Vgl. zu diesem Themenbereich Mitwalli, J. (2016): Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung und schwere Arbeitsausbeutung von Frauen. 
Ein nicht gesehenes Phänomen?, 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/Publikationen_KOK/KOK_MH-A_Frauen.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
50 Sowohl im KOK-Datenbericht als auch im Bundeslagebild Menschenhandel des BKA sind einzelne Fälle von Personen mit diverser Gender-Identität 
erfasst, wobei möglich ist, dass weitere nicht-binäre oder intergeschlechtliche Betroffene fälschlich als männlich oder weiblich dokumentiert sind, 
etwa weil ein Outing im Beratungs- oder Behördenkontakt nicht möglich schien. Insgesamt ist die Situation von Menschenhandels- und Ausbeutungs-
betroffenen mit diverser Genderidentität im öffentlichen Diskurs bisher wenig sichtbar und kaum untersucht. Hier deuten sich Forschungslücken und 
Diskursbedarfe an.
51 Hieraus wird in öffentlichen Debatten häufig eine unweigerliche Verbindung von Menschenhandel und Prostitution konstruiert, die selbstbestimmte 
Sexarbeit unsichtbar macht und zur Stigmatisierung von Sexarbeiter*innen, nicht jedoch zum Schutz der Rechte von Menschenhandelsbetroffenen, 
beiträgt. Vgl. KOK - Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (o.J.): 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/menschenhandel/abgrenzung-von-anderen-phaenomenen, abgerufen am 30.04.2026.
52 Vgl. zu diesem Themenbereich Mitwalli, J. (2016): Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung und schwere Arbeitsausbeutung von Frauen. 
Ein nicht gesehenes Phänomen?, Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (Hrsg.), 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/Publikationen_KOK/KOK_MH-A_Frauen.pdf, abgerufen am 30.04.2026.

ZWANGSVERHEIRATUNG IM KONTEXT VON MENSCHENHANDEL MENSCHENHANDEL



20

rassistische Ungleichheit und Nationalität/Aufenthaltsstatus, Gender-Identität – ineinander und 

sind mit weiteren Machtverhältnissen intersektional verschränkt. Die Analyse sozialer und politi-

scher Bedingungen kann und sollte nicht zu Generalisierungen über „die typischen Betroffenen“ 

führen. Generalisierungen, die den Blick auf Personengruppen anstatt auf Strukturen lenken, 

bergen die Gefahr, dass Personen mit Betroffenenstereotypen belegt, die individuelle Bedarfsla-

geverkannt und zudem Betroffenheiten jenseits erwarteter Konstellationen übersehen werden. 

Gerade im Feld Menschenhandel, das historisch und gegenwärtig von wirkmächtigen Stereo-

typen geprägt ist, ist es wichtig zu betonen, dass Kategorien und quantitative Daten nur heuris-

tische Instrumente sind, um Machtverhältnisse und Dynamiken zu analysieren, nicht um Bilder 

„typischer Betroffener“ zu konstruieren.

4. Situative Vulnerabilität, Täter*innen- und Betroffenenbilder

Auch vor diesem Hintergrund hat sich innerhalb menschenrechtlicher und angrenzender Diskur-

se53 mitunter eine Perspektive etabliert, die sich anstatt am Konstrukt „vulnerabler Gruppen“ am 

Konzept der „Situation der Vulnerabilität“ oder „situativen Vulnerabilität“ orientiert. Dadurch 

werden generalisierende Annahmen über Personengruppen vermieden. Gleichzeitig wird be-

tont, dass Vulnerabilität nicht etwa unmittelbar und inhärent mit der Person und ihren Eigen-

schaften verbunden ist, sondern sich aus einem Zusammenspiel verschiedener Faktoren ergibt, 

die eine Person kurzfristig, mittelfristig oder dauerhaft in eine vulnerable Lage versetzen. Prinzi-

piell könnte also durch veränderte äußere Faktoren jede Person vulnerabel werden und prinzi-

piell muss niemand es notwendigerweise bleiben. 

Damit erfolgt eine Abkehr von einem traditionellen, statischen Verständnis von vulnerablen Per-

sonen(gruppen). Feministische Autor*innen kritisieren, dass es patriarchale Ursprünge hat, Vul-

nerabilität mit Schwäche zu assoziieren und diese bestimmten Personengruppen zuzuschreiben, 

vor allem Frauen und Minderjährigen. Diese werden durch ein solches Verständnis zu handlungs-

unfähigen, fragilen Objekten gemacht, die Schutz und Rettung bedürfen. Das Konzept der „situ-

ativen Vulnerabilität“ verweist vielmehr darauf, dass eine Person nicht per se verletzlicher ist 

als andere, sondern, dass Vulnerabilität kontextabhängig ist. „Ein solcher Ansatz beleuchtet das 

Zusammenspiel persönlicher und struktureller Faktoren (einschließlich rechtlicher, wirtschaft-

licher, politischer und sozialer Elemente), die Situationen der Vulnerabilität hervorrufen und/

oder begünstigen und die je nach Geschlecht, Klasse, Alter, ethnischer Zugehörigkeit, Nationali-

tät usw. unterschiedlich ausgeprägt sind.“54 Auch im Kontext des internationalen Rechtsdiskurses 

und in der durch die Vereinten Nationen verwendeten menschenrechtsbezogenen Sprache wird 

das Konzept mitunter rezipiert.55  

53 So z. B. im Kontext der humanitären Hilfe. „In diesem Sinne sollte Vulnerabilität als eine kontextabhängige, individuelle und auch hochdynamische Eigen-
schaft von Personen verstanden werden, die stetig im Wandel begriffen ist und von einer Vielzahl situationsspezifischer und sich gegenseitig beeinflussender 
Faktoren abhängt.“ Deutsches Rotes Kreuz e. V. (2022). Situative Vulnerabilität identifizieren und gesellschaftliche Resilienz stärken. Hochwasserkatastrophen 
und COVID-19-Pandemie im Großraum Dresden. Schriften der Forschung: Bd. 11, S. 13, 
https://www.drk.de/fileadmin/user_upload/Forschung/schriftenreihe/Band_11/221011_Schriftenreihe_Band11_DE_Druck.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
54 Palumbo, L. (2023): Vulnerability to Exploitation through the Lens of Intersectionality. A Critical Analysis of Instruments and Approaches to Identify and 
Support Exploited and Trafficked Migrants Seeking Protection, in European Journal of Migration and Law, Heft 25 2023, S. 421–448, S. 428, 
https://brill.com/downloadpdf/view/journals/emil/25/4/article-p421_3.pdf, abgerufen am 30.04.2026, (Eigenübersetzung).
55 Siehe hierzu: Caspari, C. (2023): Situative Vulnerabilität als Ausdruck der Menschenrechtssprache? Das neue Vulnerabilitätsverständnis des Menschen-
rechtsausschusses der Vereinten Nationen im Kontext seiner Klima-Entscheidungen, in MenschenRechtsMagazin 28 (2023) 1, S. 5–15, 
https://publishup.uni-potsdam.de/opus4-ubp/frontdoor/deliver/index/docId/58774/file/01_Caspari.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
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Damit wird ein Wandel im Verletzlichkeits- und Schutzverständnis vollzogen, der einen kontext-

sensiblen Zugang erlaubt und Festschreibungen in Bezug auf Personengruppen besser vermei-

det. Gerade auch in der öffentlichen und juristischen Auseinandersetzung mit Menschenhandel 

und Ausbeutung erscheint dies bedeutsam, da diese stark durch stereotype Betroffenen- und 

Täter*innenbilder geprägt ist. 

Verschiedene Studien heben die Wirkmächtigkeit historisch gewachsener Bilder idealtypischer 

Betroffener hervor, die mitbedingen, wer als Betroffene (an)erkannt wird und welche Perso-

nen als mehr oder weniger schutzbedürftig gelten. Gesellschaftlich konstruierte Bilder gehen 

aus Erwartungshaltungen an Betroffenenidentitäten und -verhalten hervor und reproduzieren 

diese Erwartungen zugleich. Studien zu Opferbildern im Kontext von Menschenhandel und Aus-

beutung zeichnen das Konstrukt des „idealen Opfers“ folgendermaßen nach: eine junge, hilfs-

bedürftige Frau, die sich selbst als „Opfer“ erkennt, sichtbar verletzt/verletzlich ist, zugleich eine 

gewisse Stabilität und eindeutigen Willen zur Kooperation zeigt. Sie spricht über das Erlebte und 

weist keine Ambivalenzen auf.56  

Bilder des „idealen Opfers“ prägen nicht nur Unterstützungsstrukturen und Rechtspraxis, sie sind 

auch in die Rechtslage eingeschrieben. Sie können damit weitreichende Konsequenzen haben. 

Dazu zählt, dass Betroffenheiten anderer Personen – beispielsweise von Männern oder TIN*-

Personen im Bereich sexueller Ausbeutung/Zwangsprostitution – weniger zuverlässig erkannt 

werden, dass für sie keine spezialisierten Unterstützungsangebote zur Verfügung stehen oder 

ihre Betroffenheit auf Behördenseite weniger ernst genommen werden. Männliche rassifizierte 

Personen, die von Arbeitsausbeutung betroffen sind und stark vom Bild des idealtypischen „Op-

fers“ abweichen, können mit implizit oder explizit wirksamen Annahmen über eine „Mitschuld“ 

konfrontiert sein. Diese wird etwa darin gesehen, dass sie sich auf Schwarzarbeit eingelassen 

und/oder ohne Aufenthaltserlaubnis gearbeitet haben.57 

Auch Erwartungen an Verfassung und Verhalten der Personen können dazu führen, dass Betrof-

fenheit nicht oder verzögert erkannt wird oder Personen eine weniger empathische und bedarfs-

gerechte Unterstützung erhalten.58 Dankwa und Bernet führen in einer Studie zu Menschen-

handel und Opferbildern in der Schweiz aus, dass ein Auftreten als „sichtbar traumatisiertes“, 

sanftes und dankbares „Opfer“ die Wahrscheinlichkeit der Identifizierung von Betroffenheit und 

Glaubwürdigkeit im Unterstützungssystem erhöht. Auf Basis von Expert*inneninterviews zu Fall-

beispielen zeigen die Autor*innen auf, dass die Wahrnehmung von abweichendem Auftreten, 

etwa bei Frauen, die sich fordernd, selbstbewusst oder sogar aggressiv zeigen, auch von rassis-

tischen Stereotypen geprägt ist und das Erkennen von Betroffenheit und Bedarf beeinträchtigt 

wird.59

56 Palumbo, L. (2023): Vulnerability to Exploitation through the Lens of Intersectionality. A Critical Analysis of Instruments and Approaches to Identify 
and Support Exploited and Trafficked Migrants Seeking Protection, in European Journal of Migration and Law, Heft 25 2023, S. 421–448, S. 433 und 447, 
https://brill.com/downloadpdf/view/journals/emil/25/4/article-p421_3.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
57 Vgl. Dankwa, S./Bernet, J. (2025): Das ideale Opfer. Der Einfluss von Opferbildern in der Bekämpfung von Menschenhandel, Fachstelle Frauenhandel 
und Frauenmigration (FIZ) (Hrsg.), Zürich, S. 17, 
https://www.fiz-info.ch/images/content/Downloads_DE/Publikationen/Projekte/Opferbilder.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
58 Diese Erwartung findet sich teilweise auch in Indikatorenlisten zu Menschenhandels- und Ausbeutungsbetroffenheit. Diese bewegen sich so in einem 
ambivalenten Feld, da sie einerseits Identifikation unterstützen, andererseits aber auch Erwartungshaltungen festschreiben könnten mit der Gefahr, 
dass Betroffenheit jenseits dieser Erwartungen schwieriger identifizierbar werden könnte.  
59 Vgl. Dankwa, S./Bernet, J. (2025): Das ideale Opfer. Der Einfluss von Opferbildern in der Bekämpfung von Menschenhandel, Fachstelle Frauenhandel 
und Frauenmigration (FIZ) (Hrsg.), Zürich, S. 11, 
https://www.fiz-info.ch/images/content/Downloads_DE/Publikationen/Projekte/Opferbilder.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
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Die soziale Realität von Menschenhandels- und Ausbeutungssituationen weicht häufig deutlich 

von dem voraussetzungsvollen Ideal ab, dass sich Betroffene selbst als „Opfer“ identifizieren, 

über die Ausbeutung als Zeug*in Bericht erstatten (können) und zeigen, dass sie der Ausbeu-

tungssituation und den Täter*innen entkommen wollen. In Bezug auf das beschriebene Bild des 

„idealen Opfers“ ergibt sich hier ein Spannungsverhältnis, das in der bereits genannten Studie  

von Dankwa und Bernet wie folgt zusammengefasst wird: „Opfer haben einerseits bessere Chan-

cen, erkannt zu werden, wenn sie schwach und hilflos wirken, andererseits müssen sie genügend 

Kraft haben, um sich artikulieren und stringent erzählen zu können – ohne dabei zu stark oder 

selbstbewusst zu wirken.“60 Wird diese in sich ambivalente Erwartung nicht erfüllt, droht nicht 

nur ein Infragestellen der Glaubwürdigkeit durch Akteur*innen im Unterstützungssystem61, son-

dern, wenn die betroffene Person keinen sicheren Aufenthaltsstatus hat, die Abschiebung. Denn 

die Zuerkennung des Aufenthaltsstatus für von Menschenhandel betroffene Personen nach 

§ 25 Absatz 4a AufenthG setzt voraus, dass die Person den Kontakt zu den Tatverdächtigen 

abgebrochen hat, als Zeug*in aussagen will und ihre Aussage als relevant für das Strafver-

fahren angesehen wird. In Abgleich mit der sozialen Realität, in der zum einen menschliche 

Beziehungen, auch zu Täter*innen, ambivalent sein können und in der zum anderen Ausbeutung 

schwere psychische Belastung verursachen kann, ist dies mitunter nicht möglich. 

Als Gegenbild zum „idealen Opfer“ wirken stereotype Vorstellungen über die Täter*innenseite 

als „mächtig, fremd und unbekannt“, die im juristischen und öffentlichen Diskurs über Men-

schenhandel weiterhin wirksam sind.62 Vielfach wird Täter*innenschaft im Bereich Menschen-

handel als Organisierte Kriminalität verstanden, eine Gleichung, die aber nicht in allen Fällen 

zutreffend ist. Die Vorstellung fremder, männlicher Täter, die im Kontext Organisierter Krimina-

lität mit jungen, unschuldigen Frauen handeln, greift zu kurz. Das zeigt allein ein Blick auf das 

Bundeslagebild Menschenhandel des Bundeskriminalamts (BKA). In circa zehn Prozent der Fälle 

von sexueller Ausbeutung/Zwangsprostitution waren es Familienangehörige, welche die Person 

hierzu drängten.63 

Eine Studie, in der Vulnerabilitätskonzepte im Kontext Menschenhandel in Italien, Norwegen 

und Belgien untersucht werden, kommt zu ähnlichen Ergebnissen. Hier wird ausgeführt, dass 

viele relevante Akteur*innen wie Polizei, Behörden und Richter*innen ein unzureichendes Ver-

ständnis von der Komplexität von Menschenhandel und Ausbeutung haben. Die Komplexität der 

situativen Vulnerabilität von Betroffenen und ihre komplizierte Positionierung innerhalb dynami-

scher Ausbeutungssituationen werden ebenso nicht ausreichend einbezogen, stattdessen sind 

Erwartungen noch immer vom Bild des „idealen Opfers“ beeinflusst.64

60 Dankwa, S./Bernet, J. (2025): Das ideale Opfer. Der Einfluss von Opferbildern in der Bekämpfung von Menschenhandel, Fachstelle Frauenhandel und Frauen-
migration (FIZ) (Hrsg.), Zürich, S. 22, 
https://www.fiz-info.ch/images/content/Downloads_DE/Publikationen/Projekte/Opferbilder.pdf abgerufen am 30.04.2026.
61 In Bezug auf die Arbeit von FBS in der Schweiz stellen Dankwa und Bernet in ihrer Studie heraus, dass Fachkräften mitunter bewusst ist, dass Betroffene 
nicht den Bildern eines „idealen Opfers“ entsprechen und dass einige Befragte sich bewusst zeigten, dass verinnerlichte Stereotype reflektiert werden müssen 
(vgl. ebd. S. 3 beziehungsweise S. 26).
62 Vgl. Dankwa, S./Bernet, J. (2025): Das ideale Opfer. Der Einfluss von Opferbildern in der Bekämpfung von Menschenhandel, Fachstelle Frauenhandel und 
Frauenmigration (FIZ) (Hrsg.), Zürich, S. 17, 
https://www.fiz-info.ch/images/content/Downloads_DE/Publikationen/Projekte/Opferbilder.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
63 Bundeskriminalamt (2025): Menschenhandel und Ausbeutung, Bundeslagebild 2024, 
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/menschenhandelBundeslagebild2024.pdf , 
abgerufen am 30.04.2026.
64 Palumbo, L. (2023): Vulnerability to Exploitation through the Lens of Intersectionality. A Critical Analysis of Instruments and Approaches to Identify and 
Support Exploited and Trafficked Migrants Seeking Protection, in European Journal of Migration and Law, Heft 25 2023, S. 421–448, S. 433, 
https://brill.com/downloadpdf/view/journals/emil/25/4/article-p421_3.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
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Auch in Bezug auf Deutschland konstatieren zivilgesellschaftliche und wissenschaftliche Ak-

teur*innen mitunter eine fehlende Sensibilität von Staatsanwaltschaften und Richter*innen für 

komplexe und dynamische Situationen und Betroffenheiten. Die GRETA-Expert*innengruppe 

stellt in ihrem dritten Evaluationsbericht (07.07.2024) ein Schulungsdefizit bei Polizei, Staats-

anwaltschaft und Richter*innen im Bereich Menschenhandel fest und empfiehlt diesem ent-

gegenzuwirken, um eine sekundäre Viktimisierung Betroffener zu vermeiden.65 Auch wird fest-

gehalten, dass geschlechtsspezifische Stereotypen, Vorurteile, kulturelle Barrieren, Angst und 

Scham den Zugang von Frauen zur Justiz beeinträchtigen und dass diese Hindernisse während 

der Ermittlungen und Gerichtsverfahren bestehen bleiben können.66 In Bezug auf fortwirken-

de stereotype Annahmen von Täter*innenschaft hält der aktuelle Alternativbericht des Bündnis 

Istanbul-Konvention (2025) fest, dass Richter*innen und Staatsanwaltschaften die Dimension 

häuslicher Gewalt nicht ausreichend berücksichtigen, was auch im Bereich von Menschenhandel 

und Ausbeutung zu beobachten sei. Dadurch würden Gewalt- und Abhängigkeitsstrukturen von 

der Justiz häufig verkannt oder unzureichend strafrechtlich eingeordnet.67 

5. Datenlage und Aussagegrenzen

Es ist davon auszugehen, dass ein überwiegender Anteil der Fälle von Menschenhandel und 

Ausbeutung in Deutschland im Dunkelfeld verbleibt68 und weder in polizeilichen noch in zivil-

gesellschaftlichen Statistiken erfasst wird. Gleichzeitig gestaltet sich die vergleichende Interpre-

tation vorliegender Hellfeld-Statistiken zu Menschenhandel und Ausbeutung in Deutschland als 

schwierig, da diese unterschiedlichen Erhebungssystematiken und -fragen folgen.

Im Folgenden werden die BKA-Statistik „Bundeslagebild Menschenhandel“69 sowie der KOK-

Datenbericht für das Bezugsjahr 2024 in den Blick genommen.70 Das Bundeslagebild stellt eine 

Statistik zu den 576 (17 davon als Fälle von Zwangsverheiratung) im Jahr 2024 abgeschlosse-

nen Ermittlungsverfahren zu Menschenhandel bereit. Dies ist die höchste Zahl seit Beginn der 

Datenerhebung durch das BKA im Jahr 2000. Der KOK-Datenbericht für dasselbe Jahr gibt Auf-

schluss über 659 ausgewertete Beratungsfälle, die von insgesamt 22 Fachberatungsstellen aus 

dem ganzen Bundesgebiet über ein Datentool zusammengetragen und dokumentiert wurden.71  

65 Group of Experts on Action against Trafficking in Human Beings (GRETA) (2024): Evaluation Report. Access to justice and effective remedies for victims 
of trafficking in human beings. Third Evaluation Round, in GRETA(2024)07, Council of Europe, Strasbourg Cedex, S. 36, 
https://rm.coe.int/greta-evaluation-report-on-germany-third-evaluation-round-focus-access/1680b04977 , abgerufen am 30.04.2026.
66 Vgl. Group of Experts on Action against Trafficking in Human Beings (GRETA) (2024): Evaluation Report. Access to justice and effective remedies for 
victims of trafficking in human beings. Third Evaluation Round, in GRETA(2024)07, Council of Europe, Strasbourg Cedex, S. 37 § 136, 
https://rm.coe.int/greta-evaluation-report-on-germany-third-evaluation-round-focus-access/1680b04977 , abgerufen am 30.04.2026.
67 Vgl. Bündnis Istanbul-Konvention (2025): Alternativbericht zur Umsetzung des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, Berlin, S. 36, 
https://jumen.org/wp-content/uploads/2025/11/Alternativbericht_2025.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
68 Einige Schätzungen gehen von bis zu 90 Prozent der Fälle im Dunkelfeld aus: 
https://www.boeckler.de/fpdf/HBS-008862/p_fofoe_WP_333_2024.pdf, abgerufen am 30.04.2026. 
69 Bundeskriminalamt (2025): Menschenhandel und Ausbeutung, Bundeslagebild 2024, 
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/
menschenhandelBundeslagebild2024.pdf , abgerufen am 30.04.2026.
70 KOK - Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (2025): Bericht des KOK e.V. 2025 Datenerhebung zu Menschenhandel und    
Ausbeutung in Deutschland. Erfassungszeitraum Januar – Dezember 2024, 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/Publikationen_KOK/KOK_Datenbericht_2025_d_Bericht_web.pdf, 
abgerufen am 30.04.2026.
71 Möglich ist dabei, dass Personen mehrfach im Datenpool eingetragen sind, beispielsweise, wenn sie mit verschiedenen Beratungsanliegen an Fach-
beratungsstellen herantraten.
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Die Fallzahlen betreffen somit unterschiedliche Bereiche – strafrechtliche Dimension und Be-

ratungspraxis – und können Überschneidungen aufweisen, jedoch nur zu einem kleinen Anteil. 

Im Bundeslagebild ist bereits, der 2026 erfolgenden Reform des Strafrechts vorausgreifend, der 

Phänomenbereich der Zwangsverheiratung als Form des Menschenhandels miteingeschlossen. 

Im KOK-Bericht wird diese Ausbeutungsform nicht eigens berücksichtigt. Im Folgenden sind die 

Fälle von Zwangsverheiratung bei den Nennungen der Bundeslagebild-Angaben ausgenommen, 

um den inhaltlichen Bezugsrahmen der beiden Statistiken aufeinander abzustimmen.72 Eine Ver-

gleichbarkeit der Erhebungen bleibt prinzipiell nur sehr eingeschränkt und unter umsichtiger 

Kontextualisierung möglich.

Übereinstimmend zeigt sich, dass ein deutlich überwiegender Teil der erfassten Fälle von Men-

schenhandel und Ausbeutung den Bereich sexuelle Ausbeutung/Zwangsprostitution betrifft. 

Im Bundeslagebild betrifft dies (verschiedene Straftatbestände in diesem Bereich zusammen-

genommen) etwa 65 Prozent der Fälle, im KOK-Datenbericht haben die involvierten Fachkräf-

te in 78 Prozent der Fälle eingeschätzt, dass der Straftatbestand der Zwangsprostitution erfüllt 

worden sei. Dabei fand die Ausbeutung in den meisten Fällen ohne eine Anmeldung der Tätigkeit 

gemäß Prostituiertenschutzgesetz statt. In beiden Erhebungen wird die Ausbeutung der Arbeits-

kraft (KOK: neun Prozent, BKA: sieben Prozent der Fälle) als zweithäufigste Ausbeutungsform 

dokumentiert. Fälle in denen andere Ausbeutungsformen eine Rolle spielten, wurden verhältnis-

mäßig selten erfasst.73 

Zudem zeigt sich übereinstimmend eine eindeutig mehrheitliche Betroffenheit von Frauen. Die 

genderspezifische Dimension von Menschenhandel wird hier deutlich. Der KOK-Bericht erfass-

te 84 Prozent weibliche Betroffene, während in den im Bundeslagebericht dokumentierten Er-

mittlungsverfahren etwa 74 Prozent der Betroffenen weiblich waren. Zwei betroffene Personen 

wurden als divers erfasst, im Bundeslagebild ist dies von einer Person dokumentiert. Männliche 

Personen machten im KOK-Datenbericht sechs Prozent der Betroffenen aus, im Bundeslagebe-

richt 25 Prozent. Der auffallend höhere Anteil männlicher Betroffener im Bundeslagebericht ist 

vor allem im Bereich Menschenhandel zur Arbeitsausbeutung zu verorten. Die unterschiedliche 

Gender-Verteilung in den beiden Erhebungen könnte mit verschiedenen Faktoren zusammen-

hängen: beispielsweise, dass männliche Betroffene von Arbeitsausbeutung seltener Beratungs-

stellen aufsuchen und/oder, dass weibliche Betroffene weniger häufig identifiziert werden. 

Eine Diskrepanz zwischen KOK-Bericht und Bundeslagebericht zeigt sich mit Blick auf die Her-

kunftsländer der Betroffenen, gerade hinsichtlich jener Personen, die von Menschenhandel 

im Bereich sexueller Ausbeutung/Zwangsprostitution betroffen waren. Die Falldokumentation 

durch das KOK-Datentool bildet eine Verschränkung von Menschenhandel mit Migration und 

Flucht ab. Nur acht Prozent der erfassten Betroffenen hatten die deutsche Staatsbürgerschaft. 

Der Großteil der Klient*innen kam zudem aus Drittstaaten, insbesondere aus westafrikanischen 

Ländern (52 Prozent). Im Bundeslagebericht waren hingegen die meisten Betroffenen sexueller 

72 Dementsprechend beziehen sich die Zahlen dann auf eine Fallmenge von 559 abgeschlossenen Ermittlungsverfahren mit 622 Betroffenen entspricht.
73 In 30 Fällen sahen die Fachkräfte einen Straftatbestand zu einer anderen Ausbeutungsform erfüllt (KOK-Bericht). Im Bundeslagebild wurden sogar nur ein 
Fall von Ausbeutung bei der Ausübung der Bettelei sowie zwei Fälle der Ausbeutung bei der Begehung strafbarer Handlungen festgehalten. Dies kann unter 
anderem auch auf eine niedrige Identifizierungsrate von Betroffenheit hinweisen.
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Ausbeutung deutsche Staatsbürger*innen, insgesamt 63 Prozent der betroffenen Personen ka-

men aus einem EU-Staat (einschließlich Deutschland). Es zeichnet sich also ein eklatanter Unter-

schied zwischen der Personengruppe ab, die die Beratungspraxis erreicht, und jener, die als Be-

troffene in Strafverfahren eingebunden ist.

In diesem Zusammenhang wird im Bundeslagebericht eingeräumt, deutsche Betroffene seien 

meist besser über ihre Rechte informiert, hätten üblicherweise mehr Vertrauen in die Strafver-

folgungsbehörden und profitierten von einer Verankerung in der Gesellschaft.74 Es deutet sich 

an, dass Betroffene aus Drittstaaten weniger Zugang zu strafrechtlichen Maßnahmen haben. 

Dies kann gleichzeitig Symptom von Ungleichheiten sein und wiederum ungleichheitsverstär-

kend wirken, da die Personen nicht von möglichen Vorteilen wie einem Aufenthalt nach § 25 

Absatz 4a AufenthG oder Entschädigungsrechten profitieren können. Im KOK-Bericht ist doku-

mentiert, dass in 206 der erfassten Fälle ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde, in 53 Pro-

zent dieser Fälle durch eine Strafanzeige des*der Klient*in. Hier werden fehlendes Wissen über 

eigene Rechte und Verfahrensabläufe, die Angst, sich selbst zu belasten, sich und die Familie zu 

gefährden oder auf Täter*innen zu treffen, als mögliche Sorgen im Zusammenhang mit Straf-

verfahren benannt. Personen mit Migrationserfahrung, vor allem Personen aus Drittstaaten mit 

möglicherweise unsicherem Aufenthaltsstatus, sind von einigen dieser Faktoren überproportio-

nal stark betroffen. 

Im Bundeslagebericht wird für 2024 von 209 abgeschlossene Verfahren75 mit minderjährigen Be-

troffenen berichtet, davon die überwiegende Mehrheit (195) zur kommerziellen sexuellen Aus-

beutung. In den im KOK-Datenbericht ausgewerteten Fällen waren nur knapp über 14 Prozent 

der Betroffenen unter 21 Jahre alt. Ein Bedingungsfaktor könnte sein, dass die eingebundenen 

FBS nicht explizit auf die Ansprache Minderjähriger ausgerichtet sind, beziehungsweise andere 

Anlaufstellen für die Unterstützung dieser Zielgruppe eine relevantere Rolle spielen. 

Die Zahlen des Bundeslagebilds und des KOK-Datenberichts für das Bezugsjahr 2024 verdeut-

lichen die große Relevanz des Phänomens Menschenhandel und Ausbeutung in Deutschland, 

zugleich machen sie nur einen Ausschnitt der tatsächlichen, gesamtgesellschaftlichen Dimension 

sichtbar, da von einem überwiegenden Anteil von Fällen im Dunkelfeld auszugehen ist. Beide 

Statistiken zeigen, dass deutlich mehrheitlich Frauen betroffen sind und Menschenhandel vor-

wiegend im Bereich der sexuellen Ausbeutung/Zwangsprostitution erfasst wird. 

74 Bundeskriminalamt (2025): Menschenhandel und Ausbeutung, Bundeslagebild 2024, S. 8, 
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/menschenhandelBundeslagebild2024.pdf, 
abgerufen am 30.04.2026.
75 Einbezogen wurden allerdings nicht nur Menschenhandelsdelikte, sondern zugleich auch verwandte Delikte mit erfasster kommerzieller Komponente.      
Insgesamt spiegelt sich in der verhältnismäßig hohen Zahl eine besondere Betroffenheitsgefährdung minderjähriger Personen.
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4. Zwangsverheiratung: Phänomenanalyse

1. Rechtliche Rahmung 

„Zwangsheirat“ wird im deutschen Strafgesetzbuch gemäß § 237 StGB sanktioniert. Wie der 

Menschenhandel ist auch die Zwangsverheiratung eine Straftat und zugleich als Menschen-

rechtsverletzung und Gewalttat Grundlage für staatliche Interventionen und Leistungsansprü-

che in anderen Rechtsgebieten. So stellt die Zwangsverheiratung unter anderem eine Verletzung 

des in Artikel 12 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) enthaltenen Rechts auf 

Eheschließung dar. Denn Artikel 12 enthält neben dem positiven Recht auf Eheschließung „auch 

die negative Freiheit, eine Ehe nicht eingehen zu müssen, wenn dies nicht dem eigenen Wunsch 

entspricht“.76 Eine strafrechtliche Annäherung bietet sich mithin zwar aufgrund der begriffli-

chen Schärfe und Sanktionslogik des Strafrechts an, bleibt jedoch – wie beim Menschenhandel 

– systembedingt begrenzt. Diese Begrenzung zeigt sich bereits darin, dass der Tatbestand der 

Zwangsverheiratung unmittelbar an das Institut der Ehe anknüpft. Die rechtliche Ausgestaltung 

dieses Instituts ist jedoch dem Familienrecht vorbehalten und findet sich u.a. in den Artikeln 11 

bis 13 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) und §§ 1297 ff. des Bür-

gerlichen Gesetzbuches (BGB). Diese Regelungen sind wiederum Ausfluss des verfassungsrecht-

lichen Schutzes der Ehe nach Artikel 6 Absatz 1 Grundgesetz (GG). Bereits hieraus ergibt sich 

eine komplexe Verschränkung von Strafrecht, Zivilrecht und Grundrechten, die auch dadurch 

verstärkt wird, dass die Ehe Voraussetzung für weitere Rechtspositionen ist, beispielsweise im 

Aufenthalts-, Sozial- oder Unterhaltsrecht. Da junge Menschen überdurchschnittlich häufig von 

Zwangsverheiratung betroffen sind und diese oft im familiären Umfeld organisiert wird, ist auch 

oft das Kinder- und Jugendhilferecht und das damit einhergehende rechtliche Spannungsfeld 

zwischen dem verfassungsrechtlichen Schutz der Familie und der staatlichen Verantwortung für 

den Schutz des Kindeswohls anwendbar.77  

Die Zwangsverheiratung nach § 237 Absatz 1 StGB 
Die Zwangsverheiratung ist im deutschen Strafrecht in § 237 StGB als eigenständiger Straftatbe-

stand geregelt und wie der Menschenhandel systematisch im 18. Abschnitt bei den Straftaten 

gegen die persönliche Freiheit verortet. Geschützt wird die freie Willensbildung bei der Einge-

hung der Ehe als Ausdruck persönlicher Selbstbestimmung. § 237 StGB unterscheidet in Absatz 1 

und 2 zwei Tatalternativen, die Nötigung zur Eingehung der Ehe nach Absatz 1 und die sogenann-

te Heiratsverschleppung im Vorfeld einer solchen Nötigung in Absatz 2. § 237 Absatz 3 StGB sieht 

für beide Alternativen eine Versuchsstrafbarkeit vor. Nach § 237 Absatz 4 StGB ist für minder 

schwere Fälle eine Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren oder Geldstrafe zu verhängen.  

76 Siehe VG Frankfurt, 1 K 1836/11.F.A., Urteil vom 04.07.2012, S. 5 f., 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/uploads/tx_t3ukudb/vg_frankfurt_04_07_2012_01.pdf, abgerufen am 30.04.2026, dort mit weitergehenden 
Hinweisen, unter anderem dazu, dass darüber hinaus bei einer Zwangsverheiratung auch von einer Verletzung des Rechts auf Privatlebens nach Artikel 8 
EMRK auszugehen ist und je nach Ausgestaltung der konkreten Ehesituation auch weitere grundlegende Menschenrechtsverletzungen damit verbunden sein 
können. Zum menschenrechtlichen Kontext auch Bielefeldt, H./Follmar-Otto, P.: „Zwangsverheiratung – Ein Menschenrechtsthema in der innenpolitischen 
Kontroverse“ in Zwangsverheiratung in Deutschland: Forschungsreihe Band 1, BMFSFJ/DIMR, Nomos: 2007, 1. Auflage, 13 – 27, S. 13 f. 
77 Artikel 6 Absatz 2 Grundgesetz definiert in Satz 1 das „natürliche“ Recht der Eltern zur Pflege und Erziehung ihrer Kinder und setzt dem aber in Satz 2 das 
staatliche Wächteramt entgegen, um das Kindeswohl zu sichern. Was das Kindeswohl ausmacht oder Voraussetzung für eine entsprechende Kindheit ist 
gesetzlich jedoch nicht definiert. Relevante allgemeine Zielsetzungen lassen sich jedoch beispielsweise aus der Charta der Kinderrechte ableiten und auch 
aus Regelungen wie § 1 Absatz 1 SGB VIII, wonach jeder „junge Mensch [...] ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer selbst-
bestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ hat.
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Nach § 237 Absatz 1 StGB wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, 

wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen 

Übel zur Eingehung der Ehe nötigt. Die Tat ist jedoch nur dann rechtswidrig, wenn der Einsatz von 

Gewalt oder die Drohung mit Blick auf den angestrebten Eheschluss als verwerflich gilt. Das soll 

dem Umstand gerecht werden, dass Strafrecht ultima ratio ist und viele Willensentscheidungen 

im Kontext sozialer Einflüsse stattfinden. Nicht alle davon sind strafrechtlich relevant. Manche 

erfordern aus juristischer Sicht vielmehr eine besonnene Selbstbehauptung der Betroffenen.78 

Wann im Einzelfall die Schwelle von noch auszuhaltenden zu strafrechtlich relevanten Einwirkun-

gen auf den Willen Betroffener überschritten ist, lässt sich nicht pauschal bestimmen. Diese Be-

wertung ist, trotz aller strafrechtlichen Bestimmtheitsbemühungen und Objektivierungsversu-

che, stets auch abhängig von den Überzeugungen und der Praxis der Strafverfolgungsbehörden 

und Gerichte. Dennoch muss dabei ein konkreter Sachverhalt juristisch gewürdigt werden. Wie 

umfassend oder differenziert dieser Sachverhalt erfasst, dargestellt und in die rechtliche Bewer-

tung eingebracht wird, hängt auch davon ab, wie zugänglich Fachwissen zu Zwangsverheiratung, 

beispielsweise über Kriterienkataloge oder Rechtsübersichten, ist.79 

§ 237 Absatz 1 StGB ist als Erfolgsdelikt ausgestaltet, das heißt die Tat ist beendet, sobald die 

betroffene Person erfolgreich zur Eingehung der Ehe genötigt wurde.80 Erfolgsdelikte sind im 

Strafrecht von Dauerdelikten abzugrenzen, bei denen ein rechtswidriger Zustand geschaffen 

oder aufrechterhalten wird. Zu diesen zählt beispielsweise die Ausbeutung der Arbeitskraft 

nach § 233 StGB, bei der bereits der Begriff der Ausbeutung und die Bezugnahme auf eine Be-

schäftigung verdeutlichen, dass das Unrecht in einem fortdauernden Zustand liegt. Für § 237 

Absatz 1 StGB folgt daraus, dass Vorgänge nach der Eheschließung für die Strafbarkeit nach        

§ 237 StGB nicht mehr relevant sind. Gewalt oder Drohung, die eingesetzt wird, um eine frei-

willig oder unter Zwang geschlossene Ehe aufrechtzuerhalten, kann also nicht nach § 237 StGB 

verfolgt werden, sondern erfordert den Rückgriff auf andere Straftatbestände.81  

Der enge Ehebegriff in § 237 Absatz 1 StGB
Ein zentraler Kritikpunkt an § 237 Absatz 1 StGB ist der darin verwendete Ehebegriff. Denn bei 

der strafrechtlich gebotenen engen Auslegung ist § 237 StGB auf Ehen beschränkt, die nach in-

ländischem oder ausländischem Recht rechtswirksam sind. Eine nach deutschem Recht rechts-

wirksam geschlossene Ehe ist eine „rechtlich verbindliche, im Grundsatz auf Dauer angelegte, 

auf freiem Entschluss beruhende, in besonderer Weise mit gegenseitigen Einstandspflichten 

einhergehende, gleichberechtigte und autonom ausgestaltete Lebensgemeinschaft, die durch 

einen formalisierten, nach außen erkennbaren Akt begründet wird.“82   

78 Valerius, § 237 StGB, in Beck’scher Online Kommentar zum StGB, Heintschel-Heinegg/Kudlich, 66. Auflage, Stand 01.08.2025, Rn. 5.
79 Lediglich beispielhaft ein kompakter, wenn auch mittlerweile veralteter „Leitfaden zu den aufenthaltsrechtlichen Auswirkungen für von Zwangsverheiratung 
betroffene oder bedrohte Ausländerinnen und Ausländer“ des Ministeriums für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen des Landes Rheinland-Pfalz, 
Stand 01.02.2012, 
https://mffki.rlp.de/fileadmin/07/Dokumente/Themen/Integration/Integration_Downloads/Anlage_-_Leitfaden_zu_den_aufenthaltsrechtlichen_
Auswirkungen.pdf, abgerufen am 30.04.2026. Aktueller, aber mit einem Fokus auf die Arbeitsausbeutung auch diese „Handreichung für Staatsanwaltschaf-
ten in Verfahren wegen Menschenhandel zum Zwecke der Arbeitsausbeutung“ des KOK e.V. vom 16.09.2024, 
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/serviceangebote/publikationen/detail/handreichung-fuer-staatsanwaeltinnen-zum-thema-arbeitsausbeutung, 
abgerufen am 30.04.2026. 
80 Valerius, § 237 StGB, in Beck’scher Online Kommentar zum StGB, Heintschel-Heinegg/Kudlich, 66. Auflage, Stand 01.08.2025, Rn. 1.3, 6. 
81 Valerius, § 237 StGB, in Beck’scher Online Kommentar zum StGB, Heintschel-Heinegg/Kudlich, 66. Auflage, Stand 01.08.2025, Rn. 6.
82 Leitsatz Nr. 1, Rn. 109, 114 Beschluss des Ersten Senats vom 1. Februar 2023 in der Sache 1 BvL 7/18 (Kinderehe), abrufbar unter 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/02/ls20230201_1bvl000718.html, abgerufen am 30.04.2026; § 1353 BGB.
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Das erfordert unter anderem, dass die Eheleute ehemündig und damit grundsätzlich volljährig 

sind und ihren Eheschließungswillen persönlich gegenüber einem*einer Standesbeamt*in erklä-

ren. Rein religiöse oder kulturelle Eheschließungen werden deshalb von § 237 StGB nicht erfasst, 

auch wenn sie faktisch häufig eine vergleichbare Bindungswirkung wie die standesamtliche Ehe 

entfalten. Einige Rechtswissenschaftler*innen plädieren deshalb dafür, den Wortlaut von § 237 

Absatz 1 StGB zu erweitern und beispielsweise neben Ehen auch „eheähnliche Verbindungen“ 

einzubeziehen oder den Ehebegriff generell weiter zu fassen, etwa über die Formulierung „Ehen, 

die nach staatlichen, religiösen oder kulturellen Normen als wirksam angesehen werden“.83 

Nach ausländischem Recht wirksam geschlossene Ehen sind in Deutschland nach den allgemei-

nen Prinzipien des internationalen Privatrechts regelmäßig als rechtswirksam anzuerkennen. Sie 

werden also grundsätzlich von § 237 StGB erfasst. Eine Ausnahme besteht aber dann, wenn 

mit der Anerkennung der ausländischen Ehe die Anwendung einer Rechtsnorm einhergeht, die 

mit den „wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist“.84 Das 

kann im Einzelfall zu schwierigen Abgrenzungsfragen führen, deren Beantwortung angesichts 

der Vielzahl von Rechtspositionen, die in Deutschland an die Wirksamkeit der Ehe geknüpft sind, 

existenzielle Konsequenzen haben kann. So hängen beispielsweise Ausgleichs- und Unterhalts-

zahlungen oder auch Aufenthaltsrechte von der Wirksamkeit der Ehe ab. Neben dem nachvoll-

ziehbaren Ziel, bestimmte Praktiken rechtlich nicht zu legitimieren, müssen diese Konsequenzen 

bei der Entscheidung über die Anerkennung einer Ehe stets berücksichtigt werden. Ein Lösungs-

ansatz dafür ist, entsprechend juristisch „bemakelte“ Ehen nicht pauschal für unwirksam zu er-

klären, sondern ihre Aufhebung zu regeln. Dieser Ansatz ist auch für Zwangsverheiratungen von 

Bedeutung. Zwar widerspricht eine unter Gewalt oder Drohung geschlossene Ehe dem Grund-

prinzip der freien Eheschließung. Gleichwohl führt diese Beeinträchtigung nach geltendem Recht 

lediglich zur Aufhebbarkeit der Ehe auf Antrag eines der Eheleute. Denn eine pauschale Unwirk-

samkeit könnte Betroffene rechtlich schlechter stellen und zugleich den Straftatbestand von 

§ 237 StGB rechtlich entleeren, weil damit letztlich jede Zwangsverheiratung nicht vom Ehe-

begriff erfasst wäre. 

Beispielshaft für dieses Ringen um eine rechtlich differenzierte und betroffenengerechte Lösung 

ist die erst kürzlich erneut geführte Auseinandersetzung zum richtigen Umgang mit im Ausland 

geschlossenen Kinderehen. Im Sommer 2024 hat diese Auseinandersetzung mit dem Gesetz 

zum Schutz Minderjähriger bei Auslandsehen zu einer Überarbeitung von § 1305 BGB geführt. 

Nach derzeitiger Rechtslage sind im Ausland geschlossene Ehen Minderjähriger unwirksam, 

wenn eine der beteiligten Personen bei Eheschluss unter 16 Jahre alt war. Hingegen sind Ehen, 

die unter Beteiligung einer Person zwischen 16 und 18 Jahren geschlossen wurden, lediglich 

aufhebbar. Mit dem überarbeiteten § 1305 BGB können Personen, die wegen des Verstoßes 

gegen die Mindestaltersgrenze in einer unwirksamen Ehe leben beziehungsweise gelebt haben, 

dennoch Unterhaltsansprüche aus der Ehe geltend machen. Überdies besteht die Möglichkeit, 

die Ehe erleichtert erneut und wirksam zu schließen und dadurch die Mängel der ursprüng-

lich eingegangenen Eherückwirkend zu heilen. Außerdem besteht nach § 31 Absatz 2 AufenthG 

zur Vermeidung besonderer Härte die Möglichkeit eines eigenständigen Aufenthaltsrechts der 

83 Valerius in Beck’scher Online Kommentar zum StGB, § 237 StGB, Heintschel-Heinegg/Kudlich, 66. Auflage, Stand 01.08.2025, Rn. 6.2.
84 Vgl. Artikel 6, 13 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche (EGBGB).
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Ehegatten auf Grundlage ihrer ehelichen Lebensgemeinschaft, auch wenn die Ehe aufgrund der 

Minderjährigkeit nicht als rechtmäßig anerkannt wird. 

Die Heiratsverschleppung nach § 237 Absatz 2 StGB 
Nach § 237 Absatz 2 StGB wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft, 

wer zur Begehung der Nötigung zur Ehe die betroffene Person durch Gewalt, Drohung mit einem 

empfindlichen Übel oder List in ein Gebiet außerhalb des Geltungsbereichs des StGB verbringt, 

dazu veranlasst, sich dorthin zu begeben oder davon abhält, von dort zurückzukehren. Der Tat-

bestand ist eng an § 234a StGB (Verschleppung) angelehnt und wird deshalb auch als Heirats-

verschleppung bezeichnet. Sanktioniert wird das gezielte Herstellen einer auslandsbedingten 

Vulnerabilität, in der Betroffene faktisch keine andere Handlungsoption sehen, als in die Ehe 

einzuwilligen. § 237 Absatz 2 StGB erweitert die Strafbarkeit gegenüber der Zwangsverheiratung 

nach Absatz 1 in zweifacher Hinsicht: Zum einen werden hier bestimmte Vorbereitungshand-

lungen eigenständig sanktioniert, die andernfalls, wenn überhaupt, als versuchte Zwangsver-

heiratung strafrechtlich relevant wären. Zum anderen nennt § 237 Absatz 2 StGB neben Gewalt 

und Drohung auch die List als verwerfliches Tatmittel. Diese Trias verwerflicher Tatmittel erinnert 

stark an die Ausgestaltung des schweren Menschenhandels nach § 232 Absatz 2 Nummer 1 StGB. 

Versuch und minder schwerer Fall nach § 237 Absatz 4, 5 StGB 
Nach § 237 Absatz 4 StGB ist der Versuch der Zwangsverheiratung strafbar. Die Regelung gilt glei-

chermaßen für die Nötigung zur Eingehung der Ehe nach Absatz 1 und die Heiratsverschleppung 

nach Absatz 2. Für die Heiratsverschleppung führt dies dazu, dass die Strafbarkeit noch weiter 

vorverlagert wird. Dadurch können sonst rechtlich neutrale Handlungen strafrechtlich relevant 

werden und die innere Einstellung des*der Täter*in wird noch zentraler für die Strafverfolgung. 

§ 237 Absatz 5 StGB sieht zudem eine geringere Strafe für minder schwere Fälle vor. Diese Rege-

lungstechnik ist im 18. Abschnitt des StGB weit verbreitet und auch Ausdruck der Herausforde-

rung, die Grenze zwischen noch legitimen und schon strafwürdigen Einwirkungen auf die persön-

liche Freiheit und Willensbildung und den dafür angemessenen Strafrahmen verhältnismäßig zu 

bestimmen. So sehen beispielsweise die Zwangsprostitution oder die Ausbeutung der Arbeits-

kraft entsprechende Regelungen vor. Eine entsprechende Regelung enthält der Menschenhandel 

hingegen nicht. Nach der Gesetzesbegründung soll der minder schwere Fall insbesondere dann 

erwogen werden, wenn „das Maß der angewandten Gewalt gering ist oder die Drohung eine 

eher geringe Intensität aufweist.“85 Das führt im Einzelfall zu schwierigen Abgrenzungen. Nach 

ständiger Rechtsprechung zu § 237 Abs. 5 StGB gilt, dass zur Begründung eines minder schweren 

Falles oder zur Rechtfertigung einer Straftat explizit nicht auf Wertevorstellungen des*der Tä-

ter*in abgestellt werden darf, aufgrund derer der*die Täter*in zum Tatzeitpunkt beispielsweise 

überzeugt war, ethisch wie moralisch das Richtige zu tun.86 Auch nach Art. 12 Abs. 5 der Istan-

85 Valerius, § 237 StGB in: Beck’scher Online Kommentar zum StGB, Heintschel-Heinegg/Kudlich, 66. Auflage, Stand 01.08.2025, Rn. 17 unter Bezugnahme auf 
Bundestag-Drucksache 17/4401/13. 
86 Siehe dazu sehr umfassend Lembke, U.: „Gewalt im Geschlechterverhältnis, Recht und Staat“ sowie Lembke, U./Foljanty, L.: „Migration, Flucht und Ge-
schlecht“ in: Feministische Rechtswissenschaft: Ein Studienbuch, Foljanty, L./Lembke, U.(Hrsg.), 2. Auflage, 2012. Die Diskussion richtet sich nunmehr auf 
die Frage, ob sich entsprechende Überzeugungen nicht viel eher strafbegründend oder strafschärfend auswirken können und müssen, so beispielsweise 
im Zusammenhang mit Forderungen nach der Einführung eines Femizid-Tatbestands. Siehe dazu beispielsweise Steinl, L./Streuer, J.: „Femizide: Rechtlicher 
Rahmen und Strafverfolgung“, BPB, 
https://www.bpb.de/themen/gender-diversitaet/femizide-und-gewalt-gegen-frauen/517633/femizide-rechtlicher-rahmen-und-strafverfolgung/, abgerufen 
am 30.04.2026. Beispielshaft auch die Kommentierung in Wieck-Noodt, § 237 in Münchener Kommentar zum StGB, 5. Auflage 2025, Rn. 59.
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bul-Konvention dürfen Kultur, Bräuche, Religionen oder Traditionen nicht als Rechtfertigung für 

geschlechtsspezifische Gewalt angesehen werden. Vielmehr sind derartige Wertvorstellungen 

strafschärfend zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere dann, wenn patriarchale Gewalt im 

Familienkontext stattfindet.87 Denn der Straftatbestand der Zwangsverheiratung soll die gewalt-

volle Durchsetzung patriarchaler Vorstellungen, die mit dem Würde- und Gleichheitsgedanken 

der Verfassung nicht vereinbar sind, gerade verhindern beziehungsweise sanktionieren. 

Der Heiratsverschleppung kommt aufgrund des internationalen Bezugs eine Sonderstellung im 

deutschen Strafrecht zu. Denn grundsätzlich gilt das deutsche Strafrecht nur für Taten im In-

land.88  Als Ausnahme dazu sieht § 5 Nummer 6 lit. c StGB vor, dass Straftaten nach § 237 StGB als 

Auslandstaten mit besonderem Inlandsbezug auch dann verfolgt werden können, wenn dieser 

Inlandsbezug sich nicht aus der Tat selbst, sondern einem besonderen Inlandsbezug des*der 

Täter*in oder der betroffenen Person ergibt, etwa weil diese ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 

Inland hat. 

Eine Diskrepanz zwischen § 237 StGB und der Vielfalt von Konstellationen tatsächlicher Zwangs-

verheiratungen ergibt sich schon durch die beiden Einschränkungen, die bereits diskutiert wur-

den: Zum einen erfasst der hier zugrunde gelegte Ehebegriff nur staatlich anerkannte Ehen und 

bildet damit einen relevanten Anteil von Zwangsverheiratungen nicht ab. Dies betrifft etwa reli-

giöse oder kulturelle Eheschließungen. Damit geht die Rechtslage an der Lebenswirklichkeit und 

der Perspektive betroffener Menschen vorbei, für die und deren Umfeld die Ehe, auch wenn nicht 

staatlich anerkannt, genauso bindenden Charakter haben kann.89 Andererseits ist das Strafrecht 

konkret auf den Moment der Verheiratung, die „Eingehung der Ehe“, beschränkt, wodurch etwa 

der Zwang in einer Ehe zu verbleiben, nicht erfasst wird. Möglich ist auch, dass eine Person zwar 

freiwillig eine Ehe eingegangen ist, deren Aufrechterhaltung aber ihrem Willen widerspricht. Sie 

wird beispielsweise durch psychische oder physische Gewalt oder durch die Ausnutzung von auf-

enthaltsrechtlichen Abhängigkeiten daran gehindert, sich aus der Situation zu lösen. Zwar kön-

nen, wenn der*die Zwangspartner*in Gewalt ausübt, andere Straftatbestände relevant werden. 

An ihnen lässt sich aber das fortwährende Gewaltmoment nicht abbilden, das darin besteht, das 

eigene Leben gegen den eigenen Willen mit einer Person als Ehepartner*in teilen zu müssen.90 

Flankierende Straftatbestände und Ordnungswidrigkeiten 
Wie auch der Menschenhandel steht § 237 StGB nicht isoliert. Vielmehr kann und muss in vie-

len Situation auf angrenzende Straftatbestände zurückgegriffen werden, um dem Unrecht straf-

rechtlich umfassend gerecht zu werden. Dies betrifft insbesondere Situationen, in denen Gewalt 

oder Drohungen nach der Eheschließung das Eheleben prägen oder zur Aufrechterhaltung der 

Ehe eingesetzt, jedoch nicht mehr von § 237 StGB erfasst werden. Diese Gewalt oder Drohun-

gen können beispielsweise über §§ 240, 241 StGB (Nötigung, Bedrohung) oder die Körperver-

87 Vgl. Artikel 37, der die Zwangsverheiratung in der Istanbul-Konvention regelt und auf die Artikel 46 dementsprechend anwendbar ist.
88 Siehe dazu insbesondere § 3 StGB. 
89 Vgl. Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung (BuKo). (2025): Positionspapier der Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung 2025, 
https://www.maedchenhaus-kiel.de/wp-content/uploads/2026/01/Buko-2025-Positionspapier.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
90 Vgl. Grans, L. (2024): Conceptualisation of Forced Marriage in the Criminal Law Context in Europe. European Human Rights Law Review, Vol. 5, S. 411-426., 
https://urn.fi/URN:NBN:fi-fe2025022614424, abgerufen am 04.05.2026, S. 426.
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letzungsdelikte und Delikte zum Schutze der sexuellen Selbstbestimmung geahndet werden. 

Ebenso sind sexuelle Übergriffe im Rahmen der Ehe über die Straftaten nach dem 13. Abschnitt 

zu ahnden. 

Darüber hinaus gibt es einige Straftatbestände und Ordnungswidrigkeiten, die im Zusammen-

hang mit Nicht-Ehen relevant werden und damit auch zur Abgrenzung der Zwangsverheiratung 

nach § 237 StGB von anderen Verhaltensweisen beitragen können. So findet sich beispielsweise 

in §§ 70 Absatz 1, 11 Absatz 2 des Personenstandsgesetzes (PStG) ein Verbot für Geistliche und 

Sorgeberechtigte, religiöse oder traditionelle Handlungen vorzunehmen, die darauf gerichtet 

sind, „eine der Ehe vergleichbare dauerhafte Bindung zweier Personen zu begründen, von denen 

eine das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat“. Ein Verstoß gegen dieses Verbot kann als Ord-

nungswidrigkeit mit einer Geldbuße von bis zu 5.000 Euro geahndet werden. §§ 70 Absatz 1, 11 

Absatz 2 PStG unterstreichen rechtssystematisch, dass § 237 StGB diese Form von „Ehe“ nicht 

erfasst, da die Ordnungswidrigkeit andernfalls in weiten Teilen überflüssig wäre. 

Über das Strafrecht hinaus: Zwangsverheiratung als geschlechtsspezifische Gewalt und Kindes-
wohlgefährdung
Die strafrechtliche Perspektive ist zunächst hilfreich und notwendig, um zu verstehen, welche 

Handlungen und Situationen im Rechtsverständnis in Deutschland als Zwangsverheiratung 

(nicht) erfasst sind. Sie beschreibt dabei nur eine Facette der Rechtsdimension. Die Freiheit 

zur Eheschließung ist ein Menschenrecht91, Zwangsverheiratung, ebenso wie Menschenhan-

del (insgesamt), eine Menschenrechtsverletzung. Auch hier greift die staatliche Pflichtentrias 

aus Achtungs-, Schutz- und Gewährungspflichten, die sich in verschiedenen Rechtsbereichen 

widerspiegeln. Im Zusammenhang mit Zwangsverheiratung bestanden bisher keine besonde-

ren Betroffenenrechte und aufenthaltsrechtliche Möglichkeiten wie etwa nach § 25 Absatz 4a 

AufenthG in Menschenhandelsfällen. Diese eröffnen sich erst mit der rechtlichen Einordnung 

von Zwangsverheiratung als mögliche Ausbeutungsform im Kontext von Menschenhandel. Auch 

spielen im Vergleich zu anderen Menschenhandelsfällen insbesondere Familien- und Zivilrecht, 

Gewaltschutz und Kinder- und Jugendhilfe eine größere Rolle. 

Zwangsverheiratung ist für eine Vielzahl weiterer Rechtsgebiete relevant, die aufgrund ihrer je-

weiligen Zielsetzungen, Logiken und Zuständigkeiten strukturelle Dimensionen sowie die Pers-

pektive Betroffener darüber hinaus abbilden können. So ist eine drohende oder erfolgte Zwangs-

verheiratung eines Kindes oder Jugendlichen immer auch eine Kindeswohlgefährdung, die die 

Grund- und Menschenrechte des jungen Menschen, insbesondere das Recht auf Schutz vor Ge-

walt nach Artikel 19 der UN-Kinderrechtskonvention, verletzt.92 Sie ruft deshalb die Kinder- und 

Jugendhilfe auf den Plan. Gerade im Vorfeld einer Zwangsverheiratung können sich Ansprüche 

der Erziehungsberechtigten auf Hilfen zur Erziehung ergeben, mit denen die Situation deeska-

91 Vgl. Vereinte Nationen. (1948): Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Resolution 217 A (III) der Generalversammlung vom 10. Dezember 1948, Artikel 
16, https://www.un.org/en/about-us/universal-declaration-of-human-rights, abgerufen am 30.04.2026. 
92 Mit weiteren Ausführungen, auch zur Herausforderung aufgrund des Fehlens einer rechtsverbindlichen Definition von Kindeswohl, Gerhard, S. (2007): 
„Sozialrechtliche Hindernisse bei der Interventionsarbeit. Bestandsaufnahme und Reformbedarf“ in Zwangsverheiratung in Deutschland: Forschungsreihe 
Band 1, BMFSFJ/DIMR, Nomos, 1. Auflage, 257–272, 260 ff.
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liert und stabilisiert werden kann.93 Diese setzten jedoch einen entsprechenden Antrag oder 

zumindest die Zustimmung der Erziehungsberechtigen voraus, was bei einer drohenden oder 

bereits erfolgten Zwangsverheiratung im familiären Kontext häufig unrealistisch ist. 

Die Kindeswohlgefährdung aufgrund von Zwangsverheiratung kann darüber hinaus je nach 

Gefährdungslage auch einen ordnungsrechtlichen Eingriff der Jugendämter rechtfertigen, ins-

besondere die Inobhutnahme von Kindern oder Jugendlichen nach § 42 SGB VIII. Kinder und 

Jugendliche haben dabei das Recht, auch eigenständig um eine Inobhutnahme zu ersuchen.94 

Werden Berufsgeheimnisträger*innen in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige An-

haltspunkte für eine Zwangsverheiratung bekannt, ist es ihnen erlaubt gemäß § 4 Absatz 3 des 

Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG), das Jugendamt zu informie-

ren. Je nach Gefährdungslage kann diese Information auch ohne vorherige Absprache mit dem 

betroffenen jungen Menschen erfolgen. 

Zwangsverheiratung als eine Form der patriarchalen Gewalt, die insbesondere Mädchen und 

Frauen betrifft, wird zum einen als geschlechtsspezifische Gewalt und im familiären Kontext 

auch als häusliche Gewalt im Sinne des GewHG und des Asylrechts verstanden.95 Fachberatungs-

stellen und Betroffene können mithin unter den Voraussetzungen des GewHG ab 2027 bezie-

hungsweise 2032 Rechtsansprüche daraus ableiten. Offen bleibt bislang, ob und inwieweit Bund 

und Länder den Kreis der Anspruchsberechtigten erweitern, um weiteren Betroffenengruppen 

einen rechtsverbindlichen Anspruch auf Schutz- und Fachberatung zu eröffnen und die Finanzie-

rung entsprechender Angebote rechtlich abzusichern. 

2. Zwangsverheiratung: Vielfältige Konstellationen unter einem 
Begriff

Welche rechtlichen Regelungen konkret berührt werden, hängt auch von der jeweiligen Situa-

tion ab. Der Begriff der Zwangsverheiratung erscheint im Vergleich zum zuvor diskutierten Men-

schenhandelsbegriff, der mit verschiedenen Ausbeutungsformen verbunden ist, zunächst klarer 

konturiert. Tatsächlich umfasst er aber eine große Vielfalt an unterschiedlichen Konstellationen 

mit verschiedenen Beteiligten und Motivlagen sowie Fälle mit und ohne Auslandsbezug. Die 

Vielfalt an möglichen Situationen kann hier nicht umfassend abgebildet, sondern nur beispiel-

haft angedeutet werden.

Mit Blick auf den Kontext Deutschland betreffen Zwangsverheiratungen häufig zwei in Deutsch-

land lebende Personen, von denen mindestens eine gegen ihren Willen zur Eheschließung ge-

93 Vgl. §§ 27 ff. SGB VIII. 
94 Siehe § 42 Absatz 1 Nummer 1 SGB VIII.
95 Siehe beispielsweise die Erläuterungen zu § 2 Absatz 2 zu den noch geschlechtsunabhängigen Formulierungen des GewHG aus dem Fraktionsentwurf der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt, Deutscher 
Bundestag, 20. Wahlperiode, Drucksache 20/14025 vom 03.12.2024, S. 29, 
https://dserver.bundestag.de/btd/20/140/2014025.pdf, abgerufen am 30.04.2026. Zu geschlechtsspezifischer Gewalt als Verfolgungsgrund siehe beispiels-
weise diese Zusammenfassung des EuGH Urteils vom 4. Oktober 2024 (Rs. C-608/22 und C-609/22) von Rechtsanwalt Tim Schröder auf seinem Blog Höchst-
richterliche Rechtsprechung zum Flüchtlingsrecht: 
https://hrrf.de/eugh-bejaht-gruppenverfolgung-von-frauen-in-afghanistan/, abgerufen am 30.04.2026. 
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zwungen wird. Möglich ist aber auch ein Auslandsbezug. Das betrifft etwa Situationen, in denen 

eine in Deutschland lebende Person in ein anderes Land gebracht (z. B. im Kontext eines Fami-

lienurlaubs), an der Rückkehr gehindert und dort zur Heirat gezwungen wird (vgl. § 237 Abs. 2 

StGB). Oft wird hier auch ihre auslandsbedingte Situation der Vulnerabilität ausgenutzt.96 Mit-

unter wissen Personen vor der Reise von der Verheiratung. Der Zwangsprozess, häufig im fami-

liären Kontext, schließt dann den Zwang zum Reiseantritt ein.

Der Begriff betrifft auch Konstellationen, in denen eine Person, häufig aus einem Drittstaat, zu 

einer in Deutschland lebenden Person zwangsverheiratet oder unter falschen Versprechungen 

in eine Ehe hineingetäuscht wird. Im Rahmen der Zwangsehe kann es dann zu weiterer Gewalt 

kommen. Zur Aufrechterhaltung der Zwangsehe und Durchsetzung der Gewalt kann die Aus-

nutzung der auslandsbedingten situativen Vulnerabilität sowie aufenthaltsrechtliche Abhängig-

keiten eine Rolle spielen. Umgekehrt kann auch die in Deutschland lebende Person vom Zwang 

betroffen sein, wenn es etwa darum geht, die Verheiratung für aufenthaltsrechtliche Zwecke zu 

erzwingen und/oder eine aus Sicht der Zwangsausübenden „angemessene*n“ Partner*in aus 

einem anderen Land auszuwählen.

Einer erweiterten Perspektive auf den Begriff der Zwangsverheiratung/-ehe folgend, umfasst der 

Bereich auch alle Ehen, die bereits durch Zwang entstanden sind und aufrechterhalten werden, 

sei es in Deutschland oder im Herkunftsland von Personen, die gemeinsam nach Deutschland 

migriert oder geflohen sind. 

Ebenso muss der Zusammenhang berücksichtigt werden, dass Zwangsverheiratung einen mög-

lichen (genderspezifischen) Fluchtgrund von in Deutschland lebenden geflüchteten Menschen 

darstellen kann, was für das Asylverfahren bedeutsam ist.

Häufig erfolgen Zwangsverheiratungen im Kontext familiärer Gewalt, was dazu führt, dass sie in 

der öffentlichen Auseinandersetzung fast ausschließlich in diesem Bezug thematisiert werden. 

Menschenhandel als übergreifende Kategorie beziehungsweise zum Zweck anderer Ausbeu-

tungsformen wird dagegen oftmals als Organisierte Kriminalität durch Dritte verstanden. Die-

se Gegenüberstellung folgt verbreiteten Deutungsmustern, ist aber in Abgleich mit der Realität 

nicht tragfähig. So können auch in Fällen von Menschenhandel, zum Zweck unterschiedlichster 

Ausbeutungsformen, teilweise nahe, mitunter verwandtschaftliche Beziehungen zwischen Tä-

ter*innen und Betroffenen bestehen und müssen nicht im Rahmen Organisierter Kriminalität 

stattfinden. Andererseits sind in den hier genannten Fallkonstellationen auch Zwangsverheira-

tungen oder -ehen möglich, in denen der familiäre Kontext keine oder nur eine untergeordnete 

Rolle spielt. 

Eine relativ gegenwärtige Diskussion zu Zwangsverheiratung betrifft Fälle, in denen Personen aus 

einem EU-Staat unter falschen Versprechungen angeworben oder gewaltsam gezwungen wer-

den, eine Person aus einem Drittstaat in Deutschland zu heiraten, um dieser einen Aufenthalt 

96 Betroffene verfügen möglicherweise in dem Landeskontext über kein eigenes Netzwerk, sind isoliert und abhängig. Sie können sich eventuell nicht (gut) in 
der jeweiligen Umgebungssprache verständigen, auch könnte es sein, dass ihnen Ausweisdokumente wie der Pass abgenommen werden.
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zu ermöglichen. Anwerbung und Zwang zur Heirat erfolgen durch Mittelspersonen im Kontext 

Organisierter Kriminalität. Die Betroffenen erleben im Rahmen von Zwangsehen häufig Gewalt 

und Ausbeutung. Hier bedarf es einer kritischen Auseinandersetzung unter Einbeziehung der 

Erfahrungen der Betroffenen, um die tatsächliche Prävalenz solcher Fälle einzuordnen und ihre 

Rolle im politischen Diskurs kritisch zu reflektieren. In bisherigen Berichten und Studien zeichnen 

sich mitunter problematische Verschiebungen ab, die den Fokus statt auf die Rechtsverletzungen 

gegenüber Betroffenen auf den rechtlich sowie ethisch zweitrangigen Aspekt „Scheinehen“ le-

gen97, ein im polarisierten Migrationsdiskurs vielfach instrumentalisiertes Schlagwort.

Es zeigt sich, dass mit dem Begriff der „Zwangsverheiratung“ unterschiedliche Szenarien ge-

meint sein können. Diese zu benennen ist relevant, um unterschiedliche Betroffenheitskontexte 

zu berücksichtigen und sichtbarzumachen. Dies kann auch dazu beitragen, verengte Deutungs-

muster zu dem Begriff der Zwangsverheiratung aufzubrechen. Gleichzeitig birgt eine synonyme 

Bezeichnung stets die Gefahr einer Gleichsetzung. Diese würde der eklatanten Verschiedenheit 

von Motivlagen, Gewaltformen und Akteurskonstellationen zuwiderlaufen und könnte zudem zu 

einer weiteren Instrumentalisierung der Thematik im Kontext rassistischer Debatten beitragen. 

Insofern ist es entscheidend, die unterschiedlichen sozialen Realitäten in ihrer jeweiligen Spezi-

fik sichtbar zu machen, um die Breite des Phänomenbereichs „Zwangsverheiratung“ zu erfassen, 

ohne eine Gleichartigkeit oder Nähe verschiedener Kontexte zueinander zu behaupten.

Da (drohende) Zwangsverheiratungen in Deutschland häufig einen Bezug zum familiären Kontext 

haben, werden diese Fallkonstellationen im Folgenden mitunter im Fokus stehen. Auch mit Blick 

auf diesen konkreten Kontext gilt: Motivlagen der Beteiligten können sich deutlich voneinander 

unterscheiden, ebenso wie Mittel und Grad der Zwangsausübung. Betroffen sind Personen mit 

unterschiedlichen Biografien, Nationalitäten und Religionen.98 Dies gilt es deutlich zu benennen, 

gerade im Kontext eines öffentlichen Diskurses, der diese Vielfältigkeit oftmals ausblendet und 

durch Konstruktionen statischer Täter*innen- und Opferbilder und vermeintlich typischer Szena-

rien, eingerahmt durch kulturalisierende Zuschreibungen geprägt ist.

3. Komplexe Dynamiken und Übergänge im Kontext Zwangsver-
heiratung

Wie auch im Phänomenbereich Menschenhandel muss die Auseinandersetzung mit Zwangsver-

heiratung über die rechtliche Dimension hinausgehen und sozialwissenschaftliche Erkenntnis-

97 Problematisch und irreführend sind auch die Bezeichnungen der Fälle als „exploitative sham marriage“ („ausbeuterischen Scheinehe“: wenn die Person 
unter falschen Versprechungen in die Zwangsehe hineingetäuscht wurde) sowie „forced sham marriage“ („erzwungene Scheinehe“: wenn die Person direkt in 
die Ehe gezwungen wurde), siehe beispielsweise Europol (2020): Sham marriages in Europe – Ring leader arrested in Germany: 
https://www.europol.europa.eu/media-press/newsroom/news/sham-marriages-in-europe-ring-leader-arrested-in-germany, abgerufen am 30.04.2026. Mit 
diesen Bezeichnungen wird das Moment der „Scheinehe“ in den Fokus gerückt, also der Umstand, dass eine Person einen rechtlichen Aufenthalt über die 
Zwangsheirat erlangt. Demgegenüber treten das Gewaltmoment und die Betroffenenperspektive in den Hintergrund. Bei einer sogenannten Scheinehe sind 
sich beide Ehegatten bei Eingehung der Ehe einig, dass sie keine eheliche Lebensgemeinschaft mit den damit einhergehenden Pflichten und Verantwortungen 
begründen möchten, §§ 1314 Absatz 5, 1353 Absatz 1 BGB. Bei den thematisierten Phänomenen handelt es sich jedoch in erster Linie um Fälle von Zwangs-
verheiratung und Zwangsehen, teilweise in Überschneidung zu Menschenhandel und damit – im Unterschied zur „Scheinehe“ als Vergehen ohne Geschädigte 
– um Menschenrechtsverletzungen. Zu dieser Form des Menschenhandels/der Zwangsverheiratung vgl. Viuhko, M./Lietonen, A./Jokinen, A. et al (2016): 
Expolitative Sham Marriages: Exploring the Links between Human Trafficking and Sham Marriages in Estonia, Ireland, Latvia, Lithuania and Slovakia, Helsinki.
98 Vgl. Brantl, I./Stein, M./Völschow, Y. (2019): Früh- und Zwangsehen in Europa als Problem der Fluchtmigration: Wahrnehmung und Wirklichkeit? In Stein, 
M., Steenkamp, D., Weingraber, S. & Zimmer, V. (Hrsg.). Flucht. Migration. Pädagogik. Willkommen? Aktuelle Kontroversen und Vorhaben. Bad Heilbrunn: 
Klinkhardt, S. 429-442, S. 440.
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se kritisch miteinbeziehen, um relevante Machtungleichheiten, Bedingungen, Kontinuen sowie 

Diskurse und deren Auswirkungen analytisch in den Blick nehmen zu können. In diesem Kapitel 

wird analog zum Phänomenbereich Menschenhandel eine sozialwissenschaftliche Perspektive 

auf Prozesshaftigkeit, Ambivalenzen sozialer Konstellationen und machtgeprägte Bedingungsfak-

toren entwickelt. Anschließend werden ausgewählte dominante Narrativelemente zu Zwangs-

verheiratung kritisch eingeordnet.

Eine Annäherung an die verschiedenen sozialen Realitäten und Konstellationen, die unter dem 

Begriff Zwangsverheiratung eine Rolle spielen können, muss also zunächst die angesprochene 

mögliche Informalität von Eheschließungen sowie die Prozesshaftigkeit des Zwangsmoments 

berücksichtigen. Dabei kann der Aspekt der Prozesshaftigkeit in einem umfassenden Sinne auf 

das Phänomen Zwangsverheiratung insgesamt bezogen werden: wie bei Menschenhandel ist die 

soziale Realität komplex und dynamisch von fließenden Übergängen, Ambivalenzen und „Grau-

bereichen“ geprägt.

Situationen lassen sich in mehrerer Hinsicht entlang von Kontinuen beschreiben. Das gilt erstens 

mit Blick darauf, dass Druck oder Zwang schon vor der eigentlichen Verheiratung in Hinleitung 

auf diese beginnen kann und sich nach der Verheiratung in der Ehe fortführt. Zu Fällen von 

Zwangsverheiratung als familiäre Gewalt wird mitunter bemerkt, betroffene Personen hätten 

häufig schon vorher eine Einschränkung der Selbstbestimmung, vereinzelt auch andere Formen 

familiärer Gewalt, erlebt.99 Die Zwangsverheiratung ist in einen längerfristigen sozialen Prozess 

eingebettet. Zudem gilt für alle Konstellationen von Zwangsverheiratungen, dass genderspezifi-

sche, ökonomische und andere Faktoren, die die Situationen der Vulnerabilität bedingen, schon 

vor dem Heiratsmoment wirksam sind. 

Gleichzeitig besteht Zwang auch nach dem Verheiratungsmoment fort: einerseits in Form der 

Gewalt, die grundlegend darin besteht, an eine*n Zwangspartner*in gebunden zu sein. Ande-

rerseits wird durch Studien und Fachkräfte aus der Praxis vielfach darauf hingewiesen, dass die 

auf eine Zwangsverheiratung folgende Ehe häufig durch weitere Gewalt geprägt sein kann, etwa 

durch Verletzungen der Selbstbestimmungsrechte und der Rechte auf Bildung und Berufsfrei-

heit, aber auch durch physische Gewalt in Form von Vergewaltigung, Zwangsschwangerschaf-

ten100  sowie Ausbeutung der Care Arbeit oder Lohnarbeitskraft101. Unabhängig von der Frage, 

ob eine Zwangsverheiratung Ausbeutung per se ist, bedeutet dies, dass zumindest innerhalb 

der Zwangsehe auch Formen von Gewalt mit ausbeuterischem Charakter zum Tragen kommen 

können. 

Zweitens sind Motive und Verhalten der Personen, von denen Zwang ausgeht, ausgesprochen 

unterschiedlich und bewegen sich in einem Spektrum unterschiedlicher Intensitäten, entlang 

99 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2022): Zwangsverheiratung bekämpfen – Betroffene wirksam schützen. Eine 
Handreichung für die Kinder- und Jugendhilfe. 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/95582/a0207fbcbd93910dfbfab6c6be660da2/zwangsverheiratung-bekaempfen-betroffene-wirksam-schuetzen-
data.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
100 Vgl. u.a. Grans, L. (2024): Conceptualisation of Forced Marriage in the Criminal Law Context in Europe. European Human Rights Law Review, Vol. 5, 
S. 411-426., https://urn.fi/URN:NBN:fi-fe2025022614424, S. 414.
101 Vgl. Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung (BuKo) (2025): Positionspapier der Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung, , S.3, 
https://www.maedchenhaus-kiel.de/wp-content/uploads/2026/01/Buko-2025-Positionspapier.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
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von Abstufungen und Graubereichen, (patriarchalen) Erwartungshaltungen, moderatem Druck 

bis hin zu schwerwiegender Gewalt. Die Wissenschaftlerinnen Sundari Anitha und Aisha K. Gill 

konzeptualisieren Konsens und Zwang in Bezug auf Ehe als zwei Enden eines Kontinuums. Zwi-

schen diesen Enden liegen verschiedene Grade soziokultureller Erwartungen, Kontrolle, Über-

redung, Druckausübung, Drohung und Gewalt.102 Darauf basierend untersuchen sie, inwiefern 

auch subtile Formen des Zwangs wirksam werden und die Handlungsspielräume von Personen 

eingrenzen.103 Drittens kann auch die Frage nach (Un-)Freiwilligkeit in Bezug auf die Haltung be-

troffener Personen als ein Kontinuum aufgefasst werden. Die Haltung kann eindeutig sein, ist 

aber nicht immer binär als entweder Zwang ablehnend oder ihn akzeptierend zu verstehen. Re-

aktionen können komplex sein, mitunter auch (vordergründig) widersprüchlich. Personen agie-

ren und navigieren teilweise strategisch innerhalb der für sie jeweils wirksamen Einschränkun-

gen.104 In der später untersuchten Beratungs- und Unterstützungsarbeit spielt die Anerkennung 

dieser Komplexität und des Navigierens von Personen entlang dieses Kontinuums eine Rolle, 

um mit Ambivalenzen umzugehen und Klient*innen bedarfsgerecht unterstützen zu können. Zur 

Mehrdimensionalität der Situationen trägt auch bei, dass häufig verschiedene Personen mit ei-

genen Motiven und Beziehungen zueinander eine Rolle spielen. Das können neben unterschied-

lichen Familienmitgliedern auch die (potentielle) Schwiegerfamilie sein, Heiratsvermittler*innen 

oder religiöse Autoritätspersonen.

Darüber hinaus ergibt sich die Frage, wie das Element der „Freiwilligkeit“ vor dem Hintergrund der 

Wirkmächtigkeit struktureller Faktoren einzuordnen ist. Abgrenzungen sind bisweilen komplex, 

etwa mit Blick auf Fälle, in denen sich Personen aus einem Drittstaat aufgrund einer wirtschaft-

lich prekären und perspektivlosen Lage (beeinflusst wiederum durch globale Machtverhältnisse 

und Ungleichheiten) auf ein Ehearrangement mit einer Person aus Deutschland einlassen, um 

zu migrieren und ihre Existenz zu sichern. In Deutschland kommen dann aufenthaltsrechtliche 

Abhängigkeiten hinzu, die sie an die Person binden. Inwiefern hat sich die Person freiwillig zur 

Ehe entschieden? Inwiefern verbleibt sie freiwillig in der Ehe? Wo beginnt Zwang, wenn er nicht 

durch Personen, sondern durch strukturelle Faktoren wirksam ist? Wo bleiben die ihm zugrunde-

liegenden Ungleichheiten als „Normalität“ unhinterfragt?

102 Vgl. Anitha, S./Gill, A. (2009): Coercion, Consent and the Forced Marriage Debate in the UK. In Fem Leg Stud 17, 165–184 (2009). 
https://doi.org/10.1007/s10691-009-9119-4. S. 165.
103 Anitha und Gill argumentieren darauf basierend, der Unterschied zwischen Zwangsverheiratung und arrangierten Eheschließungen sei fließend. Letztere 
bezeichnen eine Heirat, die durch Dritte initiiert wurde und mit freier Zustimmung beider Eheleute vollzogen wird. Der Argumentation von Anitha und 
Gill nach ist es gleichzeitig analytisch unerlässlich, den fließenden Unterschied von erzwungen zu arrangierten Ehen anzuerkennen und letztere nicht unter 
Generalverdacht zu stellen. Für die Beratungspraxis empfiehlt etwa eine Jugendhilfe-Handreichung des BMFSFJ, ausschlaggebend sei immer die Perspektive 
der (potentiellen) Eheleute (vgl. BMFSFJ 2022: 15). Dieser Bericht stimmt diesem Praxishinweis als maßgeblich für eine Beratungsarbeit zu, die Urteils- und 
Handlungsmacht der Klient*innen ernst nimmt.
104 Vgl. Grans, L. (2024): Conceptualisation of Forced Marriage in the Criminal Law Context in Europe. European Human Rights Law Review, Vol. 5, S. 411-426., 
S. 415.

ZWANGSVERHEIRATUNG IM KONTEXT VON MENSCHENHANDEL ZWANGSVERHEIRATUNG



37

4. Bedingungsfaktoren und Situationen der Vulnerabilität im 
Kontext Zwangsverheiratung

Im Folgenden werden einige Merkmale von Situationen der Vulnerabilität nachgezeichnet, in 

welchen sich Klient*innen befinden können, wenn sie auf das Beratungs- und Unterstützungs-

system treffen. Dabei ist es unerlässlich die systemische Dimension miteinzubeziehen, welche 

die Situation betroffener Personen mitbedingt.105 Auch Zwangsverheiratung als gesellschaftli-

ches Phänomen ist unter anderem durch patriarchale, rassistische, migrationspolitische, ökono-

mische und adultistische106 Ungleichheiten strukturiert. Situationen der Vulnerabilität sind dem-

nach nicht nur ein Produkt einer vermeintlich abgrenzbaren interpersonellen Ebene zwischen 

Betroffenen und Zwangsausübenden, sondern auch gesellschaftlich bedingt. Dabei sind die hier 

benannten Faktoren nicht abschließend zu verstehen. Die Resolution der Vereinten Nationen zu 

Kinder-, Früh- und Zwangsehen benennt diese als „harmful practices“ („schädliche Praktiken“) 

und führt unter anderem auch fehlende Bildung und Unsicherheit als Ursachen sowie bewaff-

nete Konflikte und humanitäre Krisen als problemverstärkende Faktoren an.107 Auch ableistische 

Machtverhältnisse108  können eine Rolle spielen und Situationen der Vulnerabilität bedingen.109  

Ökonomische Ungleichheit
Global sind unterschiedliche Linien erkennbar, entlang derer ökonomische Faktoren eine Rol-

le für Zwangsverheiratungen spielen können. Verschiedene Analysen weisen darauf hin, dass 

Armut ein Faktor sein kann, der das Vorkommen von Zwangsverheiratungen mitbedingt.110 In 

Bezug auf das globale Phänomen der Zwangsverheiratung Minderjähriger wird dies ebenso als 

ausschlaggebend mitdiskutiert. In instabilen Kontexten würden diese etwa genutzt, um die wirt-

schaftliche Belastung der Familie zu verringern, Schulden zurückzuzahlen und die Versorgung 

des Kindes/der Jugendlichen und ihrer Familien zu sichern.111 Wenn das Arrangement mit einem 

hohen Brautgeld verbunden ist, werden ökonomische Faktoren deutlich sichtbar. Sie können in 

manchen Fällen auch Teil der Motivation der Zwangsausübenden sein. In einer länderübergrei-

fenden Studie weisen befragte Expert*innen mit Blick auf das Brautgeld darauf hin, dass sich 

in einigen Fällen eine weitere Ausbeutungsebene entfaltet, wenn die vulnerable Situation von 

Eltern (z. B. aufgrund von Armut) gezielt ausgenutzt wird.112 Gleichzeitig kann die Zahlung eines 

Brautgelds den Ausbruch aus der bestehenden Zwangsehe für die Betroffenen erschweren.113  

Ökonomische Krisen von Menschen in Systemen der Ungleichheit können also, verbunden mit 

genderspezifischen und weiteren Faktoren, das Vorkommen von Zwangs- und Minderjährigene-

105 Studien und Debattenbeiträge zum Kontext Deutschland nennen stellenweise Merkmale familiärer Dynamiken, die im Zusammenhang mit Situationen 
(drohender) Zwangsverheiratung häufig anzutreffen seien. Einige werden hier erwähnt und mit strukturellen Faktoren ins Verhältnis gesetzt, eine detaillierte 
Auseinandersetzung ist in diesem Rahmen jedoch weder angemessen umsetzbar noch zielführend. 
106 Adultismus benennt das ungleiche Machtverhältnis von Erwachsenen gegenüber Kindern und die pauschale Zuschreibung von Eigenschaften aufgrund des 
Alters (vgl. z. B. Vielfalt-Mediathek (o.J.): Was ist Adultismus, https://www.vielfalt-mediathek.de/begriffe/adultismus, abgerufen am 30.04.2026).
107 United Nations General Assemby (2018): A/RES/73/153, https://docs.un.org/en/a/res/73/153, abgerufen am 30.04.2026.
108 Ableismus „beschreibt die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung, indem Menschen an bestimmten Fähigkeiten (…) gemessen und auf ihre Be-
einträchtigung reduziert werden.“ (Diversity Arts Culture Berlin (o.J.): Ablesimus, https://diversity-arts-culture.berlin/woerterbuch/ableismus, abgerufen am 
30.04.2026.
109 United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC) (2020): Interlinkages between Trafficking in Persons and Marriage, S. 30, 
https://www.unodc.org/documents/human-trafficking/2020/UNODC_Interlinkages_Trafficking_in_Persons_and_Marriage.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
110 Vgl. United Nations Office on Drugs and Crime (2020): Interlinkages Between Trafficking in Persons and Marriage, Wien, S. 29.
111 Vgl. Hamilton, Marci A. (2020): 2020 Report on Child Marriage in the United States. A National Overview of Child Marriage Data and Law. Child USA, Phila-
delphia, S. 8, https://childusa.org/wp-content/uploads/2020/04/2020-Report-on-Child-Marriage-in-the-US.pdf , abgerufen am 30.04.2026. 
112 United Nations Office on Drugs and Crime (2020): Interlinkages Between Trafficking in Persons and Marriage, Wien, S. 81.
113 Vgl. Chantler, K. (2023): Forced Marriage. In Ali, P., Rogers, M.M. (Hrsg.) Gender-Based Violence: A Comprehensive Guide, S. 69-79, Springer, Cham., S. 73, 
https://doi.org/10.1007/978-3-031-05640-6, abgerufen am 30.04.2026. 
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hen beeinflussen. Dies kann auch bei Konstellationen zutreffen, in denen eine Person aus einem 

Drittstaat eine Person in Deutschland heiratet oder verheiratet wird und mindestens eine der 

beteiligten Personen zur Ehe beziehungsweise zum Verbleib in der Ehe gezwungen wird. Dabei 

können globale Ungleichheiten zwischen Herkunfts- und Zielland eine Rolle spielen.

In Bezug auf (drohende) Zwangsverheiratung von in Deutschland lebenden Personen114 gibt 

es keine aktuellen, belastbaren Erkenntnisse zu der Rolle sozio-ökonomischer Faktoren. Eini-

ge Publikationen stellen fest, Zwangsverheiratungen kommen in allen sozialen Schichten vor,115 

andere verweisen darauf, dass in Familien Betroffener häufig verschiedene sozio-ökonomische 

Probleme eine Rolle spielen, darunter neben anderen Faktoren etwa wirtschaftlicher Druck oder 

dauerhafte Arbeitslosigkeit.116 Gleichzeitig können wirtschaftliche Unsicherheiten ein Mitbedin-

gungsfaktor für Situationen der Vulnerabilität sein, da sie Handlungsspielräume beeinflussen. 

So sind viele Personen (noch) nicht selbst erwerbstätig, etwa in Ausbildung, und finanziell von 

ihren Familien abhängig.117 Eine Entscheidung gegen die Verheiratung bedeutet häufig nicht nur, 

dass Personen ihre Familien verlassen müssen, sondern auch, dass dies aufgrund möglicher Ge-

walt durch die Familie lediglich durch einen Kontaktabbruch möglich ist. Die meisten Personen 

können Sozialleistungen und andere Mittel in Anspruch nehmen, was ein Herauslösen aus der 

Situation ermöglicht. Voraussetzung ist, dass die Personen um ihre Rechte und die Möglichkeiten 

wissen und die Unterstützung tatsächlich lückenlos sichergestellt wird. Zudem können aufent-

haltsrechtliche Einschränkungen hinzukommen.  

Rassistische Ungleichheit, Migrationspolitik und Aufenthaltsrecht
Unter den von Zwangsverheiratung bedrohten Menschen sind viele, die in Deutschland geboren 

und/oder aufgewachsen sind. Insgesamt zeigt sich außerdem deutlich, dass Menschen verschie-

denster Herkünfte und Religionen betroffen sind. Dennoch werden Zwangsverheiratungen im 

öffentlichen und politischen Diskurs häufig instrumentalisiert, um kulturalisierende, rassistische 

Abgrenzungen zu stabilisieren und Bilder des „Anderen“ zu konstruieren.118 119 Dadurch können 

Handlungsspielräume für Betroffene eingeschränkt werden: Zum einen können hilfesuchende 

Personen im Unterstützungssystem, etwa bei Behörden, mit Zuschreibungen oder Misstrauen 

konfrontiert sein.120 Zum anderen verlieren sie infolge eines Kontaktabbruchs zur Familie die 

wichtigsten Bezugspersonen und mitunter ihr gesamtes soziales Netz. Das kann unter Umstän-

den zu einer Situation der Vereinzelung innerhalb einer rassistischen Strukturen geprägten Do-

minanzgesellschaft führen.121 

114 Mit einer Person, die auch in Deutschland lebt, oder mit einer Person, die in einem anderen Staat lebt (z. B. im Kontext von „Heiratsverschleppung“).
115 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ). (2022): Zwangsverheiratung bekämpfen – Betroffene wirksam schützen. Eine 
Handreichung für die Kinder- und Jugendhilfe, S. 14, 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/95582/a0207fbcbd93910dfbfab6c6be660da2/zwangsverheiratung-bekaempfen-betroffene-wirksam-
schuetzen-data.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
116 Vgl. ebd. und auch: Bielefeldt, H./Follmar-Otto, P. (2007): Zwangsverheiratung – ein Menschenrechtsthema in der innenpolitischen Kontroverse. In Zwangs-
verheiratung in Deutschland, Forschungsreihe Band 1, Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), Berlin, S. 13-25, S. 19.
117 Mirbach, T./Schaak, T./Triebl, K. et al (2011): Zwangsverheiratung in Deutschland – Anzahl und Analyse von Beratungsfällen. Kurzfassung, BMFSFJ (Hrsg.), 
S. 31 f., 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/95584/d76e9536b0485a8715a5910047066b5d/zwangsverheiratung-in-deutschland-anzahl-und-
analyse-von-beratungsfaellen-data.pdf, abgerufen am 30.04.2026.
118 Vgl. Brantl, I./Stein, M./Völschow, Y. (2019): Früh- und Zwangsehen in Europa als Problem der Fluchtmigration: Wahrnehmung und Wirklichkeit?. In Stein, 
M., Steenkamp, D., Weingraber, S. & Zimmer, V. (Hrsg.). Flucht. Migration. Pädagogik. Willkommen? Aktuelle Kontroversen und Vorhaben. Bad Heilbrunn: 
Klinkhardt, S. 429–442.  
119 Siehe hierzu auch Kapitel 4.5.
120 Ausführlicher hierzu Kapitel 7.3.3.
121 Sievers, M. (2019): Zwangsverheiratung in den Sommerferien, Rheinische Post, 
https://agisra.org/mitarbeiterin-adrijane-mehmetaj-bassfeld-im-interview-mit-der-rheinischen-post, abgerufen am 30.04.2026.
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Für Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft oder unbefristeten Aufenthalt ergibt sich eine 

Abhängigkeit von sozial- und migrationspolitischen Regelungen in Deutschland, in denen sich 

Machtverhältnisse und Ausschlüsse widerspiegeln. Diese prägen ihre Handlungsmöglichkeiten 

und den Zugang zu einem effektiven Schutz. Ein Beispiel dafür sind Residenzpflicht und Wohn-

sitzauflagen, die die zügige Unterbringung, z. B. in einem Frauenhaus, in einem anderen Bundes-

land behindern, obwohl diese im Fall einer akuten Gefahrenlage dringend notwendig ist. 

Im Vorfeld der Einführung von § 237 StGB und unter Bezugnahme auf das Thema Zwangsver-

heiratung wurden 2007 und 2011 Neuregelungen im Bereich des Migrations- und Aufenthalts-

rechts getroffen, die paradoxerweise einen negativen Effekt auf den Schutz Betroffener haben 

können. 2007 wurden Neuregelungen zur Einschränkung des Familiennachzugs als Maßnahme 

gegen Zwangsverheiratung gerechtfertigt, einerseits der Ehegattennachzug erst ab 18 Jahren 

und andererseits das Erfordernis eines Sprachtests. Diese Maßnahmen machten Zwangsver-

heiratung zum argumentativen Hebel in einem verschärften Migrationsmanagement. Ihre Ver-

hältnismäßigkeit und ihre Effektivität hinsichtlich des Betroffenenschutzes bleibt dabei offen, zu 

befürchten sind mögliche negative Auswirkungen auf Betroffene.122 Durch die 2011 erfolgte An-

hebung der Ehebestandszeit von zwei auf drei Jahre verbleiben zudem Personen ohne unabhän-

gigen Aufenthaltstitel in Zwangsehen länger in aufenthaltsrechtlicher Abhängigkeit von ihrem*r 

Zwangspartner*in. Zwar kann im Falle einer Zwangsverheiratung eine Härtefallregelung greifen, 

in der Praxis ergeben sich diesbezüglich jedoch oftmals Hürden. Das Zwangsmoment wird durch 

aufenthaltsrechtliche Regelungen deutlich mitbedingt. 

Je nach Konstellation kann der*die Zwangspartner*in neben der aufenthaltsrechtlichen Abhän-

gigkeit auch fehlende Sprach- und Rechtskenntnisse sowie ein fehlendes soziales Netzwerk der 

betroffenen Person ausnutzen, um sie zu isolieren, zu kontrollieren und die Zwangsehe aufrecht-

zuerhalten. Diese Faktoren müssen wiederum in ihrer Verschränkung mit diskriminierenden ge-

sellschaftlichen Strukturen und Politiken verstanden werden.

Alter als Bedingungsfaktor von situativer Vulnerabilität
Daneben bedingen auch adultistische beziehungsweise altersbezogene Machtverhältnisse Situ-

ationen der Vulnerabilität entscheidend mit. Viele von Zwangsverheiratung bedrohte Personen 

sind junge Menschen. In familiären Kontexten legitimieren altersbezogene Ungleichheiten ihre 

Unterordnung unter die Entscheidungsgewalt älterer Personen. 

Minderjährigkeit stellt im Spezifischen einen Faktor dar, der Situationen der Vulnerabilität be-

einflusst. Bis zur Volljährigkeit bestehen besondere, auch rechtlich fundierte Abhängigkeiten – in 

erster Linie von den Eltern, unter Umständen auch von Akteur*innen der Jugendhilfe. Gleichzei-

tig eröffnen sich nach dem Erreichen der Volljährigkeit teilweise spezifische Schutzlücken. Jun-

gen Volljährigen, die von Zwangsverheiratung bedroht oder betroffen sind, wird mitunter trotz 

dringenden Bedarfs und des Rechts auf Hilfen zur Erziehung nach § 41 SGB VIII keine Unterstüt-

zung durch die Kinder- und Jugendhilfe gewährt.123

122 Vgl. Markard, N. (2017): Eheschließungsfreiheit im Kampf der Kulturen. In Lembke, U. (Hrsg.) Regulierungen des Intimen. Geschlecht und Gesellschaft, 
vol. 60. Springer VS, Wiesbaden, S. 149 ff., https://doi.org/10.1007/978-3-658-11749-8_7. 
123 Vgl. Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung (BuKo) (2025): Positionspapier der Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung (BuKo) 2025, 
https://www.maedchenhaus-kiel.de/wp-content/uploads/2026/01/Buko-2025-Positionspapier.pdf, abgerufen am 30.04.2026.

ZWANGSVERHEIRATUNG IM KONTEXT VON MENSCHENHANDEL ZWANGSVERHEIRATUNG



40

2017 wurde das „Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen“ verabschiedet. Das Alter der Ehe-

mündigkeit liegt in Deutschland bei 18 Jahren.124 Eine Minderjährigenehe kann unter Umständen 

eine Zwangsverheiratung sein, wenn im Einzelfall ein Zwang im Sinne von § 237 StGB ausgeübt 

wurde. Prinzipiell gibt es aber keine rechtliche Gleichsetzung.125

Genderspezifische Machtverhältnisse
Zwangsverheiratungen als soziale Wirklichkeit sind tiefgreifend genderspezifisch und heteronor-

mativ strukturiert und Ausdruck (global wirksamer) patriarchaler Machtverhältnisse. Die Ein-

ordnung als genderspezifische Gewalt im Diskurs spiegelt sich auch durch die Kontextualisierung 

in Deklarationen und Abkommen des internationalen Menschenrechtsschutzes wider, etwa der 

„Frauenrechtskonvention“ CEDAW und der Istanbul-Konvention.

Einerseits äußert sich die genderspezifische Komponente wie beim Menschenhandel insgesamt 

darin, dass in den überwiegenden Fällen Frauen von Zwangsverheiratung betroffen sind.126 Häu-

fig damit verbunden sind Logiken der Kontrolle weiblicher Selbstbestimmung und Sexualität. 

Gleichzeitig können auch Männer und Personen mit diverser Gender-Identität betroffen sein. 

Andererseits sind auch die Konsequenzen von Zwangsverheiratungen genderspezifisch ungleich 

strukturiert. Frauen in Zwangsehen sind stark bedroht von zwangspartnerschaftlicher Gewalt, in 

sexualisierter oder anderer Form, daraus folgenden gesundheitlichen Problemen, der Beschnei-

dung ihrer Selbstbestimmung und der Einschränkung ihres Zugangs zu Bildung und Arbeit.127 

Einige Studien weisen darauf hin, dass die Lebensrealität betroffener Männer128 in Zwangsehen 

dagegen nicht oder kaum mit einem Erleben zwangspartnerschaftlicher Gewalt oder einer tief-

greifenden Beschneidung der Autonomie innerhalb der Ehe verbunden scheinen.129 Die Erzwin-

gung der Ehe kann jedoch ebenfalls mit expliziter, teils schwerwiegender Gewalt verbunden sein 

und grundsätzlich mit dem menschenrechtsverletzenden Eingriff gegen seinen Willen an eine 

Zwangspartner*in gebunden zu werden. 

In Verschränkung mit der genderspezifischen Komponente wird deutlich, dass auch heteronor-

mative Faktoren die Situationen der Vulnerabilität beeinflussen.130 Diese sind durch die Norm 

der Hetero-Ehe wirkmächtig, die im familiären/sozialen, aber auch im gesamtgesellschaftlichen 

124 Eine Abstufung wird in der Rechtslage zur Anerkennung von im Ausland geschlossenen Ehen mit Beteiligung Minderjähriger vorgenommen: war der*die 
Minderjährige zum Zeitpunkt der Eheschließung unter 16 Jahre alt, ist die Ehe unwirksam. War er*sie älter als 16 Jahre, ist die Ehe lediglich aufhebbar. Wird 
die Person volljährig, können die Eheleute die Ehe erleichtert erneut und wirksam schließen und damit die ursprünglich eingegangene Ehe auch rückwirkend 
„heilen“.
125 Auf einer diskursiven Ebene ordnen einige Akteur*innen Eheschließungen mit mindestens einer minderjährigen Person grundsätzlich als Zwangsverheira-
tung ein. Sie verweisen auf die Abhängigkeitsverhältnisse und darauf, dass Minderjährige das Ausmaß einer Eheentscheidung nicht abwägen können, auch 
wenn sie (scheinbar) Zustimmung ausdrücken. Einerseits besteht die Volljährigkeit als Voraussetzung zur Ehemündigkeit, ob andererseits auch eine prinzipiel-
le Zuordnung zu Zwangsehen stringent ist und den sozialen Realitäten gerecht wird, ist eine offene Frage, die im Rahmen dieses Berichts nicht angemessen 
diskutiert werden kann. Diese Überlegung berührt weitreichende Fragen, beispielsweise zum Verständnis von Zwang, Willensausbildung, Selbstbestimmung 
und Jugendschutz.
126 Zum Zeitpunkt der Publikationserstellung gibt es keine belastbaren Zahlen zu Zwangsverheiratungen im ganzen Bundesgebiet. Die Ergebnisse einer Um-
frage des Berliner Arbeitskreises gegen Zwangsverheiratung zum Ausmaß von Zwangsverheiratungen in Berlin 2022 erfasst 496 Fälle, wobei 91 Prozent der 
Betroffenen weiblich sind. Vgl. Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg (2023): Ergebnisse der Umfrage des Berliner Arbeitskreises gegen Zwangsverheiratung 
zum Ausmaß von Zwangsverheiratungen in Berlin 2022, 
https://www.berlin.de/ba-friedrichshain-kreuzberg/aktuelles/pressemitteilungen/2023/pressemitteilung.1385750.php, abgerufen am 30.04.2026.
127 Vgl. Grans, L. (2024): Conceptualisation of Forced Marriage in the Criminal Law Context in Europe. European Human Rights Law Review, Vol. 5, S. 411-426., 
S. 416.
128 Zu non-binären und intergeschlechtlichen Personen sind keine belastbaren Angaben zu finden. Hier offenbart sich eine Forschungslücke. Diese erstreckt 
sich auch auf die sexuellen Identitäten von Personen, da etwa Bi- und Pansexualität in der Literatur um Zwangsverheiratung so gut wie keine Erwähnung 
finden.
129 Vgl. Chantler, K. (2023): Forced Marriage. In Ali, P., Rogers, M. M. (Hrsg.) Gender-Based Violence: A Comprehensive Guide, S. 69–79, Springer, Cham., 
S. 76 f., https://doi.org/10.1007/978-3-031-05640-6. 
130 Über Männer mit anderen sexuellen Identitäten, etwa Bi- oder Pansexualität, wurden hier keine Aussagen getroffen. 
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Kontext dominiert. In manchen Fällen ist die (drohende) Zwangsverheiratung zudem eine direkte 

Reaktion auf homo- oder bisexuelle Identitäten der Betroffenen.131

5. Diskurs um Zwangsverheiratung, Täter*innen- und Betroffenen-
bilder

Gerade genderspezifische Gewalt wird im gesellschaftlichen Diskurs häufig zu einem Angelpunkt 

für Othering-Prozesse: Dem Bild eines dominanzgesellschaftlichen Wir, das sich als vermeintlich 

gewaltfrei und „modern“ versteht, wird ein migrantischer, häufig männliche konnotierter Ande-
rer gegenübergestellt, der als vermeintlich gewaltbereit, rückständig und nicht selten unter Zu-

schreibung „des Islams“ konstruiert wird.132 Diese, in Bezug auf Zwangsverheiratung als familiäre 

Gewalt, virulenten Othering-Narrative verstärken Machtasymmetrien133 und können als Grund-

lage für rassistische Politiken dienen, die gesamte, als „anders“ markierte Personengruppen be-

treffen. Dadurch wird zudem nicht nur die genderspezifische Gewalt durch weiße, herkunfts-

deutsche Männer unsichtbar gemacht, auch geraten Gewaltschutz, Rechte und Handlungsmacht 

Betroffener aus dem Fokus. 

Seitdem der Begriff der „Ehrgewalt/Gewalt im Namen der Ehre“ vielfach zum Instrument von 

rassistischen Othering-Narrativen wurde, ist er diskursiv vorbelastet.134 Gleichzeitig stellt ein Teil 

der Beteiligten von Zwangsverheiratung selbst einen Bezug zu Ehrbegriffen her. Das könnte wie-

derum für die Berücksichtigung von Ehrbegriffen in Bezug auf diese konkreten Fälle sprechen. 

Andererseits birgt dies jedoch, wie die Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung (BuKo) in ih-

rem Positionspapier reflektiert, die paradoxe Gefahr der Übernahme von Täter*innenlogiken.135 

Wie im Bereich Menschenhandel sind auch in der medialen und politischen Auseinandersetzung 

zu Zwangsverheiratung nicht nur Täter*innen-, sondern auch „Opfer“-Bilder wirksam. Diese sind 

eng verknüpft mit genderspezifischen Konstruktionen des Anderen. Unabhängig von der tat-

sächlichen Identität der betroffenen Personen wird „die Betroffenengruppe“ von Zwangsverhei-

ratung häufig kollektiv als migrantisch markiert und als ohnmächtig sowie befreiungsbedürftig 

konstruiert.136 Dieses Muster lässt sich mit Spivaks Kritik am kolonialen Rettungsnarrativ fassen - 

131 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2022): Zwangsverheiratung bekämpfen – Betroffene wirksam schützen. Eine 
Handreichung für die Kinder- und Jugendhilfe, S. 14, 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/95582/a0207fbcbd93910dfbfab6c6be660da2/zwangsverheiratung-bekaempfen-betroffene-wirksam-
schuetzen-data.pdf, abgerufen am 04.05.2026; Grans, L. (2024): Conceptualisation of Forced Marriage in the Criminal Law Context in Europe. European 
Human Rights Law Review, Vol. 5, S. 411-426, S. 415.
132 Vgl. z. B. Loinaz, N. A./Kubelt, K. et al. (2025): Wissen. Erkennen. Handeln. Antimuslimischer Rassismus. Ein Handbuch für die Praxis, CLAIM (Hrsg.), 
https://www.claim-allianz.de/content/uploads/2026/03/260319_antimuslimischer_rassismus-wissen-erkennen-handeln_ein_handbuch_fuer_die_
praxis_web.pdf?x30192, abgerufen am 04.05.2026. Weiterführend vgl. Attia, Iman (2013): Privilegien sichern, nationale Identität revitalisieren. Gesell-
schafts- und handlungstheoretische Dimensionen der Theorie des antimuslimischen Rassismus im Unterschied zu Modellen von Islamophobie und Islam-
feindlichkeit, in: Journal für Psychologie, Jg. 21 (2013), Ausgabe 1.
133 Vgl. Brantl, I./Stein, M./Völschow, Y. (2019): Früh- und Zwangsehen in Europa als Problem der Fluchtmigration: Wahrnehmung und Wirklichkeit? In Stein, 
M., Steenkamp, D., Weingraber, S. & Zimmer, V. (Hrsg.). Flucht. Migration. Pädagogik. Willkommen? Aktuelle Kontroversen und Vorhaben. Bad Heilbrunn, 
S. 429-442.
134 Das zeigt sich etwa, wenn Feminizide durch Täter*innen, die als weiß und mehrheitsdeutsch gelesen werden, als „Familiendramen“ oder „Tragödien“ ent-
politisiert werden, während sie im Falle migrantisch markierter Täter als „Ehrenmord“ gerahmt werden (vgl. hierzu z. B.: Wischnewski, Alex: Femi(ni)zide in 
Deutschland – ein Perspektivwechsel, in: Femina Politica - Zeitschrift für feministische Politikwissenschaft, 2/2018, S. 126-134.)
135 Vgl. Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung (BuKo). (2025): Positionspapier der Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung 2025, 
https://www.maedchenhaus-kiel.de/wp-content/uploads/2026/01/Buko-2025-Positionspapier.pdf, abgerufen am 04.05.2026.
136 Vgl. Sauer, B. (2011): Migration, Geschlecht, Gewalt. Überlegungen zu einem intersektionellen Gewaltbegriff. In GENDER Jg. 3, Nr. 2-2011, S. 44–60,
https://budrich-journals.de/index.php/gender/article/view/17970/15645, abgerufen am 04.05.2026. 
 

ZWANGSVERHEIRATUNG IM KONTEXT VON MENSCHENHANDEL ZWANGSVERHEIRATUNG



42

„weiße Männer retten braune Frauen vor braunen Männern“137  – was mitunter auch in kritischer 

Auseinandersetzung mit „Opfer“-Konstruktionen im Bereich Menschenhandel zitiert wird.138 Das 

Narrativ macht nicht nur die jahrzehntelange menschenrechtliche und feministische Arbeit von 

migrantischen Frauen und TIN*-Personen unsichtbar, es klammert auch die Handlungsfähigkeit 

von Zwangsverheiratung betroffener Personen aus. Ein ganzheitlicher Ansatz erfordert hingegen 

die Berücksichtigung struktureller Bedingungsfaktoren und einen Fokus auf das Moment der 

Selbstbestimmung. In diesem Zusammenhang fordern viele zivilgesellschaftliche Organisationen 

eine verstärkte Präventionsarbeit, die auf Information und Stärkung statt auf Stigmatisierung 

abzielt.139

6. Unklare Datenlage, klare Aussagegrenzen

Statistische Erhebungen zu Zwangsverheiratungen und Zwangsehen müssen grundsätzlich mit 

Zurückhaltung rezipiert werden, unter anderem, da sie beispielsweise nur ein Hellfeld (etwa der 

Beratungsarbeit oder der Ermittlungsverfahren) abbilden und die Validität der Erhebungsinst-

rumente variiert. Eine Studie zum globalen Vorkommen geht von etwa 22 Millionen Menschen 

aus, die 2021 weltweit in einer Zwangsehe lebten, wobei mehr als zwei Drittel der Betroffenen 

weiblich und Zwangsausübende primär Familienangehörige sind.140 Die Studie kommt zu dem 

Schluss, dass Zwangsverheiratungen in allen Regionen der Welt vorkommen.

In Deutschland ist die bundesweite Datenlage seit Langem unklar. Landesweite Erhebungen ge-

ben Hinweise auf die Dringlichkeit des Problems und auf dessen geschlechtsspezifische Rah-

mung. Die Umfrage des Berliner Arbeitskreises gegen Zwangsverheiratung für das Erhebungs-

jahr 2022 erfasst beispielsweise 496 Fälle (drohender und erfolgter Zwangsverheiratung), wobei 

91 Prozent der Betroffenen weiblich sind.141  

Die einzige umfassende bundesweite Untersuchung ist eine bereits 2011 veröffentlichte Studie 

im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ). Da diese 

vor 15 Jahren veröffentlicht wurde, die soziale Realität jedoch im konstanten Wandel ist, können 

die Ergebnisse nur bedingt und mit Vorsicht für ein Verstehen aktueller Zusammenhänge her-

angezogen werden. Die Studie stützte sich auf insgesamt 3.443 Beratungsfälle von drohender 

oder vollzogener Zwangsverheiratung in 830 Einrichtungen für den Erhebungszeitraum 2008.142  

Von den erfassten Personen waren 93 Prozent weiblich und ein großer Anteil minderjährig 

137 Spivak, G. C. (2008) [1985]: Can the Subaltern Speak? Postkolonialität und subalterne Artikulation, Verlag Turia + Kant, Wien, S. 81.
138 Vgl. Dankwa, S./Bernet, J. (2025): Das ideale Opfer. Der Einfluss von Opferbildern in der Bekämpfung von Menschenhandel, Fachstelle Frauenhandel und 
Frauenmigration (FIZ) (Hrsg.), Zürich, S. 17, 
https://www.fiz-info.ch/images/content/Downloads_DE/Publikationen/Projekte/Opferbilder.pdf, abgerufen am 04.05.2026. 
139 Vgl. Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung (BuKo). (2025): Positionspapier der Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung 2025, 
https://www.maedchenhaus-kiel.de/wp-content/uploads/2026/01/Buko-2025-Positionspapier.pdf, abgerufen am 04.05.2026, S.8.
140 Vgl. International Labour Organization (ILO), Walk Free, International Organization for Migration
(IOM) (Hrsg.) (2022): Global Estimates of Modern Slavery. Forced Labour and Forced Marriage, Geneva, 
https://www.ilo.org/sites/default/files/wcmsp5/groups/public/@ed_norm/@ipec/documents/publication/wcms_854733.pdf, abgerufen am 04.05.2026.
141 Vgl. Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg (2023): Ergebnisse der Umfrage des Berliner Arbeitskreises gegen Zwangsverheiratung zum Ausmaß von Zwangs-
verheiratungen in Berlin 2022, 
https://www.berlin.de/ba-friedrichshain-kreuzberg/aktuelles/pressemitteilungen/2023/pressemitteilung.1385750.php, abgerufen am 04.05.2026.
142 Mirbach, T./Schaak, T./Triebl, K. et al (2011): Zwangsverheiratung in Deutschland – Anzahl und Analyse von Beratungsfällen. Kurzfassung, BMFSFJ (Hrsg.), 
S.7.
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(30 Prozent) oder im jungen Erwachsenenalter zwischen 18 und 21 Jahren (40 Prozent). Zur 

Geschlechterverteilung wird kritisch angemerkt, dass keine spezifischen Beratungsstrukturen für 

männliche Betroffene bereitstünden und auch aufgrund von Männlichkeitsrollen ein möglicher 

„Graubereich“ zwischen arrangierter Ehe und Zwangsverheiratung besonders schwer zugänglich 

sein könnte.143  

Das Bundeslagebild Menschenhandel und Ausbeutung zum Erhebungsjahr 2024 erfasst lediglich 

17 abgeschlossene Ermittlungsverfahren.144 Die Zahl ist erwartbar niedrig, weil die meisten Per-

sonen keine Strafanzeige gegen die Zwangsausübenden stellen und lässt keine tragfähigen Rück-

schlüsse auf ein Gesamtbild zu. Die sehr prägnante Geschlechterverteilung (16 weibliche und 

ein männlicher Betroffener) und die Altersspanne der Betroffenen von 12 bis 40 Jahren können 

als Andeutung auf die Rolle genderspezifischer und generationeller Vulnerabilitätsbedingungen 

verstanden werden.

Insgesamt zeigt sich eine lückenhafte Datenlage hinsichtlich des aktueller Zwangsverheiratungen 

in Deutschland. Einerseits kann eine Fixierung auf die Forderung nach belastbaren Zahlen – die 

eingeschränkt aussagekräftig und immer auch der Gefahr der Instrumentalisierung ausgesetzt 

sind – allein nicht zielführend sein. Diese können komplexe, soziale Realitäten nicht abbilden. 

Andererseits sind belastbare Zahlen hilfreich, um Dimensionen gesellschaftlicher Probleme 

sichtbar zu machen. Dies kann im Diskurs verdeutlichen, dass Zwangsverheiratungen und gen-

derspezifische Gewalt als gesamtgesellschaftliche Problematik verstanden werden müssen und 

es eine Absicherung spezialisierter Präventions- und Unterstützungsinfrastrukturen braucht.

5. Zwischenfazit: Zwangsverheiratung, Ausbeutung, 
Menschenhandel – Parallelen und Bezugsebenen

Sowohl Zwangsverheiratung als auch Menschenhandel sind Menschenrechtsverletzungen. Sie 

können im Kontext patriarchaler Machtverhältnisse und meist als genderspezifische Gewalt ver-

standen werden. Als soziale Phänomene sind Menschenhandel sowie Zwangsverheiratung von 

Kontinua und Übergängen geprägt, etwa zwischen Freiwilligkeit und Zwang oder zwischen unter-

schiedlichen Formen der Zwangsausübung. Ebenso können fallabhängig Gleichzeitigkeiten eine 

zentrale Rolle spielen, z. B. der Wunsch, die Gewalt-/Ausbeutungssituation zu beenden und zu-

gleich die Wirkmächtigkeit emotionaler Bindungen zu den Täter*innen. Untersucht wurde das 

Konzept der situativen Vulnerabilität als Gegenentwurf zu der Vorstellung „vulnerabler Grup-

pen“ in Bezug auf beide Phänomenbereiche. Situationen der Vulnerabilität sind durch struktu-

relle Machtverhältnisse entscheidend mitbedingt. Dabei sind ökonomische, rassistische, mig-

rations- und aufenthaltsrechtliche, alters- und genderspezifische Ungleichheiten maßgebliche 

Bedingungsfaktoren. 

143 Vgl. ebd., S. 26.
144 Bundeskriminalamt (2025): Menschenhandel und Ausbeutung, Bundeslagebild 2024, S. 20.
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Zuletzt wurde auch die Wirkmächtigkeit von Täter*innen- und „Opfer“-Bildern in Diskursen the-

matisiert, die sich zwischen Menschenhandel einerseits und Zwangsverheiratung andererseits 

unterscheiden. Die Akteur*innen-Konstellationen sind bei Zwangsverheiratung oft anders ge-

lagert als im Kontext von Menschenhandel und anderen Ausbeutungsformen. Häufig spielen 

unterschiedliche Akteur*innen aus der eigenen Familie sowie der Schwiegerfamilie eine Rolle, 

mitunter zusätzlich auch Dritte, woraus sich komplexe soziale Dynamiken ergeben. 

Es lassen sich diverse Anknüpfungspunkte und Bezüge zwischen Menschenhandel, Ausbeu-

tungszwecken und Zwangsverheiratung entwickeln. In der Auslotung möglicher Verbindungen 

können verschiedene Ebenen beschrieben werden.145  

Zwangsverheiratung als eigenständige Tat im Kontext von Folgebetroffenenheiten
Auf einer ersten Analyseebene lässt sich die Verbindung über Mehrfach- und Folgebetroffen-

heiten thematisieren: Personen können gleichzeitig oder aufeinanderfolgend von Zwangsverhei-

ratung und von Menschenhandel betroffen sein, die dann häufig miteinander verbunden sind. 

Dies trifft kaum auf die häufigen Fälle einer Verheiratung im Kontext familiärer Zwangsausübung 

zwischen zwei in Deutschland lebenden Personen zu. Beispiel dafür sind vielmehr bereits an-

gesprochene Konstellationen, in denen Frauen aus Drittstaaten in eine Ehe gezwungen oder in 

diese „hineingetäuscht“ werden und später im Rahmen von Lohnarbeit oder sexuell ausgebeu-

tet werden. Unter Umständen kann Zwangsverheiratung hier auch als Rekrutierungsmethode 

gelesen werden, womit sie dem ersten Element des Menschenhandels (der Handlung) zuzuord-

nen wäre, jedoch wären die Menschenhandelsmerkmale auch unabhängig von der Zwangsver-

heiratung erfüllt.

Gleichzeitig erleben Frauen, die aufgrund (drohender) Zwangsverheiratung fliehen, häufig weitere 

genderspezifische Gewalt, darunter vielfach Menschenhandel im Kontext der Flucht. Daraus er-

geben sich Folgebetroffenheiten und indirekte Verbindungen zwischen den Gewalterfahrungen.

Zwangsverheiratung als Tatmittel 
Auf einer zweiten Analyseebene kann Zwangsverheiratung als ein mögliches Mittel zum Ausbeu-

tungszweck verstanden werden. Die Zwangsverheiratung wird hier als Voraussetzung und Inst-

rument begriffen, um die Ausbeutung innerhalb der Zwangsehe zu verwirklichen, etwa in Form 

unentgeltlicher Care-Arbeit oder sexueller Ausbeutung als sexualisierte Gewalt durch den*die 

Zwangspartner*in. Fälle von Zwangsverheiratung können demnach, sofern alle Merkmale er-

füllt sind, fallabhängig eine Form des Menschenhandels darstellen. Damit verbunden werden 

in der Literatur mitunter spezifische Faktoren als Indikatoren besprochen, die zur Klärung von 

Ausbeutungsschwellen und -intentionen von Zwangsverheiratung im Kontext Menschenhandel 

beitragen sollen. Dazu gehören z. B. ein erkennbarer wirtschaftlicher Vorteil durch Brautgeld146 

145 Im internationalen Menschenrechtsdiskurs wurden Zwangsverheiratungen schon vor der Reform der EU-Menschenhandelsrichtlinien vielfach in eine Nähe 
oder einen direkten Bezug zu Menschenhandel gestellt.
146 United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC) (2020): Interlinkages between Trafficking in Persons and Marriage, S. 84, 
https://www.unodc.org/documents/human-trafficking/2020/UNODC_Interlinkages_Trafficking_in_Persons_and_Marriage.pdf, abgerufen am 04.05.2026.
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und/oder besondere Konstellationen der Care-Arbeit, etwa wenn offensichtlich wird, dass eine 

Person gezielt zur Versorgung pflegebedürftiger Angehöriger in die Ehe gezwungen wird.147  

Zwangsverheiratung als Ausbeutung per se 
Eine dritte Bezugsebene diskutiert Zwangsverheiratung als per se ausbeuterisch: Anders als bei 

der zweiten Analyseebene wird die Zwangsverheiratung weniger als Mittel zur Ausbeutung auf-

gefasst, sondern als an sich ausbeuterisch. Das Verständnis von Zwangsverheiratung als Form 

der Ausbeutung an sich findet sich im Referentenentwurf des BMJV zur Umsetzung der Reform 

der EU-Menschenhandelsrichtlinie. Da heißt es: „Auf das zusätzliche Erfordernis einer Ausbeu-

tung durch die Zwangsheirat wurde verzichtet (…). Hintergrund ist, dass eine Zwangsheirat auf-

grund des erforderlichen Nötigungselements per se als ausbeuterisch anzusehen ist, ohne dass 

es beispielsweise auf die zusätzliche Erzielung eines wirtschaftlichen Vorteils durch den Täter der 

Zwangsheirat ankommt.“148  

Offen bleibt, wie im Rahmen der Menschenhandelslogik die Frage nach der Ausbeutungsinten-

tion einzuordnen ist. Zunächst scheint dieses Kriterium immer dann nicht erfüllt, wenn Fami-

lien als Zwangsausübende davon überzeugt sind, eine richtige Entscheidung für die betroffene 

Person zu treffen.149 Insgesamt stellt sich die Frage, wie innere Überzeugungen oder Absichten 

überprüft beziehungsweise nachgewiesen werden können und auf welche Beteiligte sich das 

beziehen soll. 

Die Frage wann die weiteren Merkmale des Menschenhandels – Handlung und Mittel – als er-

füllt verstanden werden sollen, lässt verschiedene Perspektiven zu.150 Eine Studie von La Strada 

International führt in Bezug auf das erste Merkmal, die Handlung, beispielhaft aus: Einerseits 

könne Zwangsverheiratung eine Form der Anwerbung darstellen, andererseits seien unter Um-

ständen auch Beförderung und Weitergabe der betroffenen Person gegeben, wenn etwa die Fa-

milie diese der*dem Zwangspartner*in, der Schwiegerfamilie oder einer dritten Partei übergibt. 

Diese wiederum würden im Prozess der Zwangsverheiratung die betroffene Person aufnehmen 

und beherbergen. Das zweite Merkmal des Menschenhandels könne ebenfalls dann erfüllt sein, 

wenn die Ausnutzung einer Zwangslage oder auch Entführung, Täuschung oder die Annahme 

von Zahlungen oder Geschenken (Brautpreis) vorläge.151 Hier wird ein relativ weit gefasstes Ver-

ständnis der Menschenhandelskriterien angesetzt.

147 Ebd., S. 84. Hier wird diskutiert, welche Form der Hausarbeit in verschiedenen Ländern als Teil der Ehe angesehen wird, und ab welcher Schwelle eine 
Thematisierung als Ausbeutung möglich ist.
148 Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz: Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der strafrechtlichen Verfolgung des 
Menschenhandels und der der sexuellen Ausbeutung sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1712, veröffentlicht am 20.10.2025, 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2025_Menschenhandel.html, abgerufen am 30.04.2026.
149 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2022): Zwangsverheiratung bekämpfen – Betroffene wirksam schützen. Eine 
Handreichung für die Kinder- und Jugendhilfe, S. 14, 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/95582/a0207fbcbd93910dfbfab6c6be660da2/zwangsverheiratung-bekaempfen-betroffene-wirksam-
schuetzen-data.pdf , abgerufen am 04.05.2026. 
150 Eine länderübergreifende Studie des United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC) lotet die Bezüge von Verheiratungen/Ehen, darunter auch 
Zwangsverheiratungen, und Menschenhandel aus. Hier wird aufgeschlüsselt, inwiefern die Menschenhandelsmerkmale Handlung, Mittel und Ausbeutung in 
verschiedenen Situationen (nicht) gegeben sind.
151 Bagó, Z. R./ Hoff, S./de Volder, E. (2025): Comparative Analysis of the Legal and Policy Landscape on (Trafficking for the Exploitation of) Forced Marriage 
Across Europe. How is forced marriage regulated, criminalised, and enforced, and when does it become human trafficking? La Strada International (Hrsg.), 
Amsterdam, S. 26 f.
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Es zeigen sich verschiedene Möglichkeiten Zwangsverheiratung und Menschenhandel miteinan-

der in Bezug zu setzen. Dabei wird deutlich: Eine Auseinandersetzung zu Überschneidungsfällen 

und Bezügen erfordert gleichzeitig eine Auseinandersetzung zu Abgrenzungen und Unterschie-

den. Dabei muss die Wirkmächtigkeit kulturalisierender Diskurse und stereotyper „Opfer“- und 

Täter*innenbilder bewusst mitreflektiert werden, um Überschneidungen und Grenzen beider 

Phänomene sensibel ausloten und die Vielschichtigkeit sozialer Realitäten anerkennen zu kön-

nen. Ein gesellschaftlicher Diskurs zu Zwangsverheiratung und Menschenhandel – jeweils für 

sich und in Überschneidung – braucht die Stimmen von Personen, die selbst betroffen sind oder 

waren. Die Perspektiven der spezialisierten FBS und ihre Expertise zu verschiedenen Fall- und 

Unterstützungsrealitäten ist unabdingbar für die weitere Debatte, insbesondere, wenn es um 

die Frage nach der möglichen Umsetzung der neuen Einordnung von Zwangsverheiratung im 

Kontext Menschenhandel in der Praxis geht. 

6. Beratungspraxis zu Menschenhandelsfällen

1. Fallkonstellationen und Betroffenheiten

Neun der einbezogenen FBS sind auf die Problematik Menschenhandel spezialisiert und begleiten 

Fälle, in denen verschiedene Ausbeutungsformen eine Rolle spielen. Es wurden zehn Expert*in-

nen, die in diesen FBS tätig sind, zu der Beratungspraxis in Menschenhandelsfällen befragt.

Mehrfach wurde in den Interviews ein Anstieg von Beratungsfällen in den letzten Jahren prob-

lematisiert, der Bedarf sei insgesamt hoch und dringlich, während die FBS zugleich unter teil-

weise prekären Projektstrukturen mit knappen Ressourcen und geringer Planungssicherheit 

arbeiten müssen.

In Übereinstimmung mit den Ergebnissen des KOK-Datenberichts zeigt sich, dass die befragten 

FBS überwiegend oder sehr häufig zu Fällen im Spektrum der Zwangsprostitution, Ausbeutung 

im Kontext Sexarbeit und/oder sexueller Ausbeutung erreicht wurden. Fälle von Arbeitsaus-

beutung erreichten zwei Beratungsstellen öfters, die anderen vergleichsweise selten. Vereinzelt 

spielten auch andere Ausbeutungsformen eine Rolle, etwa im Kontext von Bettelei oder bei der 

Begehung strafbarer Handlungen. Diese traten mitunter in Überschneidung mit weiteren Aus-

beutungsformen auf.

Alle FBS werden überwiegend von weiblichen Klient*innen erreicht. Die Befragungsergebnisse 

deuten an, dass die männlichen Betroffenen, die mitunter im Rahmen der Beratungsarbeit un-

terstützt werden, vor allem von Arbeitsausbeutung in Deutschland betroffen sind. Auch junge, 

männliche Geflüchtete wurden als Klienten benannt, die im Herkunftsland schwere Formen der 

Arbeitsausbeutung bis hin zu sklaverei-ähnlichen Praktiken erfahren hatten. In Einzelfällen errei-

chen die FBS Personen mit nicht-binärer oder intergeschlechtlicher Gender-Identität.
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Vereinzelt beschrieben Befragte ihre Klient*innen als vorwiegend junge Frauen, insgesamt ver-

weisen die Befragungsergebnisse jedoch auf ein breites Altersspektrum der Klient*innen: von 

Minderjährigen bis zu älteren Frauen von 60 Jahren. Diese Bandbreite deutet darauf hin, dass 

Menschenhandels- und Ausbeutungsbetroffenheiten in sehr unterschiedlichen Lebensphasen 

auftreten und entsprechend vielfältige Unterstützungsbedarfe mit sich bringen können. Gleich-

zeitig kontrastiert dies den im Menschenhandelsdiskurs wirkmächtigen „idealen Opfer“-Topos 

(nämlich jung, eindeutig vulnerabel, ohne Ambivalenzen), der bereits im Text kritisch diskutiert 

wurde.

Auch hinsichtlich der Herkunft der Betroffenen zeichnete sich eine große Diversität ab. Die Kli-

ent*innen der eingebundenen FBS kamen vor allem aus westafrikanischen, südostasiatischen, 

mittel- und südamerikanischen sowie osteuropäischen Ländern. 20 verschiedene Herkunftslän-

der wurden konkret benannt.152 Dabei beeinflussen verschiedene äußere Faktoren, etwa der Ver-

teilungsschlüssel im Asylbereich, welche Personengruppen die einzelne FBS jeweils erreichen.

Die Erfahrungen der Befragten unterstreichen, dass der Kontext und Konstellationen von Men-

schenhandel und Ausbeutung stark variieren. Betroffenheiten deutscher Klient*innen wurden 

mitunter im Zusammenhang mit Organisierter Kriminalität durch Rockergruppen sowie im Zu-

sammenhang mit der sogenannten „Loverboy“-Methode thematisiert. Hinsichtlich der Erfah-

rungen von Klient*innen aus EU-Staaten sowie mitunter auch aus Drittstaaten, wurden einer-

seits Verläufe beschrieben, in denen Personen gezielt im Rahmen des Menschenhandels zu 

Ausbeutungszwecken nach Deutschland gebracht werden. Andererseits treffen einige Klient*in-

nen zunächst selbstbestimmte Entscheidungen zur Migration und Arbeitsaufnahme und werden 

dann – teilweise graduell – in Situationen massiver Ausbeutung überführt. In manchen Verläufen 

spiegelt sich mitunter wider, dass sich Ausbeutungsdynamiken entlang von Kontinuen entfalten 

können. Punktuell wurde in Bezug auf diese Konstellationen benannt, dass Familienangehörige 

auf der Täter*innenseite stehen können. Dies bricht mit teilweise weiterhin wirksamen Stereo-

typen über Täter*innenschaft im Bereich Menschenhandel. 

Gerade in Bezug auf asylsuchende Personen und Menschen, die sich illegalisiert in Deutschland 

aufhalten, spielen unterschiedliche Fallkonstellationen in der Beratungsarbeit eine Rolle. Diese 

umfassen Menschenhandels- und Ausbeutungserfahrungen im Herkunftsland (als Fluchtgrund), 

während der Flucht in Transitstaaten oder nach der Flucht in Deutschland.

Die Befragungsergebnisse verdeutlichen, dass der Erstkontakt zwischen Betroffenen und Bera-

tungsstellen selten durch Selbstmeldung erfolgt, sondern meist durch Dritte hergestellt wird. Als 

relevante Akteurin wurde mehrfach die Polizei thematisiert, die regelmäßig menschenhandels-

betroffene Personen an die FBS vermittelt. Die Zusammenarbeit zwischen den FBS und der Polizei 

(sowie Zoll und Staatsanwaltschaften) ist mitunter durch bundeslandspezifische Kooperations-

vereinbarungen bedingt. Als weitere relevante Akteur*innen für die Herstellung des Erstkon-

takts wurden beispielsweise andere Beratungsangebote, Kliniken, Erstaufnahmeeinrichtungen, 

Anmeldebehörden und Jugendämter benannt. Mit Blick auf Klient*innen mit Fluchtgeschichte 

152 Am häufigsten konkret benannt wurden die Herkunftsländer Vietnam, Thailand, Nigeria, Bulgarien, Rumänien und Ungarn.
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kommt es vor, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) betroffene Asylsuchen-

de direkt an die FBS verweist oder diese über zielgruppenspezifische Informations- und Freizeit-

angebote der FBS erreicht werden.

Die Arbeit der FBS ermöglicht einen vertrauensvollen, unabhängigen Beratungskontakt für alle 

Menschen. Viele FBS verfügen über mehrsprachige Angebote, trauma- und diskriminierungs-

sensible Konzepte und langjährige Verbindungen zu unterschiedlichen Communities. In den Be-

fragungsergebnissen deutet sich punktuell an, dass nicht alle Personen überall gleichermaßen 

gut erreicht werden. Vereinzelt berichten Befragte, dass einige Personen aus Drittstaaten Bera-

tungsangebote ablehnen und/oder sich dem System insgesamt entziehen.153 Als mögliche Grün-

de werden Angst vor Täter*innenstrukturen, fehlendes Bewusstsein für die eigene Betroffenheit 

und ein grundsätzliches Misstrauen gegenüber dem System in Deutschland vermutet, wodurch 

eher Repressalien als Unterstützung erwartet werden. Ergänzend könnten Unkenntnis über Be-

ratungsformate sowie mögliche Schamgefühle, insbesondere im Kontext sexualisierter Ausbeu-

tung oder Zwangsprostitution, als Zugangshürden wirken.

2. Häufige Bedarfe und Unterstützungspraxis

Die Frage nach den Bedarfen und der Unterstützung für die Betroffenen läuft Gefahr, einer-

seits den unterschiedlichen Realitäten verschiedener Ausbeutungsformen und andererseits der 

Individualität betroffener Personen, ihrer Erfahrungen und Anliegen nicht gerecht zu werden. 

Dementsprechend wurde von den befragten Fachkräften mehrfach betont, dass sich Tempo und 

Ausgestaltung der Beratungsarbeit sowie die Wahl geeigneter Unterstützungsmaßnahmen stets 

an den individuellen Bedarfen der Betroffenen orientieren. Hintergründe und Ausbeutungser-

fahrungen sind dabei individuell. Beschreiben lassen sich identifizierbare Überschneidungen, 

Tendenzen hinsichtlich häufig auftretender Bedarfe sowie Muster der Unterstützungspraxis. 

Die vergleichende Analyse der Interviews zeigt, dass besonders häufig Bedarfe und Unterstüt-

zungsmaßnahmen als dringlich hervorgehoben wurden, welche folgenden Themenbereichen 

zugeordnet werden können:

•  Begleitung von Entscheidungsprozessen und Informationsarbeit,

•  Sicherheit, 

•  Versorgung von Grundbedürfnissen, gegebenenfalls einschließlich

•  Unterbringung, 

•  medizinische und psychologische Bedarfe,

•  aufenthaltsrechtliche Fragen.

Begleitung von Entscheidungsprozessen und Informationsarbeit
Wenn es Personen gelingt, sich aus einer Zwangs- und Ausbeutungssituation zu lösen, bedeu-

tet dies, dass sie aus einer Phase gewaltsam eingeschränkter Selbstbestimmung heraustreten. 

Vor Optionen zu stehen und den eigenen Willen formulieren zu müssen, erfordert einen neuen 

153 Deutsche Betroffene verfügen häufig über ein besseres Wissen über die eigenen Rechte und ein größeres Vertrauen in die Unterstützungs- und Rechts-
systeme in Deutschland, was den Zugang zu Beratungsangeboten erleichtert.
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Fokus, und setzt Stabilität und ein Wissen über eigene Rechte und verschiedene Verfahren vor-

aus. Ein wichtiger Teil des Beratungsprozesses besteht darin, Klient*innen durch psychosoziale 

Unterstützung und durch Informationsarbeit in der Entscheidungsfindung hinsichtlich möglicher 

nächster Schritte zu begleiten. 

Häufig stehen Klient*innen vor komplexen Entscheidungssituationen. Diese betreffen beispiels-

weise eine mögliche Kooperation mit Polizei und Staatsanwaltschaften oder die Frage, ob die 

Wiederaufnahme einer Tätigkeit im bisherigen Arbeitsbereich oder eine Umorientierung ange-

strebt wird. Personen aus EU- oder Drittstaaten stehen manchmal vor der Überlegung, ob sie 

ins Herkunftsland zurückkehren möchten. So wurde im Rahmen der Befragung mehrfach fest-

gestellt, dass EU-Bürger*innen einen dringenden Rückkehrwunsch haben, mitunter aufgrund 

von Familie und Kindern im Herkunftsland. Hier können Beratungsstellen bei einer Chancen- 

und Risikoeinschätzung, der Rückkehr- und Ankunftsvorbereitung sowie durch die Anbindung 

an Unterstützungsangebote im Herkunftsland unterstützen. Für viele andere Menschen aus 

EU- und Drittstaaten ist eine Rückkehr ins Herkunftsland dagegen keine Option. Sofern relevant, 

kooperieren die FBS oft auch mit Antwält*innen, um eine fundierte Informationsarbeit etwa zu 

aufenthalts-, asyl-, und strafrechtlichen Fragen zu ermöglichen. Daran knüpft auch das Aufklären 

über Verfahrensabläufe an, damit Klient*innen nachvollziehen können, welche Konsequenzen 

strafrechtliche Schritte haben können. 

Sicherheit
Auch wenn dies in den meisten Fällen von Menschenhandel, welche die in die Befragung einbe-

zogenen FBS erreichen, nicht der Fall ist, muss zunächst abgeklärt werden, ob eine akute Gefähr-

dungslage besteht. Ein aufgrund einer Gefahrenlage erhöhter Sicherheitsbedarf kann vor allem 

dann eine Rolle spielen, wenn Täter*innen(strukturen) in Deutschland verortet sind und/oder 

die Ausbeutung im Rahmen Organisierter Kriminalität stattfand, etwa bei der Täter*innenschaft 

durch Rockergruppen. Dies kann sich auch auf die Wahl einer angemessenen Unterbringung und 

die Frage nach dem Erfordernis eines Bundeslandwechsels auswirken. Bei Personen aus EU- oder 

Drittstaaten, die Ausbeutung durch Täter*innenstrukturen im Herkunftsland erlebten, können 

Sicherheitsaspekte insofern relevant sein, als dass unter Umständen eine Gefährdung der dort 

lebenden Angehörigen befürchtet wird. Insbesondere dann, wenn die Frage im Raum steht, ob 

Betroffene gegen Täter*innen aussagen oder aussagen könnten, kann es dazu kommen, dass die 

Androhung oder Ausübung von Gewalt gegen ihre Familie genutzt wird, um Druck herzustellen.

Versorgung von Grundbedürfnissen
In der Beratungsarbeit geht es zunächst häufig akut um die Versorgung der Grundbedürfnisse 

der Person, die Sicherung ihres Lebensunterhalts, einer Krankenversicherung und das Organisie-

ren einer geeigneten Unterbringungsmöglichkeit. Verschiedene Faktoren entscheiden, welche 

gesetzlichen Grundlagen154 für die Finanzierung von Sozialleistungen, Krankenversicherung und 

Unterbringung relevant sind und ob Jobcenter, Sozialamt oder Jugendamt zuständig ist. Dazu 

gehören vor allem die Fragen nach dem Aufenthaltsstatus sowie nach Minder- oder Volljährig-

154 Je nach Staatsbürgerschaft und Aufenthaltsstatus bestehen Ansprüche auf Leistungen gemäß AsylbLG oder SGB II, SGB XII und in Fällen Minderjähriger und 
junge Volljähriger gemäß SGB VIII.
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keit der Person. Dabei zeichnen sich im Rahmen der Befragung unterschiedliche Erfahrungen 

zur Behördenkommunikation, zur Verlässlichkeit und zeitlichen Passgenauigkeit der Leistungs-

gewährung ab155. Verzögerungen in der Bewilligung existenzsichernder Leistungen und unklare 

Zuständigkeiten zwischen Kommunen156 können Klient*innen in zusätzliche Bedrängnis bringen. 

Eine Hürde sind beispielsweise fehlende Kenntnisse seitens Jobcentern, vor allem in ländlichen 

Regionen, über die Leistungsansprüche von EU-Bürger*innen, die von Menschenhandel betrof-

fen sind.

Besondere Herausforderungen ergeben sich für Menschen ohne Aufenthaltsberechtigung, Dul-

dung oder andere Bescheinigung. Sie sind damit konfrontiert, dass ihr Aufenthalt jederzeit durch 

eine Abschiebung beendet werden kann, wenn Behörden bekannt wird, dass sie sich illegalisiert 

in Deutschland aufhalten. So lange unklar ist, wie Perspektiven gestaltet werden können, ob 

und wie beispielsweise eine Bedenk- und Stabilisierungsfrist greift, haben sie keinen gesicher-

ten Zugang zur Finanzierung von Unterstützungsleistungen. Eine Klärung dessen ist nicht immer 

möglich. So wurde im Rahmen der Befragung festgestellt, wenn Klient*innen die Beratungsan-

gebote erreichen muss in manchen Fällen zunächst eine Sprachmittlung organisiert werden. Es 

kann vorkommen, dass Betroffenen teilweise in einem physisch und psychisch so labilen Zustand 

sind, dass es zunächst einige Tage der Stabilisierung braucht, bevor ein eingehendes Gespräch 

stattfinden kann. In akuten Notfällen, in Übergangssituationen und Zuständen der ungeklärten 

Aufenthalts- und Finanzierungsmöglichkeiten versuchen die FBS Lösungen für den Einzelfall zu 

finden, um vorerst eine Versorgung und Unterbringung der Person zu ermöglichen und greifen 

dabei auch auf Spenden und organisationseigene Notfallfonds zurück.

Unterbringung
In vielen Beratungsfällen stellt die Vermittlung einer geeigneten Unterbringung einen dringen-

den Bedarf dar. Dies gilt vor allem, wenn die Betroffenen die Beratungsangebote zu einem Zeit-

punkt erreichen, in dem sie sich akut aus der Ausbeutungssituation befreien.157 Entsprechend 

der Einschätzung, dass häufig keine akute Gefahrenlage besteht, wurden Fälle, in denen aus 

Sicherheitsgründen ein Bundeslandwechsel notwendig gewesen wäre, im Interviewmodul zu 

Menschenhandel nur vereinzelt angesprochen. Hier können sich für geflüchtete Personen zu-

sätzliche Hürden durch mögliche Residenzpflichten und Wohnsitzauflagen ergeben. Wird ein 

Bundeslandwechsel erforderlich, können bundesweite Vernetzungen wie über den KOK eine 

wichtige Grundlage bieten, um überregionale Unterbringungskapazitäten schnell zu identifizie-

ren und eine koordinierte Weitervermittlung Betroffener zu ermöglichen.

Um eine schnelle Unterbringung zu arrangieren, verfügen die befragten FBS über gut ausgebau-

te, häufig schon langjährig bestehende und vertrauensvolle Kooperationen mit den Frauenhaus-

strukturen ihrer Region. Daneben stellen eigene Schutzwohnungen, die direkt an FBS angebun-

den sind, wichtige Unterbringungsmöglichkeiten dar. Durch sie kann eine zügige, unkomplizierte 

Aufnahme und enge Begleitung erfolgen, auch für Männer oder Mütter mit jugendlichen Kin-

157 Geflüchtete Menschen, die vor oder während der Flucht Menschenhandel und Ausbeutung erlebten und in Sammelunterkünften untergebracht sind, ver-
bleiben in der Regel in diesen, sofern sich keine konkrete Gefahrenlage abzeichnet (etwa dadurch, dass Täter*innen in der gleichen Unterkunft untergebracht 
sind). In einem der Expert*innen-Interviews wurde hier deutlich auf die prekären Bedingungen in den Sammelunterkünften hingewiesen, diese sind ins-
gesamt problematisch, seien aber insbesondere keine geeignete Unterbringung für Personen, die Menschenhandel oder andere Formen genderspezifischer 
Gewalt erlebt haben.
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dern. Als eine Herausforderung wurde die Unterbringung von Personen mit besonderen Bedar-

fen benannt, etwa von Personen mit Drogensucht. In diesem Kontext, so wurde im Rahmen 

der Befragung erwähnt, ist eine Auffächerung des Angebots sinnvoll sowie die Schaffung von 

Unterbringungsmöglichkeiten, die Substanzkonsum und den Zugang zu Suchtmediziner*innen 

ermöglichen. 

Die Befragungsergebnisse deuten insgesamt auf wertvolle und wirksame Kooperationen mit den 

Frauenhausstrukturen hin und auf eine vielfach funktionierende Unterbringungspraxis. Zu den 

Hürden, die eine Unterbringung im Frauenhaus erschweren oder verhindern können, zählt vor 

allem das Fehlen von Frauenhausplätzen zum Zeitpunkt der Befragung. Auch äußern Schutz-

häuser mitunter Bedenken gegenüber einer Aufnahme, da Menschenhandelsfälle nicht klassi-

schen Fällen häuslicher Gewalt entsprechen. Insbesondere bei Organisierter Kriminalität durch 

regional agierende Täter*innen bestehen Sicherheitsbedenken. Weitere Hindernisse wurden im 

Rahmen der Befragung vereinzelt mit Blick auf die Unterbringung von Personen mit illegalem 

Aufenthaltsstatus benannt. Auch wenn Frauenhäuser grundsätzlich als Schutzorte offenstehen, 

können sich in der Praxis Hürden ergeben, wenn die Finanzierung der Unterbringung unklar oder 

herausfordernd ist. 

Insgesamt weist das Unterbringungssystem gerade mit Blick auf männliche und männlich ge-

lesene Betroffene von Arbeitsausbeutung ein entschiedenes Defizit auf, wie eine Analyse des 

DIMR aus dem Jahr 2025 bekräftigt.158 Für die Betroffenen bestehen bundesweit kaum Unter-

bringungsmöglichkeiten. Wichtigste Optionen sind die begrenzten Plätze der Schutzwohnungen, 

die an die FBS angebundenen sind. Bei fehlenden Kapazitäten müssen regelmäßig kurzfristige Lö-

sungen gefunden werden, etwa durch das Anmieten von Jugendherbergs- und Hotelzimmern.159  

Vereinzelt bestehen auch Kooperationen mit Unterkünften für Asylbewerber*innen, in denen 

männliche Betroffene während der Bedenk- und Stabilisierungsfrist unterkommen können. 

Medizinische und psychologische Bedarfe
Insgesamt unterstreichen die Ergebnisse der Befragung die Relevanz medizinischer und (trau-

ma-)psychologischer Bedarfe als ein wichtiges Element im Unterstützungsbedarf Betroffener. 

Manche Klient*innen leiden unter gesundheitlichen Beschwerden als Folgen direkter physischer 

Gewalt im Ausbeutungskontext oder sie sind durch die Ausbeutungsbedingungen in einem aus-

gezehrten und beeinträchtigten Gesundheitszustand. Die fallabhängigen medizinischen Bedarfe 

umfassen ein weites Spektrum und erfordern beispielsweise eine Versorgung durch Allgemein-

mediziner*innen oder Fachärzt*innen, vor allem Gynäkolog*innen, bis hin zu Klinikaufenthalten. 

In manchen Fällen kann auch eine rechtsmedizinische Untersuchung relevant sein, um Verlet-

zungen oder Gesundheitsfolgen der Ausbeutung zu dokumentieren. Auch chronische, psycho-

somatische Beschwerden und andere (trauma-)psychologische Bedarfe können eine dringliche 

Thematik darstellen, die von den befragten Expert*innen benannt wird. Die FBS tragen durch 

eine traumasensible Beratung zur Erststabilisierung bei: „Da einfach stabilisieren, da zu sein, ist 

158 Felbinger, C./Krug, A.-K./Seitz, T. (2024): „Ein bisschen sicherer als auf der Straße“. Unterkünfte für Betroffene von Arbeitsausbeutung in Deutschland, 
Deutsches Institut für Menschenrechte (Hrsg.). Berlin.
159  Ähnlich auch bei weiblichen Klient*innen, falls kein Frauenhausplatz zur Verfügung steht, die Unterbringungsfinanzierung ungeklärt ist, oder die Frauen-
hausadressen den Täter*innen bekannt sind.
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eine ganz wichtige Aufgabe, (…) gemeinsam auch eine neue Alltagsstruktur zu finden mit den 

Betroffenen, dass sie vielleicht angebunden werden können (…), an irgendeine Gruppe, wo sie 

Kontakte bekommen können (…).“ (I09) Auch stellen die FBS bei Bedarf, die Anbindung an medi-

zinische und therapeutische Angebote her. 

Dabei zeichnen sich in der Analyse der Befragungsergebnisse drei besondere Problemlinien ab: 
Zum einen zeigt die Auswertung der Interviews, dass die aufenthaltsrechtlich bedingte Un-

gleichheit im Zugang zu Unterstützungsleistungen besonders oft und ausführlich in Bezug auf 

die Gesundheitsversorgung problematisiert wurde. Für Personen in aufenthaltsrechtlicher Ille-

galität ergibt sich eine drastische Unsicherheit, da die Finanzierungsmöglichkeiten gesundheit-

licher Leistungen im Einzelfall unklar sein können. Zwar haben sie theoretisch Anspruch auf eine 

Basis-Gesundheitsversorgung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), jedoch müs-

sen sie in der Regel medizinische Leistungen beim Sozialamt beantragen, das wiederum einer 

Übermittlungspflicht an die Ausländerbehörde unterliegt.160 Die Anbindung an medizinische und 

therapeutische Angebote kann unter anderem über die Medinetze/Medibüros gelingen. Für Per-

sonen, die regulär Leistungen über das AsylbLG beziehen, ergeben sich Hürden in der Behand-

lung chronischer Gesundheitszustände oder psychischer Leiden, die im Kontext der Befragung 

problematisiert wurden.161 Die Gewährung der Finanzierung für bedarfsgerechte Behandlungen 

durch spezialisierte Mediziner*innen und Therapeut*innen ist möglich und steht gerade trau-

matisierten Personen zu, erfordert aber stets Klärung.162

Zweitens verweisen die Befragungsergebnisse auf die mögliche Beeinträchtigung einer bedarfs-

gerechten Versorgung durch sprachliche Barrieren, da das Gesundheitssystem unzureichend auf 

Mehrsprachigkeit ausgelegt ist. Teilweise gestalten sich Organisation und Kostenübernahme für 

eine Dolmetschung kompliziert. Insbesondere in der vulnerablen Situation von Betroffenen von 

Menschenhandel ist eine sensible und vertrauensvolle Sprachmittlung wichtig. Selbst wenn die-

se sichergestellt wird, kann es vorkommen, dass Psychotherapeut*innen keine Personen auf-

nehmen möchten, die sich nicht gut auf Deutsch verständigen können.

Die dritte benannte Problemlinie betrifft den allgemeinen Mangel an bedarfsgerechten Ge-

sundheitsangeboten, speziell mit Blick auf psychotherapeutische Angebote. Dies wurde als ziel-

gruppenübergreifendes Problem benannt. Vereinzelt wurde die besondere Betroffenheit von 

geflüchteten Personen hervorgehoben, für die es zu wenige fachkundige und niederschwellige 

Angebote zur notwendigen Stabilisierung gebe. Vor diesem Hintergrund sind die drastischen 

finanziellen Kürzungen, welche aktuell die psychosozialen Zentren betreffen, besonders alarmie-

rend. 

160 Vgl. Mediendienst Integration (2026): Gesundheitsversorgung von Menschen in der Illegalität, 
https://mediendienst-integration.de/bevoelkerung/illegalisierte-in-deutschland/gesundheitsversorgung-von-menschen-in-der-illegalitaet/, abgerufen am 
04.05.2026.
161 Das AsylbLG umfasst vor allem die Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände, aber auch Schutzimpfungen und die Grundversorgung bei 
Schwangerschaft und Geburt. Vgl. hierzu Bundesamt für Justiz, Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), § 4 Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und 
Geburt, https://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/__4.html, abgerufen am 04.05.2026.
162 Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer (BAfF), Welche Rechte auf Gesundheitsversorgung haben 
Geflüchtete, https://www.baff-zentren.org/faq/welche-rechte-auf-gesundheitsversorgung-haben-gefluechtete/, abgerufen am 04.05.2026.
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Ergänzend lässt sich festhalten, dass der Bereich der Gesundheitsversorgung von rassistischen 

und sexistischen Strukturen durchzogen ist, wie verschiedene Studien zeigen.163 Für Personen, 

die Menschenhandel und Ausbeutung erlebt haben und von diesen Diskriminierungsformen be-

troffen sind, kann dieser Umstand eine sensible und fachkundige Versorgung zusätzlich erschwe-

ren und zu weiteren Belastungen führen.

Aufenthaltsrechtliche Fragen
Für viele Personen aus Drittstaaten stellt die Klärung aufenthaltsrechtlicher Sicherheiten einen 

dringlichen Bedarf dar, wie die Befragungsergebnisse unterstreichen. Ist der Aufenthalt von Per-

sonen in Deutschland illegalisiert, kann die Bedenk- und Stabilisierungsfrist nach § 59 Absatz 7 

AufenthG die Gefahr der Abschiebung zunächst abwenden. Betroffene erlangen so die Mög-

lichkeit zur Erholung und Orientierung nach der Ausbeutungserfahrung sowie zur Beratung und 

Entscheidungsfindung hinsichtlich einer möglichen Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungs-

behörden. Der zunächst dreimonatige Zeithorizont der Bedenk- und Stabilisierungsfrist wurde 

im Rahmen der Befragung vereinzelt als zu begrenzt beschrieben. Betroffenen wird damit eine 

zu kurze Perspektive geboten, um zur Ruhe zu kommen und die Situation zu strukturieren. Einer 

Stabilisierung kann ebenfalls abträglich sein, wenn Personen während der Frist lediglich über 

eine Festsetzung der Ausreisefrist und Grenzübertrittsbescheinigung verfügen, da hierdurch Zu-

gänge zu diversen Bildungs- und Teilhabemöglichkeiten weiter einschränkt werden.  

Die Regelungen zur Erteilung der Bedenk- und Stabilisierungsfrist unterscheiden sich regional 

voneinander164, ebenso die Praxiserfahrungen. Einerseits deuten die Befragungsergebnisse an, 

dass die Zusammenarbeit zwischen FBS und Behörden hinsichtlich der Bedenk- und Stabilisie-

rungsfrist oftmals gut funktioniert und diese in Verdachtsfällen auch zuerkannt wird, anderer-

seits wird von wiederkehrenden Hürden und Schutzlücken berichtet. Dies weist auf das pro-

blematische Muster hin, dass die Durchsetzung von Betroffenenrechten im Einzelfall regional 

und personell abhängig sein kann. So beschreibt eine befragte Expertin, dass der Verdacht auf 

Menschenhandel nicht ernst genommen wird und die Behörden ein Misstrauen gegenüber Be-

troffenen zeigen. Ebenso fehle es an Sensibilität für die Funktion der Frist und für die Belastungs-

situation der Betroffenen, was sich in einem Erwartungsdruck und wiederkehrenden Nachfragen 

durch die Ausländerbehörde während der Frist äußere. 

Zudem erhalten nicht alle Betroffenen den Schutz, der ihnen zusteht. Im Rahmen der Befra-

gung wurde dies am Beispiel einer Gruppe Betroffener aus einem Drittstaat erläutert. Obwohl 

Polizei sowie FBS von einem Menschenhandelsdelikt zum Zweck schwerer Arbeitsausbeutung 

ausgingen, wurden die Betroffenen in Abschiebehaft genommen, bevor der Anspruch auf die Be-

denk- und Stabilisierungsfrist geltend gemacht werden konnte. „(…) [D]a wurden die noch in die 

Abschiebehaft genommen, da hatten wir noch nicht mal zu Ende beraten, die wurden alle sofort 

inhaftiert, obwohl die Polizei uns hinzugezogen hatte.“ (I03) Im Rahmen der Befragung deutet 

sich an, dass insbesondere männliche Betroffene von Arbeitsausbeutung mit Misstrauen seitens 

163 Vgl. Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) (2023): Rassismus und seine Symptome. Bericht des Nationalen Diskriminie-
rungs- und Rassismusmonitors. Berlin.
164 In einigen Bundesländern verlangt die Ausländerbehörde als Voraussetzung für die Erteilung eine Bestätigung der Staatsanwaltschaft/Polizei über den 
Verdacht auf Menschenhandel, in anderen kann dies durch die FBS erfolgen.
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der Behörden konfrontiert sein können, was als möglicher Hinweis auf die Wirkmacht von Vor-

stellungen eines „idealen Opfers“ gelesen werden kann. 

Entscheiden sich die Klient*innen in der Bedenk- und Stabilisierungsfrist für eine Kooperation 

mit den Strafverfolgungsbehörden, besteht für sie als Betroffene von Menschenhandel die be-

sondere Möglichkeit über die Beteiligung im Strafverfahren einen Aufenthaltstitel zu erhalten   

(§ 25 Absatz 4a und 4b AufenthG). Da dieser Aufenthaltstitel in der Praxis selten gewährt wird165, 

wurde diese Form der Aufenthaltssicherung im Kontext der Befragung nur vereinzelt als relevan-

tes Element der Fallbegleitung thematisiert. In der Beratung werden die Voraussetzungen166 für 

den Aufenthalt nach § 25 Absatz 4a und 4b AufenthG eruiert, wobei die befragten Expert*in-

nen die große Relevanz hervorheben, Klient*innen auch über mögliche negative Konsequenzen 

strafrechtlicher Schritte zu informieren und sie in der Abwägung zu begleiten. Wenn Klient*in-

nen sich für die Beteiligung im Strafverfahren entscheiden, werden Aussagen mitunter als nicht 

relevant genug für das Verfahren gewertet. Demnach sind Menschenhandelsbetroffenheit und 

Kooperationswille für die Zuerkennung der Aufenthaltserlaubnis unzureichend. Hier deutet sich 

eine Verwertungslogik im Umgang mit den Erfahrungen der Personen an, welche die Relevanz 

strafrechtlicher Erfolge vor die Bedarfe der Betroffenen des jeweiligen Unrechts stellt.

Wird ein Schutzstatus über ein Asylverfahren angestrebt, bereiten die FBS zum Teil auf das Ver-

fahren vor, übernehmen Informationsarbeit sowie die Anbindung an eine rechtliche Beratung 

durch Anwält*innen. Nicht immer erkennen Personen, dass sie Betroffene einer Menschen-

handelssituation sind, oft sind sie mit ihren Rechten und relevanten Regelungen im Rahmen 

der Asylverfahren nicht vertraut, verdeutlichen die Befragungsergebnisse.167 Personen, die sich 

bereits im Asylverfahren befinden und erstmals auf Fachberatungsstellen treffen, sind unter 

Umständen vorab nicht hinreichend über ihre Rechte und Perspektiven informiert worden. Für 

manche Klient*innen ist ein Asylverfahren nicht der aussichtsreichste Weg, um den Aufenthalt 

zu sichern, da eine Ablehnung droht. 

Dabei wurde im Rahmen der Befragung kritisch auf die rigide Entscheidungspraxis des BAMF – 

unabhängig der jeweiligen Fluchtgründe – hingewiesen, welche die Möglichkeiten, einen Schutz-

status zu erwirken, generell beeinträchtigt und vielfach zu Ablehnungen führt. Fand der Men-

schenhandel im Herkunftsland statt und stellt einen Fluchtgrund dar, werde dies in der Praxis 

nicht als hinreichend für die Zuerkennung eines Schutzstatus behandelt. Meist werde erst dann 

Asyl gewährt, wenn weitere besondere, eklatante Umstände zu der Ausbeutungserfahrung hin-

zukommen. 

Besonders problematisiert im Zusammenhang mit aufenthaltsrechtlichen Fragen wurde auch 

der Umgang mit „Dublin-Fällen“. In manchen Fallkonstellationen droht Betroffenen basierend 

auf der Dublin-Regelung eine Überführung in einen EU-Staat, in dem sie von Ausbeutung betrof-

fen waren und in dem die Täter*innenstrukturen verortet sind. Neben der mentalen Belastung 

kann sich daraus unter Umständen eine Gefahrenlage für Betroffene ergeben. Durch langwierige 

167 Das betrifft etwa die Konsequenzen einer Erwähnung von Menschenhandel im Asylverfahren. Da das BAMF verpflichtet ist, die Polizei über Fälle von Men-
schenhandel zu informieren, könnten Ermittlungen aufgenommen werden und theoretisch besteht die Gefahr ungewollt zur Zeugin in einem Strafverfahren 
zu werden.
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Klärungsprozesse zu Zuständigkeiten im Rahmen der Dublin-Regelung und/oder dem Abtauchen 

Betroffener aufgrund der Angst vor einer Überstellung, können Personen in dauerhafte prekäre 

Schwebezustände gedrängt werden.

3. Kooperationserfahrungen und Blick auf das Unterstützungs-
system

Eine lückenlose Vernetzung verschiedener Akteur*innen des Unterstützungssystems ist essen-

ziell, damit die Rechte von Personen gewahrt und eine angemessene Begleitung stattfinden 

kann. Im Rahmen ihrer Unterstützungsarbeit sind die FBS in Kontakt mit Akteur*innen aus unter-

schiedlichsten Bereichen – Behörden, Schutzhäusern, medizinischen Angeboten und anderen 

– und beziehen sich auf über einen langen Zeitraum gewachsene, gut ausgebaute Netzwerke. 

Als besonders vertrauensvoll und gewinnbringend wurde im Rahmen der Befragung die gute 

Vernetzung zu anderen FBS, auch über den KOK, hervorgehoben, sowie zu den Frauenhäusern, 

stellenweise aber auch zu Polizei und einzelnen anderen Behörden. 

Die Befragungsergebnisse deuten darauf hin, dass die Erfahrungen der FBS in der Zusammen-

arbeit mit verschiedenen Behörden – vor allem Ausländerbehörde, Jobcenter, Sozialamt und 

Jugendamt – deutlich variieren. Positive Vorerfahrungen in der Kooperation wirken sich häufig 

auch in künftigen Fällen günstig auf den Kontakt aus und verbessern mittelbar die Unterstüt-

zung der Betroffenen. Dies wurde sowohl auf institutioneller Ebene beschrieben (also in Bezug 

darauf, ob bereits ein etablierter Kontakt zur konkreten Dienststelle besteht und ob dort eine 

Sensibilisierung zum Thema Menschenhandel vorliegt) als auch auf personeller Ebene. „Aber 

viele Sachen schwanken auch mit den Personen, die kommen und gehen in den Behörden. (...) 

Was gestern schlecht war, kann morgen gut sein, weil eine neue Person da ist und andersrum.“ 

(I03) In diesem Kontext erscheint die Problematik eines Personal- und Generationenwechsels in 

verschiedenen Behörden besonders problematisch, wie mehrfach von Befragten unterstrichen 

wurde. Hierdurch kann es zum Abbruch gewachsener Verbindungen und zum Verlust von Fach-

wissen zu Menschenhandel kommen.

In Flächenländern wird von den Befragten – verschiedene Behörden betreffend – mitunter ein 

Stadt-Land-Gefälle beobachtet. In ländlichen Gegenden bestehe hier ein verstärkter Sensibili-

sierungsbedarf sowie fehlendes Fachwissen zu Menschenhandel und Ausbeutungsdynamiken. 

Neben Defiziten auf dieser Ebene können auch intransparente Kommunikation und schleppende 

Prozesse seitens verschiedener Behörden den bedarfsgerechten Schutz Betroffener erschweren, 

etwa wenn Personen in prekären Situationen lange auf eine Rückmeldung zu Anträgen warten. 

Hinzu kommt, dass Akteur*innen auf Behördenseite teilweise ein Misstrauen gegenüber Betrof-

fenen sowie Erwartungshaltungen zeigen, die auf stereotypisierenden Vorannahmen basieren. 

Punktuell wurde in diesem Zusammenhang der Umgang einzelner Ausländerbehörden mit der 

Bedenk- und Stabilisierungsfrist, wie bereits beschrieben, problematisiert. Die Kommunikation 

seitens dieser Dienststellen gegenüber den FBS deute dabei darauf hin, dass diese die FBS als 

Kontrollinstanzen während der Bedenk- und Stabilisierungsfrist missverstehen. Mitunter würden 

FBS in diesem Zusammenhang als Akteur*innen adressiert, die einerseits die Versorgung der 
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Klient*innen organisieren, andererseits sicherstellen sollen, dass diese in der Bedenk- und Stabi-

lisierungsfrist nicht untertauchen und damit sich dem System entziehen. Eine solche Perspektive 

ist von einer Logik migrationsrechtlicher Kontrolle durchzogen und lenkt von der eigentlichen 

Funktion der Bedenk- und Stabilisierungsfrist und den tatsächlichen Bedarfen der Betroffenen 

in dieser Zeit ab.

Ein ähnliches Verständnis der Funktion der FBS zeigt sich in der Kooperation mit einzelnen poli-

zeilichen Dienststellen/Akteur*innen. Je nach Dienststelle und involvierten Personen scheine 

mitunter durch, dass das polizeiliche Interesse an einem Ermittlungserfolg gegenüber der Sen-

sibilität für die Betroffenenbedarfe überwiege. Weitere jeweils punktuell benannte Problema-

tiken, die sich in den Befragungsergebnissen abbilden, sind etwa unzureichende polizeiliche 

Kapazitäten für den Arbeitsbereich Menschenhandel sowie eine fehlende Sensibilität für die 

Identifizierung Betroffener, insbesondere in Situationen, in denen das Non-Punishment-Prinzip 

i.S.d. § 154c Absatz 2 StPO relevant ist. Gleichzeitig wird mit Blick auf verschiedene Städte 

von positiven Erfahrungswerten berichtet: Einige Polizeidienststellen werden als insgesamt aus-

gesprochen sensibel, gut informiert und engagiert in der Arbeit zum Thema Menschenhandel er-

lebt. Die Kontakte zwischen FBS und Polizei verlaufen hier vertrauensvoll und ermöglichen eine 

schnelle Unterstützung für potenziell betroffene Personen, etwa durch den Einbezug der FBS durch 

die Polizei in Verdachtsfällen. Auch hier zeichnet sich dementsprechend ab, dass die Kooperations-

erfahrungen variieren, unter anderem abhängig von regionalen und personellen Faktoren. 

4. Strafrechtliche Dimension und Verfahren

Die Erfahrungswerte der Befragten aus den Expert*innen-Interviews zeigen, ob betroffene Per-

sonen strafrechtliche Schritte gehen möchten, ist individuell unterschiedlich. Einige Klient*innen 

haben kein Interesse, sie möchten das Erlebte hinter sich lassen, neue Perspektiven aufbauen. 

Teilweise besteht der Wunsch nach Rückkehr ins Heimatland oder der Druck schnell wieder Geld 

zur Existenzsicherung der Familie verdienen zu wollen. Besteht zu den Täter*innen eine emotio-

nale Bindung, etwa in „Loverboy“-Fällen, müssen die Personen in Hinblick auf diese Frage mit 

starken inneren Ambivalenzen umgehen und sich komplexen Entscheidungsprozessen stellen. 

Manchen Klient*innen sind strafrechtliche Schritte per se überaus wichtig, um sicherzustellen, 

dass die Täter*innen zur Wiedergutmachung verletzter Gerechtigkeit zur Verantwortung gezo-

gen werden. Gleichzeitig gilt es, Personen eingehend zu informieren und gemeinsam die Kon-

sequenzen strafrechtlicher Schritte abzuwägen. Laut der Befragungsergebnisse ist sowohl die 

Frage nach möglichen Sicherheitsbedenken als auch die Frage nach der notwendigen Stabilität 

der Betroffenen und der Gefahr einer Retraumatisierung im Kontext eines Prozesses besonders 

relevant.

In fünf der neun Interviews mit den FBS, die zu Menschenhandel beraten, wurden Sicherheits-

bedenken im Kontext strafrechtlicher Schritte näher erläutert. Diese beziehen sich oft auf die 

Familien der Betroffenen und scheinen vor allem dann besonders dringlich, wenn Täter*innen-

strukturen auch im Heimatland agieren. Die Betroffenen wurden möglicherweise unter Druck 

gesetzt oder bedroht, keine Informationen preiszugeben. Eine potenzielle Aussage gegen die 
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Täter*innen könnte diese zur Gewalt, als Rache oder als Druckmittel, gegen Angehörige im Her-

kunftsland bewegen. „(…) [D]as ist eine Gefahr, die auch durch die deutschen Strafverfolgungs-

behörden nicht mitigiert werden kann.“ (I02) Das Risiko muss daher ernstgenommen werden. 

Eine Gefährdungslage kann sich unter Umständen für die Betroffenen selbst ergeben, nicht nur 

im Rahmen der Verfahren, auch nach Entlassung von Täter*innen aus der Haft.

Andererseits muss die Frage, ob eine Person stabil genug ist, sich einem kräftezehrenden, lang-

wierigen Prozess zu stellen, sorgfältig abgewogen werden. Betroffene müssen im Kontext von 

Verfahren das Erlebte vielfach und möglichst detailliert wiedergeben. Mit der daraus entstehen-

den Belastung gilt es über teilweise sehr lange Zeiträume umzugehen, wobei der Verfahrens-

ausgang ungewiss ist. Oftmals sind Personen zu belastet, um dies langfristig ohne Gefahr der 

Retraumatisierung zu ertragen. Die Befragungsergebnisse deuten darauf hin, dass die Logik der 

Strafverfahren in einem Spannungsverhältnis zur traumapsychologischen Aufarbeitung des Er-

lebten steht. Einerseits werden traumabezogene Symptome wie Dissoziationen, Lücken oder Wi-

dersprüchlichkeiten in der Erinnerung als Einschränkung der Wertigkeit als Zeug*in aufgefasst. 

Andererseits werden Traumatherapien – unter Umständen Voraussetzung zur Wiedererlangung 

von Stabilität – im Kontext der Verfahren kritisch gesehen, weil hier Erinnerungen bearbeitet 

werden, wodurch sich gegebenenfalls Aussagen verändern können. Im Rahmen der Befragung 

wurde ein Fallbeispiel ausgeführt, in dem eine gewaltbetroffene Klientin jahrelang einen durch 

zahlreiche Verzögerungen gekennzeichneten Prozess ertrug. Währenddessen sei ihr von einer 

Traumatherapie abgeraten worden, damit sie ihre Glaubwürdigkeit als Zeugin nicht gefährde. 

Hier deutet sich ein strukturelles Unvermögen seitens der Rechtspraxis an, (trauma-)psycho-

logische Realitäten angemessen zu berücksichtigen. Der Rahmen, in dem betroffene, psychisch 

belastete Zeug*innen als „glaubhaft“ anerkannt werden, ist stark verengt. Es spiegeln sich tief-

greifenden Ambivalenzen wider, wie im eingangs beschriebenen Topos des „idealen Opfers“.

Ob ein Ermittlungsverfahren zu einem Strafverfahren führt und dies abgeschlossen wird, bleibt 

unabhängig von der Aussagebereitschaft der Betroffenen zunächst offen. Die Befragungsergeb-

nisse deuten darauf hin, dass es in der Regel nicht zu Verfahren kommt, wenn Menschenhandel 

und Ausbeutung außerhalb Deutschlands stattgefunden haben. In den seltenen Fällen, in denen 

Betroffene im Herkunfts- oder Transitland erlebte Gewalt zur Anzeige bringen, bleibt dies meist 

folgenlos, die Fälle würden gewissermaßen versanden, auch auf europäischer Ebene sei hier 

keine gute grenzüberschreitende Zusammenarbeit gegeben. Selbst wenn Menschenhandel und 

Ausbeutung in Deutschland stattfinden, führen Ermittlungsverfahren häufig nicht zu Strafver-

fahren, da etwa die Beweislage als nicht aussichtsreich genug und/oder die Aussagen der Be-

troffenen als nicht glaubhaft eingeschätzt werden. Defizite werden von den Befragten vor allem 

auf Seiten der Staatsanwaltschaften verschiedener Städte (regional gestreut) und Richter*innen 

beschrieben. Einige Befragte sahen auf Ebene der Rechtsprechung eine insgesamt geringe Auf-

merksamkeit zur Problematik Menschenhandel gegeben. „(…) [A]ber es gibt schon auch eine 

ganze Reihe Klientinnen, die ja auch möchten, dass die Täter bestraft werden, (..) [weil] das 

überhaupt nicht zu ihrem Rechtsempfinden passt, die sind betroffen von schweren Straftaten, 

die machen auch Aussagen dazu… und dann mitbekommen, dass die deutsche Justiz eigentlich 

kein Interesse daran hat. Also das wirkt eher retraumatisierend (…).“ (I05) Vereinzelt kritisierten 

die Befragten auch ein niedriges Strafmaß bei erfolgreich abgeschlossenen Verfahren.
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5. Fokus: Die Situation minderjähriger Betroffener

Fünf der befragten FBS teilten Erfahrungen zur Beratungsarbeit von minderjährigen Personen 

(beziehungsweise Drittpersonen wie Fachkräfte, Eltern u.a.), darunter die Fachberatungs- und 

Koordinierungsstelle bei Handel mit und Ausbeutung von Minderjährigen in Berlin von IN VIA, 

die spezifisch zu dieser Zielgruppe arbeitet. Viele der bereits benannten Bedarfe und Problem-

stellungen beziehen sich auf junge Menschen. Gleichzeitig gibt in der Beratungs- und Unterstüt-

zungsarbeit für junge Menschen einige wesentliche Besonderheiten. Diese ergeben sich unter 

anderem durch das Kindeswohlprinzip als Leitfaktor und die Miteinbeziehung Personensorge-

berechtigter in die Beratungsarbeit. 

Oftmals sind es auch Personensorgeberechtigte, Betreuer*innen, Psycholog*innen oder andere 

Personen aus dem Umfeld der jungen Menschen, die sich an die FBS wenden, den Kontakt her-

stellen oder sich selbst beraten lassen. Dabei entstehen teilweise komplexe Dynamiken, wenn 

Einschätzungen von Drittpersonen über eine mögliche Gefährdung oder Betroffenheit nicht mit 

der Selbstwahrnehmung der jungen Menschen übereinstimmen, etwa in „Loverboy“-Fällen. „Es 

gab auch Konstellationen: ich möchte Hilfe, um da rauszukommen. Es gab auch die Konstellatio-

nen: das Umfeld nimmt es wahr, die Eltern, das Jugendamt hat Sorge, die Therapeuten, wie auch 

immer. Das Mädchen selbst aber nicht so.“ (I11)

Junge Menschen mit verschiedensten Biografien und aus unterschiedlichen Kontexten können 

von Menschenhandel betroffen sein. Dabei wurde die besondere Vulnerabilität von jungen Men-

schen, die in Jugendhilfe-Einrichtungen untergebracht sind, als Beobachtung thematisiert. Hier 

deckt sich die Beratungserfahrung mit der Einschätzung der EU-Menschenhandelsrichtlinie. 

Unter diesen jungen Menschen sind auch unbegleitete minderjährige geflüchtete Personen. Sie 

stellen insofern eine besondere Zielgruppe dar, als die Ausbeutungserfahrung – darunter Fälle 

schwerwiegender Arbeitsausbeutung – mitunter nicht in Deutschland stattgefunden hat, son-

dern im Herkunftsland oder auf der Flucht, in einem Transitland.  

In der BKA-Statistik zu Ermittlungsverfahren bei Menschenhandels- und Ausbeutungsdelikten 

mit minderjährigen Betroffenen treten Fälle von sexualisierter Ausbeutung168 beziehungsweise 

Zwangsprostitution besonders häufig auf. Dieses Muster bestätigte sich auch in einzelnen Inter-

views. In den Befragungen wurde die „Loverboy“-Methode mehrfach im Zusammenhang mit der 

Zielgruppe minderjähriger Mädchen thematisiert. Auch Fälle von Menschenhandel zu diversen 

anderen Ausbeutungsformen erreichten die Beratungsarbeit der befragten FBS, insbesondere 

Fälle von Ausbeutung bei der Begehung strafbarer Handlungen.169 Gerade in diesen Fällen und/

oder wenn die jungen Menschen sich nicht selbst als Betroffene verstehen, ist eine Identifizie-

rung durch eine mangelnde Sensibilisierung auf Behördenseite erschwert und verhindert den 

angemessenen Schutz junger Menschen.

 

168 In diesem Zusammenhang wurden auch Fälle sexueller Nötigung und Erpressung von Kindern im Internet sowie von Cyber-Grooming thematisiert, in denen 
häufig die Eltern für den Schutz der betroffenen Kinder engagiert seien und häufiger auch Anzeigen anstreben.
169 Dabei wurden unterschiedliche Konstellationen beschrieben, etwa das gegenseitige Anwerben von Mädchen in Jugendhilfe-Einrichtungen im Kontext 
sexualisierter Ausbeutung. Auch die Instrumentalisierung zur Durchführung von Straftaten durch nahestehende Personen, wie die Eltern selbst, wurde the-
matisiert. In Bezug auf unbegleitete minderjährige Geflüchtete wurde die Instrumentalisierung zu Straftaten wie dem Transport oder Verkauf von Drogen als 
charakteristischer Ausbeutungszusammenhang beschrieben.
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Wissens- und Sensibilisierungsdefizite im Unterstützungssystem werden sichtbar, die sich ne-

gativ auf die Chancen der Identifizierung von Betroffenen und auf die Wahrung ihrer Rechte 

und des Kindeswohls auswirken können. Dies wurde vor allem mit Blick auf die Polizei und die 

Jugendämter thematisiert. Zudem sei eine bessere, am Kindeswohl orientierte Kooperation un-

ter den Akteur*innen notwendig. In der Unterbringungsstruktur werden Defizite gesehen, da 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe fehlen, die auf den Kontext Menschenhandel und 

verschiedene Ausbeutungsformen spezialisiert sind. Letztlich können bestehende Einrichtungen 

nicht die themenspezifische Expertise und die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen bieten, die 

fallabhängig nötig sein können.

Die Wissens- und Diskurslücke scheint in die Beratungsstrukturen hineinzureichen. Eine befragte 

Expertin teilte ihre Einschätzung, die Auseinandersetzung innerhalb der FBS-Strukturen – als 

Gesamtbild, aber gerade in Bezug auf Fälle minderjähriger Betroffener – sei von Interesse und 

einem Dringlichkeitsverständnis geprägt, bewege sich aber auf einer praxisfernen Meta-Ebene 

oder münde in einem ergebnislosen Weiterverweisen (I01). Hier bedarf es der Entwicklung von 

Wissensressourcen, die zielführend für die konkrete Beratungspraxis sind.

7. Beratungspraxis in Zwangsverheiratungsfällen

1. Betroffenheiten und Fallkonstellationen

Elf der 14 Befragten verfügen über spezifische Expertise zu Fällen von Zwangsverheiratung. Dazu 

gehören einerseits Fachkräfte der FBS, die zu verschiedenen Ausbeutungsformen im Kontext 

Menschenhandel sowie explizit zu Zwangsverheiratung beraten, andererseits Fachkräfte aus drei 

spezialisierten FBS beziehungsweise Projekten, deren Arbeit konkret auf Zwangsverheiratung 

ausgerichtet ist.

Die befragten FBS werden deutlich überwiegend von Mädchen und Frauen zum Thema Zwangs-

verheiratung erreicht. In sieben Interviews wurden seltene Erfahrungen in der Beratungsarbeit 

für Jungen beziehungsweise Männer im Kontext Zwangsverheiratung thematisiert. Diese er-

reichten die FBS entweder als direkt von Zwangsverheiratung bedrohte oder betroffene Perso-

nen und/oder als Wahlpartner der Zwangsbetroffenen (und damit auch von Gewalt bedroht). 

Mehrere FBS rahmten Paarkonstellationen als eine spezifische Zielgruppe der Beratungsarbeit. 

Eine Befragte wies darauf hin, der Druck für betroffene Jungen und Männer sei stark, aber we-

niger nach außen sichtbar, was möglicherweise mit erlernten Rollenbildern zusammenhänge 

(I03). Gleichzeitig haben Männer in der Gesamtgesellschaft sowie in familiären und (zwangs-)

partnerschaftlichen Konstellationen insgesamt mehr Freiheiten. Sie seien daher in einer anderen 

Position als Betroffene anderer Genderidentitäten.

Drohende oder sich aktuell vollziehende Zwangsverheiratungen betreffen gemäß Einschätzung 

der Befragten überwiegend junge Personen, darunter viele Minderjährige oder junge Volljähri-
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ge. Diese jungen Menschen sind häufig deutsche Staatsbürger*innen und/oder in Deutschland 

geboren und aufgewachsen. Viele der Personen mit Migrations- oder Fluchtgeschichte haben 

einen gesicherten Aufenthalt. Die Beratungsarbeit zu Zwangsverheiratung erscheint insgesamt 

deutlich stärker von der Arbeit mit jungen Klient*innen geprägt, als dies bei anderen Formen von 

Ausbeutung im Kontext Menschenhandel der Fall ist. Dementsprechend kommt Akteur*innen 

aus dem Bereich Jugendhilfe und Schule beziehungsweise Schulsozialarbeit eine größere Rele-

vanz als Kooperationspartner*innen zu. Der Erstkontakt zu den FBS erfolgt oft über Akteur*in-

nen aus diesen Bereichen. Selbstmeldungen sowie ein Kontakt über die Polizei kommen gemäß 

Befragten eher vereinzelt vor. Es zeigt sich eine Diskrepanz zu den Beratungserfahrungen zu 

Menschenhandelsfällen, in deren Zusammenhang ein regelmäßiger Erstkontakt über die Polizei 

beschrieben wurde.

Eine andere Betroffenengruppe, welche die FBS erreicht, sind Personen, die bereits in einer 

Zwangsehe leben. Diese wurde teilweise im Herkunftsland, vor einem Flucht- oder Migrations-

prozess vollzogen. Im Unterschied zur ersten Konstellation sind auch ältere Personen betroffen 

und aufenthaltsrechtliche Fragen spielen häufiger eine Rolle. Auch asylsuchende Personen, die 

vor (drohender) Zwangsverheiratung geflohen sind, können unterschiedlichen Alters sein. The-

matisiert wurden in diesem Zusammenhang Mehrfachbetroffenheiten älterer Frauen, die be-

reits wiederholt zwangsverheiratet worden waren.

Die im Rahmen der Befragung dargestellten Fallkonstellationen sind sehr vielfältig und umfassen 

letztlich das gesamte im Kapitel 4.2 aufgezeigte Spektrum. Im Fokus der beschriebenen Bera-

tungserfahrungen stehen Fälle, in denen die Zwangsverheiratung im Kontext familiärer Gewalt 

droht beziehungsweise vollzogen wurde. Dabei geht es gerade bei jungen Klient*innen um in-

formelle Formen der Eheschließung. Das verdeutlicht, dass ein relevanter Teil der Zwangsverhei-

ratungen, die in der Beratungsarbeit eine Rolle spielen, nicht von § 237 StGB erfasst sind.

Die Befragungsergebnisse bestätigen, dass sich familiäre Dynamiken und Formen des ausgeüb-

ten Zwangs auf einem weiten Spektrum bewegen: von subtilem Druck durch Erwartungshaltun-

gen bis hin zu Drohung oder Anwendung von massiver Gewalt. An einem Ende des Spektrums 

stehen Fälle, in denen die Verbundenheit zur Familie, Abhängigkeiten und emotionaler Druck 

wirksam werden, ohne dass physische Gewalt droht oder Betroffene stark eingeschüchtert sind. 

Gerade im Kontext dieser Konstellationen wurden verschiedene Möglichkeiten der Versöhnung, 

auch des Einlenkens der Eltern, beschrieben. Bisweilen erreichen außerdem junge Personen das 

Beratungsangebot, denen es darum geht, sich insgesamt mehr Selbstbestimmung zu erkämpfen. 

Eine Zwangsverheiratung steht nicht immer konkret im Raum. 

Am anderen Ende des Spektrums stehen Fälle, die mit einer eklatanten und häufig auch länger-

fristigen Gefahrenlage durch Morddrohungen gegen die Betroffenen verbunden sind. Die Befrag-

ten stellten vor allem im Kontext dieser Fallkonstellationen Bezüge zum Begriff der sogenannten 

„Ehrgewalt“ her. Insgesamt wurde mit Blick auf die Thematik Zwangsverheiratung die Gefahr 

physischer Gewalt als deutlich relevanter eingeschätzt, als dies mit Blick auf Menschenhandel 

der Fall war. Vereinzelt wurde sie explizit als regelhaftes Element benannt.
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In den Befragungsergebnissen spiegelt sich zudem wider, dass häufig ein Kontinuum des Zwangs 

wirksam ist, da die Betroffenen schon länger Kontrolle und eine Beschneidung ihrer Selbstbestim-

mung erleben, die sich im Moment der (drohenden) Zwangsverheiratung fortsetzt. Angespro-

chen wurde in diesem Zusammenhang mögliche Verläufe, in denen bereits früh eine Partner*in-

auswahl durch die Familie und Arrangements mit der potenziellen Schwiegerfamilie erfolgt, die 

schon vor dem Moment der eigentlichen Verheiratung eine hohe soziale Verbindlichkeit hat.

Wichtig hervorzuheben ist, dass innerfamiliäre Zwangsdynamiken nicht alle Fälle von Zwangs-

verheiratung betreffen. Zwang geht nicht immer von beiden Elternteilen oder allen Angehörigen 

aus, die Haltung einzelner Beteiligter ist gegebenenfalls wandelbar. In einigen Fällen sind es An-

gehörige der Kernfamilie beziehungsweise die Eltern selbst, deren Anliegen es ist oder wird, die 

Verheiratung zu verhindern oder ihr Kind aus einer Zwangsehe zu befreien. Ein beschriebener 

Beratungsfall veranschaulicht dies: Ein Vater floh mit seinen Kindern nach Deutschland, um seine 

Tochter vor einer anstehenden Verheiratung zu schützen. In einem anderen Fall hatten die Eltern 

ursprünglich der Verheiratung ihrer Tochter zugestimmt, bemühten sich aber nachdrücklich um 

den Ausbruch aus der Ehe sowie ihren Schutz, nachdem sie von Ausbeutung in der Ehe erfahren 

hatten. Die Verhinderung von oder der Ausbruch aus einer Zwangsehe kann zusätzlich erschwert 

werden, wenn Eltern beziehungsweise ein Elternteil oder andere Angehörige einen Brautpreis 

entgegengenommen haben.

Die Befragungsergebnisse unterstreichen, dass Zwangsverheiratungen mehrmalig mit weiteren 

Menschenrechtsverletzungen im Rahmen der Zwangsehe verbunden sind, wie Ausbeutung von 

Arbeitskraft, sexuelle Ausbeutung und Zwangsschwangerschaften. Einerseits zeigt sich darin der 

Charakter des Kontinuums von Zwang, andererseits lassen sich erste Verbindungen zum Phä-

nomenbereich Menschenhandel identifizieren, wie einige befragte Expert*innen hervorhoben.

2. Häufige Bedarfe und Unterstützungspraxis

Jede Erfahrung ist letztlich spezifisch und einzigartig. Jede betroffene Person hat eine individuel-

le Geschichte, Bedarfe und Fragen, mit denen sie die FBS erreicht. Auch im Bereich Zwangsver-

heiratung können Aussagen über die Bedarfslage keinesfalls allgemeingültig auf alle betroffenen 

Personen übertragen werden. Anhand von häufig benannten Faktoren lassen sich vielmehr eini-

ge besonders relevante Merkmale der vielfältigen Bedarfsmuster beschreiben. Dabei spielen in 

den Fällen von Zwangsverheiratungen ähnliche Bedarfsbereiche eine Rolle, wie in den Fällen von 

Menschenhandel, jedoch in einer anderen Gewichtung, verbunden mit spezifischen Notwendig-

keiten und Herausforderungen:

•  Begleitung von Entscheidungsprozessen und Informationsarbeit,

•  Sicherheit,

•  Versorgung der Grundbedürfnisse, gegebenenfalls einschließlich 

•  Unterbringung,

•  medizinische und (trauma-)psychologische Bedarfe,

•  aufenthaltsrechtliche Fragen.
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Begleitung von Entscheidungsprozessen und Informationsarbeit
In der Beratungspraxis spielt die Informationsarbeit und die Begleitung von Entscheidungspro-

zessen eine grundlegende Rolle. Es kann zunächst darum gehen, die Gesetzeslage zu Zwangs-

verheiratung zu verdeutlichen und die Rechte der Person zu besprechen. Fallabhängig können 

gemeinsam Möglichkeiten erwogen werden, wie sich eigene Rechte und Wünsche innerhalb der 

Familie durchsetzen lassen, oder es wird eruiert, welche Konsequenzen verschiedene Entschei-

dungen hätten, darunter auch ein möglicher Weggang aus der Familie.

Die Befragungsergebnisse bekräftigen, dass die Situationen der Betroffenen von drohender 

Zwangsverheiratung von eklatanten Ambivalenzen geprägt sind, etwa aufgrund einer Gleichzei-

tigkeit von Leidensdruck sowie Loyalität zu den Zwangsausübenden. Entscheiden sich Personen 

für eine Auflehnung gegen den Zwang, kann dies fallabhängig mit einer räumlichen Trennung 

von der Familie bei gleichzeitigem Beibehalten des Kontakts einhergehen, oder aber einen kon-

sequenten Bruch erforderlich machen. Die Familie ist für junge Menschen ein wichtiger Bezugs-

punkt und in den seltensten Fällen nur ein Raum des Zwanges, sondern auch der Zugehörig-

keit und Zuneigung. Die Flucht vor einer Zwangsverheiratung kann einen umfassenden Bruch 

in der Biographie bedeuten. So verlieren Menschen nahestehende Angehörige, gegebenenfalls 

auch ihre Community und Freund*innen. Hinzu kommt, dass eine Gefährdung durch Angehörige 

ebenfalls nach dem Weggang aus der Familie mittel- bis langfristig fortbestehen kann. „Es ist ja 

auch so schon eine psychisch sehr belastende Situation quasi, in denen [sic] die sich befinden, 

so aus diesem engen Kollektiv raus in eigentlich eine ziemliche Einsamkeit, wo sie halt auch teil-

weise Unsicherheiten haben, wem erzähle ich eigentlich von meiner Geschichte (…).“ (I06) Eine 

Entscheidung für oder gegen ein Weggehen zu treffen, ist gerade für junge Menschen eine mas-

sive Herausforderung, die eine diskriminierungssensible, längerfristige Unterstützung erfordert. 

Auch Klient*innen, die bereits seit längerer Zeit in einer Zwangsehe leben, benötigen Informa-

tionsarbeit und psychosoziale Begleitung von herausfordernden Entscheidungsprozessen. Man-

che Betroffene müssen in ihren Überlegungen etwa Erwartungen an die eigene Rolle, mehr-

dimensionale emotionale Verbindungen zu Zwangspartner*innen und Familienmitgliedern und 

ein Verantwortungsgefühl gegenüber Angehörigen, insbesondere Kindern, abwägen. Dement-

sprechend können Entscheidungsprozesse über einen Ausbruch aus einer bereits bestehenden 

Zwangsehe ebenfalls komplex und mit Ambivalenzen verbunden sein.

Sicherheit
Eine Einschätzung der Gefahrenlage ist zu Beginn der Beratungsarbeit notwendig, da diese den 

Möglichkeitsraum und den Zeitdruck zum Handeln mitbedingen. Dringlichkeit besteht unter an-

derem, wenn die Zwangsverheiratung konkret anberaumt ist und/oder die konkrete Gefahr der 

„Heiratsverschleppung“ besteht. Dabei müssen auch mögliche Mitbetroffenheiten – beispiels-

weise des*der Wahlpartner*in oder von Kindern – berücksichtigt werden.

Insbesondere bei minderjährigen Personen ist abzuwägen, ob ein Hinzuziehen der Eltern sinn-

voll und möglich ist oder ob dies darauf verzichtet werden sollte. Auch die Frage, wann und auf 

welche Weise das Jugendamt kontaktiert werden sollte, muss unter Berücksichtigung der mög-

lichen Gefahrenlage geklärt werden.
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Wie dargestellt, sind Konstellationen möglich, in denen keine Gefahrenlage für die Beratungs-

suchenden besteht. Mittel des Zwangs und der Gewalt bewegen sich auf einem Spektrum. Ist 

die Situation auf diesem Spektrum in einem Bereich verortet, in dem engmaschige Kontrolle und 

schwere Gewalt droht oder ausgeübt wird, kann dies Auswirkungen auf Setting und Gestaltung 

der Beratung haben. Diese findet dann gegebenenfalls zur Sicherheit verdeckt in ärztlichen Pra-

xen, Schulen oder anderen Orten statt und kann auch das gemeinsame Entwickeln von Notfall-

plänen zum Umgang mit einer möglichen Gefahrenlage beinhalten. Die Sicherheit der Personen 

ist prioritär, gleichzeitig brechen vorzeitige, einschneidende Maßnahmen gegebenenfalls not-

wendige Entscheidungsprozesse ab. In manchen Fällen bedeutet der Weggang aus der Familie 

möglicherweise eine anhaltende Gefahrenlage. Insofern können strenge Sicherheitsvorkehrun-

gen auch in Hinblick auf den Weggang sowie auf die Nachphase notwendig sein.

In Hochrisikofällen können relevante Sicherheitsvorkehrungen einerseits die Planung der Flucht 

vor dem*der Zwangspartner*in oder aus der Familie betreffen. Es braucht Zeit, Recherche und 

eine gründliche Vorbereitung des konkreten Ablaufs, damit der Weggang gelingen und die Si-

cherheit der Person dabei weitgehend gewährleistet werden kann. Andererseits können Sicher-

heitsvorkehrungen – etwa der Austausch von SIM-Karten und Social-Media- oder Handyverzicht 

– auch in der Nachphase notwendig sein, wenn von einer längerfristigen Gewaltbereitschaft 

der Zwangsausübenden auszugehen ist. Eine fachkundige Beratung und Unterbringung ist hier 

maßgeblich für eine informierte und sensible Unterstützung der Person. Auf Zwangsverheira-

tungsfälle spezialisierte Unterkünfte für minderjährige Betroffene verfügen über eine weitrei-

chende Expertise zum Umgang mit Gefahrenlagen. Insgesamt ist ein hohes Maß an Kenntnis 

und Aufmerksamkeit nötig, wenn davon auszugehen ist, dass Zwangsausübende mitunter große 

Anstrengungen unternehmen, um Betroffene zu finden, etwa unter Nutzung von untergescho-

benen Trackern oder Online-Suchen. 

Im Zuge eines konsequenten Untertauchens kann es notwendig sein, Datensperren bei allen re-

levanten Stellen und Behörden einzurichten, mit denen die betroffene Person in Kontakt steht, 

wie das Einwohnermeldeamt, die Krankenkasse, die Rentenversicherung und das Jobcenter. Im 

Rahmen der Befragung wurde die Belastung angesprochen, die dadurch entsteht, dass Daten-

sperren immer wieder verlängert werden müssen. Hier ist Aufmerksamkeit und gute Organisa-

tion notwendig. Insgesamt verlangen Sicherheitsvorkehrungen den betroffenen Personen ein 

hohes Maß an Konzentration und Selbstregulierung ab, was, so eine befragte Expertin, nicht von 

allen erwartet werden könne (I06).

Versorgung der Grundbedürfnisse
Möchte ein*e Betroffene*r sich aus der Situation lösen, geht es in der Beratungsarbeit auch 

darum, sie bei diesem Prozess zu unterstützen und Möglichkeiten sicherer Unterbringung sowie 

die Ansprüche auf Sozialleistungen zu klären. Die Frage, inwiefern Anspruch auf Soziallleistun-

gen und andere Unterstützungsmöglichkeiten besteht, ist, wie zuvor dargestellt, grundsätzlich 

auch von dem Aufenthaltsstatus der Person abhängig. Entstehen Lücken im Ablauf oder in der 

finanziellen Unterstützung, kann dies, wie eine Befragte hervorhob, massive Auswirkungen auf 

die Situation haben. Hierdurch gehen teilweise Klient*innen „verloren“, die sich aufgrund der 

unklaren Sicherheits- und Versorgungslage gegen den Weggang entscheiden (I07). 
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Besondere Hürden wurden mehrfach mit Blick auf die Unterstützung junger Volljähriger the-

matisiert. In einigen Fällen verläuft die Beantragung einer Unterstützung nach § 41 SGB VIII rei-

bungslos, mitunter wird diese jedoch durch die Jugendämter verwehrt, obwohl eindeutig Bedarf 

besteht. Junge Volljährige finden sich dann ohne eine jugendsensible, engmaschige Begleitung 

wieder und werden in Frauenhäusern untergebracht, wo sie mit ihren besonderen Unterstüt-

zungsbedarfen untergehen. Auch die Situation von Careleavern, die ab dem Datum ihrer Volljäh-

rigkeit mit einem Abbruch der Hilfen konfrontiert sein können, wurde in diesem Zusammenhang 

kritisch aufgegriffen. 

Unterbringung
In Fällen von (drohender) Zwangsverheiratungen oder -ehen spielen größtenteils die gleichen 

Unterbringungsformen eine Rolle wie in Menschenhandelsfällen. Es existieren einige Unterbrin-

gungen, insbesondere im Kontext der Jugendhilfe, die auf Fälle von Zwangsverheiratung und 

familiäre Gewalt spezialisiert sind.170 Es kann regelmäßig vorkommen, dass betroffene Personen 

aus Sicherheitsgründen in einem anderen Bundesland untergebracht werden müssen. Ist dies 

der Fall, profitieren die FBS bei der Suche nach geeigneten Schutzunterkünften von ihren bun-

desweiten Netzwerken, vor allem durch die Bundesfachkonferenz Zwangsverheiratung (BuKo).

Hinsichtlich der Unterbringung in Frauenhäusern wurden ähnliche Erfahrungen beschrieben, 

wie im Kontext der Thematik Menschenhandel. So wurde angemerkt, dass Frauenhäuser über 

große Expertise im Bereich partnerschaftlicher Gewalt und bewährte Schutzkonzepte verfügen. 

Im Kontext von Zwangsverheiratungen seien mitunter intensive Sicherheitsmaßnahmen erfor-

derlich, für die Frauenhäuser nicht ausgelegt seien. Weitere benannte Probleme waren – ähnlich 

wie im Interviewmodul zu Menschenhandel – fehlende Frauenhausplätze und besondere Hür-

den für Menschen ohne gültige Aufenthaltspapiere und ohne Deutschkenntnisse.

Insgesamt wurden im Rahmen der Thematik Zwangsverheiratung häufiger als in Bezug auf 

Menschenhandelsfälle Sekundär- und Mitbetroffenheiten thematisiert, die spezifische Unter-

bringungslösungen erfordern. Frauen brechen beispielsweise mit mehreren Kindern aus einer 

Zwangsehe aus, darunter auch mit jugendlichen Söhnen. Eine gemeinsame Unterbringung im 

Frauenhaus ist dann nicht möglich. Regelmäßig werden die FBS zudem von betroffenen jungen 

Frauen gemeinsam mit ihren Wahlpartnern erreicht, die fallabhängig ebenfalls gewaltbedroht 

und unterstützungsbedürftig sein können. Die vereinzelten Unterkünfte, die Paare gemeinsam 

aufnehmen, stellen hier wertvolle Anlaufstellen dar. Obdachlosenunterkünfte als vorübergehen-

de Unterbringungsmöglichkeit für die Männer seien eine Notlösung, die allerdings von einigen 

Paaren abgelehnt würde. „(…)[D]a sagen die Frauen natürlich auch: Ich habe doch nicht in Kauf 

genommen, dass ich mich von meiner Familie getrennt habe, dass ich mich mit meinem Partner 

auf der Flucht befinde, ich soll nun sicher in einem Frauenhaus sein und weiß, dass er in einer Woh-

nungslosenunterkunft untergebracht ist (…). Dann schlafen wir lieber zusammen im Auto.“ (I04)

Die zuvor beschriebene Problematik fehlender Unterbringungsmöglichkeiten für Männer be-

steht grundsätzlich und unabhängig davon, ob ein Fall von Menschenhandel oder drohende 

Gewalt im Kontext von Zwangsverheiratung vorliegt. Eine Befragte weist darauf hin, dass die 

170 Eine solche spezialisierte Unterkunft für junge Menschen ist an die FBS Papatya e.V. angebunden, die ebenfalls in die Befragung eingebunden war.
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wenigen männerspezifischen Unterbringungen in ihrer Region mitunter ehrenamtlich betrieben 

würden, in der Regel kein hohes Sicherheitsniveau vorsähen und ihre Adressen bekannt seien. 

Daher sind sie bei einer akuten Gefahrenlage im Kontext Zwangsverheiratung eine ungeeignete 

Option zur Unterbringung von männlichen Wahlpartnern oder von direkt betroffenen Männern.

Regelmäßig vermitteln die FBS für die vorübergehende Unterbringung von Frauen mit mehreren 

Kindern oder jugendlichen Söhnen, von Paaren sowie von einzelnen Männern Alternativen in 

angebundene Schutzwohnungen, in Jugendherbergen oder andere geeignete Orte. Die Unter-

bringung wird über Kooperationen organisiert und teilweise durch Notfonds finanziert. 

Ist es aus Sicherheitsgründen erforderlich, dass Betroffene an einem anderen Ort oder in einem 

anderen Bundesland untergebracht werden müssen, können Residenzpflichten und Wohnsitz-

auflagen eine besondere Hürde für betroffene Personen darstellen. Zwar existiert eine Härte-

fallregelung, eine Befragte resümiert hierzu jedoch: „Man kriegt leichter die Wohnsitzauflage 

weg, wenn man sich da einen neuen Job gesucht hat, (…), als wenn es um Gewalt geht (…)“ (I07). 

Möglicherweise zurückzuführen auf das vergleichsweise seltenere Vorkommen dieser Konstella-

tion, adressierten die Befragten im Rahmen des Interviewmoduls zu Zwangsverheiratungsfällen 

die Situation von Klient*innen in Asylbewerber*innenunterkünften nur vereinzelt. Mit Blick auf 

die Unterbringung in Frauenhäusern wurde punktuell die Angst Betroffener thematisiert, durch 

Mitglieder der eigenen Community erkannt und verraten zu werden.

Minderjährige Betroffene oder junge Volljährige werden möglichst in Einrichtungen der Ju-

gendhilfe untergebracht, darunter solchen, die auf die Thematik von Zwangsverheiratung be-

ziehungsweise familiärer Gewalt spezialisiert sind. Als wertvolle Best-Practice-Modelle wurden 

im Kontext der Befragung Pauschalfinanzierungen von Einrichtungen für Minderjährige und für 

junge Volljährige hervorgehoben, wodurch eine zügige Aufnahme auch ohne vorherige Kosten-

zusage durch das Jugendamt möglich ist.172 Gleichzeitig wurde hervorgehoben, dass Sparzwänge 

auf Seiten des Jugendamtes zulasten der Sicherheit und des Wohlergehens junger Menschen 

wirken können. Dies kann sich etwa im Verwehren von Hilfen für junge Volljährige oder in einer 

ungeeignete Unterbringung Jugendlicher unter mangelhaften Sicherheitsvorkehrungen äußern. 

Mehrfach wurde in diesem Zusammenhang die große Bedeutung spezialisierter Unterkünfte 

hervorgehoben, nicht nur, weil diese gegenüber anderen Wohngruppen der Jugendhilfe und 

gegenüber Pflegefamilien entsprechend professionelle Sicherheitskonzepte umsetzen, sondern 

auch weil hier die notwendige themenspezifische Expertise vorhanden ist, um die jungen Men-

schen sensibel und gut informiert begleiten zu können.

Medizinische und (trauma-)psychologische Belange
In den Befragungen zu Beratungsarbeit im Themenbereich Zwangsverheiratungen wurden me-

dizinische und (trauma-)psychologische Belange vergleichsweise wenig angesprochen, sie traten 

hinter andere dringliche Problematiken zurück. Hieraus kann und sollte jedoch nicht eine Irrele-

vanz der Thematik für Zwangsverheiratungsfälle abgeleitet werden. Psychologische Belastun-

gen spielen sekundär gerade mit Blick auf die zuvor dargestellten Entscheidungsprozesse und 

171 Beispiele hierfür sind die anonymen Schutzwohnungen von Papatya e.V. in Berlin und Scheherazade in Bayern.
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damit verbundenen Ambivalenzen eine Rolle. Eine Befragte fasste vergleichend zusammen, die 

Traumata, die durch (drohende) Zwangsverheiratung einerseits und durch (andere) Menschen-

handelserfahrungen andererseits entstehen könnten, mögen sich voneinander unterscheiden, 

aber seien ähnlich tiefgreifend. Mit Blick auf verschiedene Gewaltformen resümiert die Befragte: 

„Letzten Endes geht nichts davon spurlos an den Betroffenen vorbei.“ (I02)

Aufenthaltsrechtliche Fragen
Inwiefern aufenthaltsrechtliche Fragen in der Beratungspraxis zu Zwangsverheiratungsfällen 

eine Rolle spielen, variiert in Abhängigkeit davon, welche Klient*innengruppen die jeweilige FBS 

erreichen. Innerhalb des Interviewmoduls zu Zwangsverheiratungsfällen wurde dieser Themen-

bereich insgesamt deutlich weniger intensiv adressiert als im Modul zu Menschenhandelsfällen. 

Das kann mit der größeren Anzahl deutscher und nicht-deutscher Klient*innen mit gesichertem 

Aufenthaltsstatus in Verbindung stehen. 

Die FBS beraten auch Klient*innen, die sich nach einer Flucht oder Migration beziehungsweise 

nach einem Familiennachzug nach Deutschland aus einer Zwangsehe lösen möchten. Verschie-

dene Faktoren spielen bei der erzwungenen Aufrechterhaltung der Ehe eine Rolle, allen voran 

aufenthaltsrechtliche Abhängigkeiten. Eine entscheidende Problematik ist dabei die dreijähri-

ge Ehebestandszeit, die Personen an ihre Zwangspartner*innen bindet. Die Ergebnisse der Be-

fragungen deuten darauf hin, dass die Ehebestandszeit eine Hürde darstellt, die mitunter nicht 

durch die Härtefallregelung überwunden werden kann. Ob diese anerkannt wird, so die Erfahrung 

der Befragten, hängt unter anderem von den jeweilig Zuständigen in der Ausländerbehörde ab.

Auch für asylsuchende Betroffene, die aufgrund (drohender) Zwangsverheiratung geflohen sind, 

spielen aufenthaltsrechtliche Fragen eine zentrale Rolle. Eine Befragte berichtete, Zwangsverhei-

ratung und andere genderspezifische Fluchtgründe würden durch die zuständige BAMF-Außen-

stelle an ihrem Standort in der Regel als Schutzgrund anerkannt (I08). Überwiegend verweisen 

die Befragungsergebnisse jedoch auf eine rigide Entscheidungspraxis des BAMF sowie auf erheb-

liche Hürden bei der Anerkennung von Zwangsverheiratung als Fluchtgrund im Asylverfahren. 

Gerade Betroffene von (drohender) Zwangsverheiratung aus sogenannten „sicheren Herkunfts-

ländern“ sind im Asylverfahren regelmäßig chancenlos. Das Konstrukt der „sicheren Herkunfts-

länder“ verkenne prinzipiell, so eine befragte Expertin, dass diese Länder für viele Personengrup-

pen faktisch nicht sicher seien (I01). Doch auch in Fällen asylsuchender Personen aus anderen 

Herkunftsländern müssen, so unterstreichen die Befragungsergebnisse, in der Regel besondere 

Umstände hinzukommen, damit eine (drohende) Zwangsverheiratung als Asylgrund anerkannt 

wird. Ebenso werden Personen im Rahmen der Verfahren Erfahrungen abgesprochen oder die-

se bagatellisiert. „Und selbst wenn die dann mal irgendwas vorlegen, was wie ein Beweis sein 

könnte, dann sagen die: ‚Das hast du doch konstruiert, dass deine Cousine dir das schreibt, dass 

die jetzt nach dir suchen, überall in der Türkei. Also das habt ihr doch abgesprochen.‘ (…) Oder es 

wird halt anerkannt, dass es quasi glaubhaft ist, aber es gibt ja Schutzhäuser in der Türkei.“ (I03) 

Personen, deren Aufenthalt nicht gesichert werden kann, droht die Abschiebung in jene Gewalt-

strukturen, vor denen sie geflohen sind und damit eine erneute Viktimisierung im Herkunfts-

land. Vereinzelt wurde zudem die Problematik von Dublin-Überstellungen benannt: Frauen, die 

bereits massive Belastungen durch die eigenständige Flucht vor Zwangsverheiratung und durch 
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Gewalterfahrungen auf dem Fluchtweg erlebt hätten, würden dadurch gegen ihren Willen aus 

ihrem Kontext gerissen.

3. Kooperationserfahrungen und Blick auf das Unterstützungs-
system

Mit Blick auf die Beratungsarbeit zu Zwangsverheiratungen wurden Vernetzungen als ein wich-

tiger Faktor für das Gelingen einer bedarfsgerechten und möglichst lückenlosen Unterstützung 

thematisiert, wobei insbesondere die Relevanz der Vernetzung über die Bundesfachkonferenz 

Zwangsverheiratung (BuKo) hervorgehoben wurde. Punktuell wurden auch Kooperationen zwi-

schen spezialisierten Projekten zum Thema Zwangsverheiratung mit FBS zum Thema Menschen-

handel thematisiert. Ein gegenseitiges Vermitteln oder gemeinsames Beraten von Fällen an der 

Schnittstelle von Zwangsverheiratung und Menschenhandel ermöglicht eine fachspezifische 

Unterstützung. 

Insgesamt spielen im Unterstützungssystem zu Zwangsverheiratung die gleichen Behörden eine 

Rolle wie bei anderen Menschenhandelsfällen, wenngleich mit unterschiedlich gewichteter Re-

levanz. Dementsprechend gelten auch ähnliche Problematiken. Dazu gehört, dass die Qualität 

der Kooperationen und die Frage nach einer zügigen, bedarfsgerechten Unterstützung teilweise 

regional-, fall- und personalabhängig sind. Hinzu kommt die Problematik von Personal- und Ge-

nerationenwechsel, durch die Expertise und Sensibilisierung verloren gehen. Die Befragungs-

ergebnisse deuten auf ein weites Spektrum hin: von Hochrisikofällen, in denen das Unterstüt-

zungssystem durch den Beitrag aller relevanten Akteur*innen reibungslos funktioniert, bis hin 

zu Fällen, die von Behörden nicht ernst genommen werden, auf Kosten der Rechte und der Si-

cherheit der Betroffenen. Dabei berichteten einige Expert*innen der FBS, die in Flächenländern 

angesiedelt sind, von einem Stadt-Land-Gefälle hinsichtlich der Expertise und Sensibilisierung 

von Behördenmitarbeitenden. 

Jugendämter
Die Erfahrungen in der Kooperation mit Jugendämtern sowie im Umgang mit Fällen (drohender) 

Zwangsverheiratung variieren, unter anderem entlang regionaler und Stadt-Land-spezifischer 

Linien.172 Einzelne Befragte hoben konkret sehr positive Kooperationserfahrungen mit Jugend-

ämtern in verschiedenen Städten hervor, die Trias der Zusammenarbeit zwischen FBS, Schulen 

und Jugendämtern ermöglicht hier eine Identifizierung und schnelle Unterstützung. Anderer-

seits verweisen die Befragungsergebnisse auch auf problematische Erfahrungen mit Blick auf 

die Arbeit der Jugendämter. So kann es vorkommen, dass jungen Betroffenen – vor allem Jungen 

und jungen Männern – kein Glauben geschenkt wird, Erfahrungen abgesprochen oder bagatel-

lisiert werden. Hier wurde insbesondere von einer Befragten eine Regression infolge des Gene-

rationenwechsels gesehen, überkommen geglaubte Wissens- und Sensibilitätsdefizite würden 

wieder verstärkt auftreten.

172 Insgesamt wurde die Rolle des Jugendamtes im Interviewmodul zu Zwangsverheiratung deutlich intensiver diskutiert, was wahrscheinlich damit verbunden 
ist, dass die Klient*innengruppe der befragten FBS hier tendenziell jünger ist als im Bereich Menschenhandel.
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Die Befragungsergebnisse zeigen außerdem, dass mitunter die Gefahrenlage seitens des Jugend-

amtes unterschätzt wird und sich im Vorgehen ein fehlendes Verständnis für Zwangsdynamiken 

spiegeln kann. Befragte berichteten etwa, es könne dazu kommen, dass Eltern auch in Risiko-

situationen zu gemeinsamen Gesprächen mit den Jugendlichen eingeladen werden und/oder, 

dass den Eltern geglaubt wird, den Jugendlichen aber nicht. Infolge solcher Fehleinschätzungen 

könne die Situation entstehen, dass Jugendliche schließlich „unter den Augen der Jugendämter“ 

von „Heiratsverschleppung“ betroffen seien (I07). Findet eine Inobhutnahme statt, können De-

fizite in der Gefahreneinschätzung dazu führen, dass Betroffene in ungeeigneten Einrichtungen 

untergebracht werden, deren Adressen im Umfeld der Zwangsausübenden bekannt sind. Sowohl 

dies als auch eine zu frühe Inobhutnahme, durch die der Entscheidungsprozess junger Men-

schen unterbrochen wird, können dazu beitragen, dass Betroffene zur Familie zurückkehren. Das 

wiederum kann als Ambivalenz ausgelegt werden und eine weitere Inobhutnahme erschweren. 

Stellenweise wurde diesbezüglich kritisiert, dass Mitarbeitende von Behörden die enormen Be-

lastungen und Ambivalenzen Betroffener mitunter nicht angemessen berücksichtigen, obwohl 

die massive Tragweite ihrer Entscheidungen – unabhängig davon, wie diese ausfallen – offen-

sichtlich sei.

Für unbegleitete minderjährige Geflüchtete ergeben sich spezifische Fallkonstellationen und 

Hürden im Zugang zu einem angemessenen Schutz im Rahmen der Jugendhilfe. Werden sie zü-

gig in Obhut genommen und angemessen untergebracht, kann im besten Fall eine bedarfsge-

rechte Unterstützung erfolgen und Erfahrungen (drohender) Zwangsverheiratungen können in 

einem sicheren Setting besprochen werden. Eine Hürde, die auch im Rahmen der Befragung an-

gesprochen wurde, stellen fehlerhafte Alterseinschätzungen durch das Jugendamt dar. Werden 

Jugendliche fälschlich als volljährig eingestuft, bleiben ihnen grundlegende Rechte verwehrt und 

sie erfahren keine bedarfsgerechte Unterstützung durch die Jugendhilfe. Neben diesen struk-

turellen Problematiken ergeben sich mit Blick auf unbegleitete minderjährige Geflüchtete mit-

unter besondere Gefährdungskonstellationen, etwa wenn Pflegeverhältnisse mit der Intention 

angestrebt werden, Kontrolle über Jugendliche zum Zweck einer Verheiratung zu gewinnen.

Im Falle von sogenannten „Heiratsverschleppungen“ bemühen sich die FBS in Kooperation mit 

Jugendämtern, Internationalem Sozialdienst und anderen Stellen, die Betroffenen zu unterstüt-

zen und eine Rückkehr zu erwirken. In den Befragungen wurde vor allem ein Defizit im Schutz 

von jungen Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit adressiert. Das Verantwortungsgefühl 

ende teils an der nationalstaatlichen Grenze und es werde zuweilen nicht genug getan, um den 

Betroffenen eine sichere Rückkehr zu ermöglichen. Zwar haben Betroffene grundsätzlich beson-

dere Rückkehrrechte173, wenn sie zum Zweck einer Zwangsverheiratung in ein anderes Land ver-

bracht oder dort festgehalten wurden und ihr Aufenthalt erloschen ist. Eine befragte Expertin 

ordnete jedoch ein, dass diese Rechte in der Praxis kaum zum Tragen kämen, stattdessen werde 

den Betroffenen abverlangt, zusätzlich zu ihrer Aussage Beweise für ihre Betroffenheit zu er-

bringen. 

173 Vgl. § 51 Absatz 4 Satz 2 AufenthG, § 37 Absatz 2a AufenthG.
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Schulen
In Fällen von (drohender) Zwangsverheiratung kommt Schulen und konkret auch Schulsozialar-

beitenden eine wichtige Rolle in der möglichen Identifizierung von Verdachtsfällen und Kontakt-

aufnahme zu FBS und Jugendamt zu. Einige der FBS, die in die Befragung eingebunden waren, 

pflegen eine gut ausgebaute Vernetzung zu diversen Schulen in ihrer Region und eine enge Zu-

sammenarbeit einerseits zur Durchführung von Präventionsmaßnahmen und andererseits zur 

Beratung in Verdachtsfällen. Kontaktieren Schulen beziehungsweise Schulsozialarbeitende die 

FBS und ermöglichen ein Beratungsgespräch in ihren Räumlichkeiten, wird eine Einschätzung 

der Situation durch die FBS auf sichere, zügige Weise und ohne Hinzuziehen der Eltern möglich. 

Auch zur konkreten Umsetzung einer sicheren Inobhutnahme arbeiten Schulen, FBS und Jugend-

amt mitunter zusammen. Gerade weil die Schulen Schlüsselorte sind, ist eine Sensibilisierung 

von Lehrenden und Schulsozialarbeitenden besonders wichtig.

Ausländerbehörden und BAMF
Während das Jugendamt und die Schule im Interviewmodul zu Zwangsverheiratungsfällen aus-

führlich als relevante Akteur*innen thematisiert wurden, adressierten die Befragten vergleichs-

weise selten ihre Kooperationserfahrungen mit Ausländerbehörden und BAMF. Überwiegend 

wurde die zuvor beschriebene Entscheidungspraxis problematisiert, vereinzelt konkret das Ko-

operations- und Kommunikationserleben. Eine befragte Expertin beschrieb intransparente Ar-

beits- und Entscheidungsprozesse sowie Schwierigkeiten ins Gespräch zu kommen: „(…) wo wir 

wirklich dicke Bretter bohren, sind natürlich so Ausländerbehörden. (…) Also auch die Entschei-

dungsprozesse sind völlig intransparent (…), wer bekommt jetzt auf welche Grundlage welchen 

Aufenthalt oder warum werden Härtefallgründe nicht anerkannt, dann wird das zwar offenbart, 

aber es ist im Grunde ohne eine Form von Einflussnahme oder auch gerade bei (…) Ehebestand-

zeit überhaupt nicht nachvollziehbar. (…) BAMF ist eben auch eine Blackbox.” (I08) 

Polizei
Die gelegentliche Zusammenarbeit mit der Polizei beziehungsweise den Opferschutzbeauftrag-

ten der Polizei wurde tendenziell positiv wahrgenommen. Durch die FBS können bei den Op-

ferschutzbeauftragten anonym Informationen eingeholt werden, die zur Entscheidungsfindung 

beziehungsweise Unterstützung im Einzelfall hilfreich sind. Auf der Suche nach Beratung kann es 

dazu kommen, dass sich Betroffene zunächst an die Polizei wenden wollen, ohne zu wissen, dass 

diese ermittlungspflichtig ist. Wichtig ist, dass Personen hierüber informiert sind, ebenso wie 

über das Angebot der FBS als Anlaufstellen für eine vertrauliche Unterstützung.

Weitere behördenübergreifende Problematiken
Insgesamt wurden verschiedene behördenübergreifende Defizite im Umgang mit betroffenen 

Personen beschrieben, die im Einzelfall zu konkreten Schutzlücken führen können. Dazu zäh-

len das Absprechen von Betroffenheiten, Misstrauen, aber auch Überforderung174 seitens der 

174 Eine Herausforderung für die Beratungs- und Unterstützungsarbeit stellen vereinzelte Fälle dar, in denen Jugendliche minderjährig verheiratet wurden 
und dies ihrem Willen entspricht beziehungsweise von ihnen als ihrem Willen entsprechend wahrgenommen wird. Beschrieben wurden Einzelfälle von un-
begleiteten Minderjährigen, die mit ihrem Partner zusammenwohnen wollen und eine Inobhutnahme und Unterbringung in der Jugendhilfe so entschieden 
ablehnen, dass bei Intervention gegen ihren Willen mit Abhängigkeit gerechnet werden musste. Hier deutet sich an, dass eine Gleichsetzung von Minder-
jährigen- und Zwangsverheiratungen, wie sie mitunter von Akteur*innen im Unterstützungssystem vertreten wird, in der Praxis nicht immer der Einschätzung 
der Beteiligten entspricht. Um den jungen Menschen gerecht zu werden und ihren Schutz sicherzustellen, sollten gemeinsam mit allen Beteiligten unter 
Einbeziehung der Vormünder geeignete Regelungen und Unterstützungsmaßnahmen der Jugendhilfe abgestimmt werden. Dabei hat der Schutz des Kindes-
wohls oberste Priorität.
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Akteur*innen im Umfeld junger Menschen. Eine weitere Problematik stellen gegebenenfalls 

auftretende kulturalisierende und rassistische Reaktionen von Behördenmitarbeitenden dar, 

wie die Befragungsergebnisse verdeutlichen. Unterstützende FBS oder die Betroffenen selbst 

erleben, dass ihre Erfahrungen von Behördenmitarbeitende als „Teil ihrer Kultur“ bagatellisiert 

werden, was sich potenziell negativ auf einen zügigen und wirksamen Schutz auswirken kann. 

Punktuell verweisen die Beratungsergebnisse auf Dynamiken der Täter*innen-Opfer-Umkehr, 

besonders deutlich etwa in einem beschriebenen Beratungsfall, in dem ein Mann gewaltsam 

zur Heirat mit einer Person aus einem Drittstaat gezwungen wurde. Nachdem er die Ausländer-

behörde kontaktierte, um die erzwungene Ehe offenzulegen, wurde die Polizei eingeschaltet, 

und der Betroffene erhielt eine Anzeige wegen des Verdachts auf Schließung einer „Scheinehe“. 

Der Fall verdeutlicht, dass mangelndes Verständnis von Zwangsdynamiken gravierende Folgen 

haben kann und Betroffene mitunter in Verfahren geraten, in denen Situationen dahingehend 

reinterpretiert werden, dass aufenthaltsrechtliche Einordnungen gegenüber dem Schutz der Be-

troffenen in den Vordergrund rücken. 

4. Strafrechtliche Dimension und Verfahren

Die Befragungsergebnisse unterstreichen deutlich, dass es im Kontext von Zwangsverheiratungs-

fällen außerordentlich selten zu Strafverfahren kommt. Ein Prozess würde potenziell mit Kontakt 

zu den Zwangsausübenden einhergehen, viele Betroffene wünschen sich jedoch Ruhe und Si-

cherheit. Waren die Zwangsausübenden Angehörige, hätten zudem die meisten Personen an ei-

ner Bestrafung ihrer Familie kein Interesse. Die befragten Expert*innen teilten die Einschätzung, 

dass die meisten Betroffenen die notwendigen Schritte gehen, um Sicherheit und Selbstbestim-

mung zu erlangen, ohne einen Nachteil für die Familie bewirken zu wollen. Eine Befragte er-

klärte, manche Jugendliche würden in ihrem Bemühen um Schutz zunächst eine Anzeige stellen, 

teils aufgrund von Fehlinformationen, die sie später zurückziehen. In der Belastungssituation sei 

die strafrechtliche Aufarbeitung für den größten Teil der Betroffenen nachrangig. 

Obwohl es nur vereinzelt zu einer Anzeige kommt, spielt die strafrechtliche Dimension für die 

Beratungsarbeit indirekt eine hochrelevante Rolle, wie mehrfach thematisiert wurde. Die In-

formation, dass die (drohende) Zwangsverheiratung ein Straftatbestand sowie eine Menschen-

rechtsverletzung darstellt, kann für Betroffene von zentraler Bedeutung zur Einordnung der Si-

tuation, die Bewusstwerdung über die eigenen Rechte und den Prozess zur Selbststärkung sein. 

„Und diese Information allein, ist so mein Eindruck, macht total viel, (…) also zu wissen, (…) es 

ist eine Menschenrechtsverletzung und niemand darf so über mein Leben bestimmen oder so in 

mein Leben eingreifen, auch nicht meine Eltern und es würde Konsequenzen geben (…).“ (I10)

ZWANGSVERHEIRATUNG IM KONTEXT VON MENSCHENHANDEL BERATUNGSPRAXIS



71

8. Zwischenfazit: Vergleichende Analyse der Beratungs-
praxis Menschenhandel und der Beratungspraxis 
Zwangsverheiratung

Die Befragungsergebnisse verdeutlichen, dass die Beratungsarbeit zu Menschenhandel und zu 

Zwangsverheiratungen grundlegende Gemeinsamkeiten aufweist, daneben jedoch auch jeweils 

spezifische Besonderheiten bestehen. Hieraus lassen sich mögliche Herausforderungen für die 

Beratungsarbeit mit Blick auf die künftige Einordnung bestimmter Zwangsverheiratungsfälle als 

Menschenhandel ableiten. 

Insgesamt sind vor allem Mädchen und Frauen sowohl von Zwangsverheiratung als auch von 

verschiedenen Formen des Menschenhandels betroffen. Menschenhandel sowie Zwangsverhei-

ratungen sind zentral verwurzelt, mitbedingt durch patriarchale Machtdynamiken und äußern 

sich häufig in Form genderspezifischer Gewalt. Dementsprechend sind die verschiedenen Bera-

tungsangebote zu großen Teilen auf die Arbeit mit Mädchen und Frauen ausgelegt, beraten aber 

auch Personen diverser Geschlechtsidentitäten. 

Zudem erreichen beide Beratungsbereiche sowohl Fälle, in denen die Ausbeutung in Deutschland 

stattfindet beziehungsweise angestrebt wird, als auch Konstellationen mit Auslandsbezug, etwa 

wenn Personen über eine Grenze verbracht werden. Auch deutet sich für beide Phänomenberei-

che an, dass Personen in verschiedensten Lebensphasen und unterschiedlicher Herkünfte betrof-

fen sein können. Die Topoi der „idealen Opfer“ von Zwangsverheiratung und Menschenhandel 

unterscheiden sich zwar voneinander, werden jedoch durch diese Beobachtung gebrochen.

Trotz dem insgesamt breiten Altersspektrum der Klient*innen und der Diversität möglicher Fall-

konstellationen, bezieht sich ein großer Teil der Beratungsfälle zu drohender Zwangsverheiratung 

auf Situationen, die in familiären Strukturen verortet sind und häufiger auch Minderjährige und 

junge Volljährige betreffen. Zudem zeigt sich, dass Beratungsangebote zu Zwangsverheiratung 

häufiger auch von Paaren oder Müttern mit Kindern erreicht werden, sodass in der Unterstüt-

zungsarbeit und Unterbringung gegebenenfalls verstärkt Mitbetroffenheiten bedacht werden 

müssen.175 Möglich wäre, dass FBS zu Menschenhandel, die ihr Beratungsangebot infolge der 

Reform im Bereich Zwangsverheiratung neu aufstellen, künftig verstärkt mit spezifischen fami-

liären Gewaltdynamiken und mit jungen Klient*innen in Kontakt kommen. Daraus ergibt sich 

gegebenenfalls ein notwendiger Auf- beziehungsweise Ausbau von Vernetzungen, vor allem zu 

Jugendämtern, Schulen und Schulsozialarbeitenden, die häufig auch Schlüsselakteur*innen zur 

Identifizierung von Betroffenen sind. Auch der Ausbau der Expertise zu juristischen Grundlagen, 

etwa zum SGB VIII, kann erforderlich sein. Die Begleitung der schwerwiegenden Entscheidungs-

prozesse, die im Rahmen der Beratungsarbeit zu Zwangsverheiratung eine wichtige Rolle spielen, 

erfordert spezifisches Fachwissen, hohe Sensibilität und eine diskriminierungskritische Haltung. 

175 Mitbetroffenheiten können zwar auch in der Beratungsarbeit zu Menschenhandel eine Rolle spielen; im Rahmen der Befragung wurden sie jedoch vor al-
lem in Bezug auf drohende Gewalt für Familien im Herkunftsland als Druck- oder Rachemittel gegenüber Betroffenen beschrieben. Dementsprechend deuten 
die Beratungsergebnisse darauf hin, dass gemeinsame Beratung und Unterbringung seltener vorkommen.
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Dabei ist einerseits ein Verständnis für die Wertsysteme sowie für die von den Beteiligten her-

gestellten Religions- und Traditionsbezüge notwendig, andererseits bedarf es einer Sensibilität 

für die Problematik von Kulturalisierungen und einer selbstkritischen Reflexionskompetenz im 

Hinblick auf eigene Grundannahmen und Machtpositionen. 

Die Bedarfe betroffener Klient*innen können im Vergleich vielfach ähnlichen Themenbereichen 

zugeordnet werden, jedoch mit unterschiedlicher Gewichtung und verbunden mit jeweiligen 

Spezifika. Fälle von Zwangsverheiratung, in denen eine hohe Gefährdungslage besteht, können 

besondere Sicherheitsvorkehrungen erforderlich machen – mit Blick auf das Beratungssetting, 

auf die Planung eines Weggangs aus der Familie sowie hinsichtlich des Lebens nach diesem 

Schritt. Auch in Menschenhandelsfällen, vor allem im Kontext Organisierter Kriminalität durch in 

Deutschland professionalisiert agierende Täter*innennetzwerke, können massive Bedrohungs-

lagen entstehen. Die Befragungsergebnisse weisen jedoch darauf hin, dass dies in Fällen von 

Zwangsverheiratung häufiger und dauerhafter der Fall ist. Da braucht es spezifisches Wissen, 

beispielsweise über notwendige Sicherheitskonzepte, geeignete Unterbringungsmöglichkeiten 

und die Handhabung von Auskunftssperren. Für Beratungsangebote zu Menschenhandel, die 

ihre Expertise im Kontext der Umsetzung der Reform erweitern, ergeben sich weitere Schulungs- 

und Sicherheitsbedarfe. 

Hinsichtlich der Gesundheitsbedarfe von Klient*innen zeigt sich im Vergleich, dass eine medi-

zinische Versorgung im Bereich des Menschenhandels zu verschiedenen Ausbeutungszwecken 

häufiger und dringlicher notwendig ist als in Fällen (drohender) Zwangsverheiratung. Für alle Be-

troffenen können psychosoziale und psychologische Unterstützungsmöglichkeiten relevant sein.

Bedeutsame Unterschiede im Vergleich der Beratungsrealitäten ergeben sich betreffs der The-

matik des Aufenthaltsrecht. Im Fall von Menschenhandel bestehen mit der Bedenk- und Stabi-

lisierungsfrist nach § 59 Absatz 7 AufenthG sowie dem Aufenthalt nach § 25 Absatz 4a und 4b 

AufenthG spezifische Regelungen. Durch die Einordnung von bestimmten Zwangsverheiratungs-

fällen als Menschenhandel werden Zugänge zu diesen aufenthaltsrechtlichen Möglichkeiten ge-

schaffen. Für FBS beziehungsweise für Fachkräfte, die auf die Beratung zu Zwangsverheiratung 

spezialisiert sind, wird gegebenenfalls der Aufbau von Expertise zu aufenthalts- und betroffenen-

rechtlichen Regelungen notwendig sowie ein verstärktes Netzwerken mit FBS aus dem Bereich 

Menschenhandel, um Klient*innen umfassend unterstützen zu können. Problematische Wider-

sprüchlichkeiten könnten dort reproduziert werden, wo Ausländerbehörden für die Erteilung 

der Bedenk- und Stabilisierungsfrist die Einschätzung von Polizei oder Staatsanwaltschaft ver-

langen. Denn gerade mit Blick auf Zwangsverheiratungsfälle wurde im Rahmen der Befragung 

bekräftigt, dass Betroffene den Kontakt zu Polizei und Justiz in der Regel vermeiden. Vor diesem 

Hintergrund bleibt auch offen, wie viele Personen von dem Aufenthalt nach § 25 Absatz 4a und 

4b AufenthG profitieren können.

Unabhängig von der Form der jeweiligen Zwangs- und Gewalterfahrung spielen jeweils ähnliche 

Unterbringungsmöglichkeiten sowie die gleichen Behörden für die Finanzierung von Sozial- und 

anderen Unterstützungsleistungen eine Rolle. Dementsprechend treten ähnliche Problematiken 

in diesen Bereichen auf. Eine mögliche Gefahr besteht darin, dass infolge der Umsetzung der 

Reform Überlastungen, Wissens- und Sensibilitätsdefizite auf Behördenseite verstärkt werden. 
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Ein Vergleich der Beratungsarbeit von Menschenhandel und Zwangsverheiratungen verdeutlicht 

die verschieden gewichtete Rolle der strafrechtlichen Dimension. Während sich Betroffene re-

gelmäßig verschiedener Ausbeutungsformen im Kontext von Menschenhandel zur Mitwirkung 

im Strafverfahren entscheiden, mitunter auch in Form einer Nebenklage, ist dies im Bereich 

Zwangsverheiratung nur in Ausnahmen der Fall. Die Befragungsergebnisse charakterisieren, dass 

Expert*innen anstatt der Strafverfolgung die Präventionsarbeit als wichtigsten Baustein zur Ver-

hinderung von Zwangsverheiratung verstehen. 

Insgesamt zeigt der Vergleich der Beratungsrealitäten, dass im Zuge der Umsetzung der Re-

form verstärkt Schnittstellenkompetenzen sowie Vernetzungen zu verschiedenen Akteur*innen 

aus- beziehungsweise aufgebaut werden müssen. Dabei kann für die FBS, insbesondere für auf 

Zwangsverheiratung spezialisierte FBS, auch die Einbindung in neue Netzwerkstrukturen sowie 

eine Auseinandersetzung mit Instrumenten wie Verweisungsmechanismen, Kooperationsverein-

barungen und relevanten Erlässen auf Landesebene notwendig werden.

Nur durch verstärkte Vernetzung und erweiterte Expertise kann Herausforderungen einerseits 

wirksam begegnet und können andererseits Chancen ausgeschöpft werden, die sich im Zuge der 

neuen Einordnung ergeben könnten. Diese haben sich im Vergleich der beiden Beratungswirk-

lichkeiten angedeutet und wurden im Rahmen der Befragung konkret adressiert.176

9. Zwangsverheiratung im Kontext von Menschen-
handel: Überschneidungsfälle, fachliche Einordnungen 
und Folgen der Richtlinienreform

1. Im Fokus: Überschneidungsfälle von Menschenhandel und 
Zwangsverheiratung	

Unabhängig von der Frage, ob eine Zwangsverheiratung per se ausbeuterisch ist und dement-

sprechend selbst einen Ausbeutungszweck darstellen kann, erreichen die FBS regelmäßig auch 

Überschneidungsfälle, in denen Betroffene von Zwangsverheiratung gleichzeitig oder in der Fol-

ge der Verheiratung von anderen Ausbeutungsformen im Menschenhandelskontext betroffen 

sind. Bezugsrahmen der Einordnung als „Überschneidungsfälle“ ist dabei zunächst das bis dahin 

beziehungsweise zuvor geltende Verständnis von Menschenhandel, das zum Befragungszeit-

punkt noch rechtlich aktuell war und gemäß der Zwangsverheiratung noch nicht als Ausbeu-

tungsform im Kontext Menschenhandel verortet wurde. Dementsprechend richtet sich der Blick 

zunächst auf Überschneidungsfälle, in denen eine Zwangsverheiratung zeitgleich mit anderen 

Ausbeutungszwecken auftritt. Zugleich zeigt sich in der Analyse ein fließender Übergang: Die Fra-

ge, wann in einer Konstellation sowohl Zwangsverheiratung als auch Menschenhandel vorliegen, 

geht stellenweise bereits in die Frage über, wann Zwangsverheiratungsfälle selbst menschenhan-

delstypische Elemente aufweisen.  

176 Vgl. Kapitel 9.2. und 9.3.
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Mehrfach beschrieben wurde der Zusammenhang von Folgebetroffenheit, insbesondere mit 

Blick auf Personen, die aufgrund von (drohender) Zwangsverheiratung fliehen und im Kontext der 

Flucht Menschenhandel erleben. In diesen Fällen stehen die Erfahrungen von Zwangsverheira-

tung und Menschenhandel in nur mittelbarer Verbindung zueinander.177 Für die Beratungsrealität 

ist dieser Zusammenhang häufig relevant und in den Biografien der Betroffenen verdeutlicht sich 

das Kontinuum von Gewalt, dem gerade geflüchtete Frauen und TIN*-Personen ausgesetzt sind 

– mitbedingt durch äußere Faktoren wie die Illegalisierung von Flucht und unsichere Fluchtwege.

Als Überschneidungsfälle, welche die FBS bisher erreichten, wurden von den Befragten vor al-

lem Konstellationen identifiziert, in denen 1. das Element der Verbringung der Person über eine 

Grenze und 2. eine systematische Ausbeutung als zentraler Zweck der Verheiratung eine Rolle 

spielten. In manchen Fällen wurde zusätzlich auch die Zahlung eines Brautpreises ein möglicher 

Indikator für den Menschenhandelscharakter einer Situation genannt.

Beschrieben wurden Konstellationen, in denen Personen (von Angehörigen oder von Dritten) 

mittels Zwang oder Täuschung zu einem spezifischen Ausbeutungszweck nach Deutschland ver-

heiratet und verbracht werden. Mitunter sind Klient*innen in diesen Konstellationen von Aus-

beutung im Kontext von Zwangsarbeit, Arbeitsausbeutung, sexuellen Ausbeutung oder Ausbeu-

tung bei der Ausübung der Betteltätigkeit betroffen. 

Als häufiger Ausbeutungszweck in diesen Konstellationen wurde die Versorgung von pflegebe-

dürftigen Personen (beispielsweise der Schwiegereltern) benannt. Vereinzelt ordneten Befragte 

auch Konstellationen als Überschneidungsfälle zu Menschenhandel ein, in denen Personen zum 

Zweck häuslicher Ausbeutung nach Deutschland verheiratet und verbracht wurden und erkenn-

bar sei, dass die Zwangsverheiratung nur als Mittel zur Ermöglichung dieser Ausbeutung diene.178  

Konstellationen, in denen die Zwangsehe als Rahmen für massive Isolation, Kontrolle und Ausbeu-

tung genutzt wird, können in Richtung dienstbarkeits- oder sklavereiähnlicher Praktiken weisen. 

Auch die in Kapitel 4.2. bereits beschriebene Situation stellt so einen Überschneidungsfall dar: 

EU-Bürger*innen werden im Rahmen Organisierter Kriminalität zu Aufenthaltszwecken in eine 

Verheiratung mit einer Person aus einen Drittstaat gezwungen oder hineingetäuscht und an-

schließend, wie häufig dokumentiert, auf verschiedene Weisen ausgebeutet.

In vielen Fällen, die von den Expert*innen als Überschneidungsfälle identifiziert wurden, können 

die Menschenhandelskriterien als für sich stehend interpretiert werden, wie auch Befragte ver-

einzelt herausstellten. Wenn Menschen gegen ihren Willen oder unter Täuschung beispielsweise 

nach Deutschland verbracht werden, ihre Unkenntnis über den landesspezifischen Kontext und 

die Sprache ausgenutzt wird und sie zu Ausbeutungszwecken zu einer Tätigkeit gezwungen wer-

den, ließen sich Menschenhandelselemente identifizieren, ohne dass es dafür das Element der 

Zwangsverheiratung bedürfen würde. Dabei kann die Zwangsverheiratung als Rekrutierungsmo-

ment gelesen werden.179 In anderen Fällen, etwa bei der Ausbeutung der Arbeitskraft im Haus-

177 Vgl. Kapitel 5: Zwangsverheiratung als eigenständige Tat im Kontext von Folgebetroffenenheiten.
178 Vgl. Kapitel 5: Zwangsverheiratung als Tatmittel. 
179 Vgl. Kapitel 5: Zwangsverheiratung als eigenständige Tat im Kontext von Folgebetroffenenheiten
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halt oder zur Pflege von Personen, konstituiert die Zwangsehe über das Rekrutierungsmoment 

hinausgehend den Kontext, der die Ausbeutung ermöglicht.180 Gerade für die Fälle, in denen sich 

eine Ausbeutung nicht eindeutig einer der bislang im Menschenhandelskontext erfassten Aus-

beutungsformen zuordnen lässt, oder in denen Menschenhandelselemente nicht unabhängig 

von der Zwangsehe erfüllt wären, könnte die rechtliche und diskursive Erweiterung des Men-

schenhandelsverständnisses relevant werden.

Dabei geht die Frage nach einer Gleichzeitigkeit oder Verschränkung von Menschenhandel und 

Zwangsverheiratung über in die Frage nach einer möglichen Einordnung von Zwangsverheira-

tung als Ausbeutungszweck im Kontext von Menschenhandel. Hier schließt sich die Reflexion 

über die Neuregelung durch die Reform der EU-Menschenhandelsrichtlinie an die Zwangsver-

heiratung als weitere Ausbeutungsform in den Kontext von Menschenhandel aufnimmt.

Zwangsverheiratung als Ausbeutungszweck im Kontext Menschenhandel – Reflexion zum 
neuen Verständnis durch die Reform der EU-Menschenhandelsrichtlinie
Die befragten Expert*innen schätzten die Einordnung von Zwangsverheiratung als Ausbeutungs-

form im Kontext von Menschenhandel unterschiedlich, dabei überwiegend als stimmig ein. Ins-

gesamt deutet sich ein weiterführender Bedarf an Diskurs über hiermit verbundene Fragestel-

lungen sowie über die Deutung des Begriffs Ausbeutung und der Definitionsgrenzen des Begriffs 

Menschenhandel an. 

In Konstellationen, die gemäß bisherigem (Rechts-)Verständnis als Überschneidungsfälle identi-

fiziert werden konnten, erleichtert die konkrete Einordnung von Zwangsverheiratung als Aus-

beutungsform im Kontext von Menschenhandel möglicherweise die rechtliche und fachliche Zu-

ordnung als Menschenhandelsfälle. Subsumptionsunsicherheiten könnten reduziert sowie die 

Begründung für Schutz-, Unterstützungs- und Interventionsbedarfe vereinfacht werden.

Darüber hinaus stellt sich die Frage, welche Auswirkungen die neue rechtliche Einordnung auf die 

Konstellationen hat, die nicht zuvor schon als Überschneidungsfälle identifiziert werden konnten 

und in denen die Menschenhandelselemente nicht unabhängig vom Moment der Zwangsver-

heiratung bestehen. Inwiefern werden diese von dem nun erweiterten Verständnis berührt und 

können im Kontext Menschenhandel gelesen werden?

Hier äußerten einige Befragte Zweifel an der grundsätzlichen Stimmigkeit der Einordnung von 

Zwangsverheiratung in den Menschenhandelskontext. Einerseits wurde auf grundsätzlich ver-

schiedene Kontexte, Dynamiken und Akteur*innenkonstellationen verwiesen; häufig sei Zwangs-

verheiratung eine Problematik innerfamiliärer Gewalt. Dies kann jedoch, zumal dies nicht auf 

alle Zwangsverheiratungen zutrifft, unter Umständen auch auf andere Menschenhandelsfälle 

zutreffen. 

Zweitens knüpften die Zweifel teils an ein ökonomisches Ausbeutungsverständnis im Kontext 

von Menschenhandel an. Es wurde auf das Element der ökonomischen Bereicherung in anderen 

Menschenhandelskonstellationen verwiesen, was im Zwangsverheiratungskontext (meist) nicht 

gegeben sei. Das Kriterium eines konkret ökonomischen Vorteils ist nicht in der Gesetzgebung zu 
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Menschenhandel festgehalten und verschiedene menschenrechtliche Rahmungen weisen dar-

auf hin, dass Ausbeutung nicht auf den Vorteil innerhalb einer wirtschaftlichen/finanziellen Di-

mension verengt ist. Gleichzeitig spielt der ökonomische Profit faktisch in vielen Konstellationen 

des Menschenhandels und mit Blick auf unterschiedlichste Ausbeutungsformen eine zentrale 

Rolle. Der Begriff des „Handels“ entstammt einer wirtschaftlichen Sphäre und unterstreicht in-

sofern diese Lesart. In Übereinstimmung damit wird Menschenhandel im politischen, krimino-

logischen und gesamtgesellschaftlichen Diskurs häufig als profitgetriebenes Geschäftsmodell 

thematisiert. Die Befragungsergebnisse deuten darauf hin, dass die Expert*innen Überlegung 

eines ökonomischen Vorteils auch bei der Einordnung von Überschneidungsfällen – beziehungs-

weise der Einordnung von Zwangsverheiratung in den Kontext Menschenhandel – hinzuzogen. 

Bei Zwangsverheiratung sei dementsprechend normalerweise kein „Handel“ erkennbar. Im Rah-

men dessen wurde mehrfach auf den Brautpreis als ein möglicher Indikator für Menschenhan-

del verwiesen, sofern ersichtlich sei, dass dieser eine beziehungsweise die Hauptmotivation der 

Beteiligten darstelle und der Eindruck entstehe, dass eine Person explizit zum eigenen Vorteil 

gehandelt werde. Ein möglicher Brautpreis stelle jedoch selten die eigentliche Motivation der 

Beteiligten dar, vielmehr gehe es um die Sicherstellung sowie Reproduktion immaterieller Güter.

 

Die Reform scheint zur Öffnung einer ökonomisch verengten Deutung von Ausbeutung beizu-

tragen, wie beispielsweise im aktuellen Referentenentwurf181 deutlich wird. Doch auch dieser 

geöffneten Deutung folgend weisen die Bedenken der FBS auf eine grundsätzliche Frage hin, 

nämlich die der Ausbeutungsintention. Diese könnte sich an äußeren Indikatoren, wie einem 

Brautpreis, ablesen lassen. Spielen ähnliche Indikatoren keine Rolle, steht offen, wie die Ausbeu-

tungsintention feststellbar ist. Ein Ausbeutungszweck bleibt mit einer Bereicherungsmotivation 

verbunden, auch wenn diese nicht zwingend ökonomischer Natur ist. Inwiefern diese Logik auf 

Konstellationen familiären Zwangs anwendbar ist, welche Kriterien hierfür herangezogen wer-

den können und welche Akteur*innen im Hinblick auf ihre Motivation zu prüfen wären, bleibt 

eine zentrale Fragestellung. 

Drittens wurden Bedenken geäußert, ob die drei Elemente von Menschenhandel (Tat – Mittel 

–Ausbeutungszweck) in Zwangsverheiratungsfällen regelmäßig gegeben seien. Hier deutet sich 

an, dass nicht nur der Begriff der Ausbeutung, sondern auch die anderen Menschenhandelskrite-

rien verschiedene Auslegungen zulassen und Abgrenzungsfragen aufwerfen. So wurde beispiels-

weise in der erwähnten Studie von La Strada International182 eine sehr weitgefasste Auslegung 

angesetzt, die zu einer niederschwelligen Zuordnung nahezu aller Zwangsverheiratungsfälle zum 

Kontext von Menschenhandel führen könnte. Es zeigt sich auch hier ein Diskursbedarf sowie die 

Notwendigkeit einer rechtlichen und praktischen präzisen Abgrenzung und Einordnung.

Demgegenüber schätzten andere Befragte die Zuordnung von Zwangsverheiratung als Ausbeu-

tungszweck im Kontext von Menschenhandel als konsequent ein. Ausbeutung sei im Falle von 

181 Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz: Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der strafrechtlichen Verfolgung des 
Menschenhandels und der der sexuellen Ausbeutung sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1712, veröffentlicht am 20.10.2025, S. 34, 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_Menschenhandel.pdf?__blob=publicationFile&v=4, abgerufen am 30.04.2026.
182 Bagó, Z. R./Hoff, S./de Volder, E. (2025): Comparative Analysis of the Legal and Policy Landscape on (Trafficking for the Exploitation of) Forced Marriage 
Across Europe. How is forced marriage regulated, criminalised, and enforced, and when does it become human trafficking? La Strada International (Hrsg.), 
Amsterdam.
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Zwangsverheiratungen immer gegeben. Vereinzelt wurde dabei darüber reflektiert, ob das Aus-

beutungsmoment im Kontext von Menschenhandel in der Zwangsverheiratung selbst verortet 

wird oder werden sollte und/oder als Konsequenz aus dieser, etwa durch die Ausbeutung von 

Care-Arbeit, zur Ausbeutung von Lohnarbeit und zur sexuellen Ausbeutung durch Vergewalti-

gung in der Zwangsehe. Letztlich wurden Zwangsverheiratung von den verschiedenen Befrag-

ten ungeachtet dessen, an welcher Stelle des Prozesses die Ausbeutung verortet wurde, als per 

se stets ausbeuterisch verstanden (in Übereinstimmung mit dem Verständnis des Referenten-

entwurfs).183 Auch die anderen Elemente des Menschenhandels wurden als in der Regel erfüllt 

beschrieben: Anwerbung, Beförderung und Weitergabe etwa dann, wenn die Person dem*der 

Zwangspartner*in übergeben wird, eindeutiger auch dann, wenn sie konkret an einen anderen 

Ort und über eine Grenze verbracht wird; Beherbergung und Aufnahme etwa durch den*die 

Zwangspartner*in oder die Schwiegerfamilie. 

2. Befragung zu möglichen Chancen und positiven Effekten im 
Lichte der Einordnung von Zwangsverheiratung in den Kontext 
Menschenhandel

Werden Fälle von Zwangsverheiratung als Menschenhandel identifiziert, eröffnen sich neue Zu-

gänge zu entsprechenden Betroffenenrechten. Die Befragungsergebnisse zeigen, dass der Zu-

gang zu den menschenhandelsspezifischen Schutz-, Unterstützungs- und Aufenthaltsmöglichkei-

ten als wichtigste Veränderung für Betroffene und die Beratungspraxis eingeschätzt wird. Wird 

ein Fall von Zwangsverheiratung in den Kontext von Menschenhandel eingeordnet, könnten Be-

troffene von den mittelbaren positiven Auswirkungen des Nationaler Aktionsplan zur Prävention 

und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz der Betroffenen (NAP) sowie des Ver-

weisungsmechanismus profitieren, was zur Schließung von Unterstützungslücken und zu einer 

bedarfsgerechten Begleitung beitragen könnte. 

Aus der neuen Einordnung folgt (sofern Anhaltspunkte für Menschenhandel bestehen) Zugang 

zum Recht auf die Bedenk- und Stabilisierungsfrist nach § 59 Absatz 7 AufenthG. Daraus ergibt 

sich eine wichtige aufenthaltsrechtliche Perspektive, verbunden mit der Finanzierung von Unter-

bringung und Lebensunterhalt in dieser Zeit. Ebenso öffnet sich unter Umständen die Möglich-

keit zu einem Aufenthalt nach § 25 Absatz 4a AufenthG. Einerseits verfügen viele Betroffene 

über einen gesicherten Aufenthalt oder eine deutsche Staatsbürgerschaft, andererseits sind die 

Hürden für die Zuerkennung eines Aufenthalts nach § 25 Absatz 4a AufenthG hoch und zudem 

an die Bereitschaft zur Beteiligung am Strafverfahren geknüpft. Daher ist zu erwarten, dass nur 

ein Teil der Klient*innen der FBS profitieren kann. Für diese kann die Möglichkeit eines eigen-

ständigen Aufenthalts nach § 25 Absatz 4a AufenthG eine relevante Veränderung und einen 

wichtigen Schritt zur Erlangung von Stabilität und Sicherheit darstellen.

Für Betroffene von Zwangsverheiratung im Kontext von Menschenhandel könnten sich zudem 

erweiterte Möglichkeiten in der Unterstützung bei einem Rückkehrwunsch ergeben, wie im 

183 Vgl. auch Kapitel 5: Zwangsverheiratung als Ausbeutung per se.
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Rahmen der Befragung thematisiert wurde. Dies gilt insbesondere für EU-Bürger*innen. Als Be-

troffene von Menschenhandel können sie etwa von dem durch Bund und Länder finanzierten 

Programm profitieren, das von Menschenhandel oder Zwangsprostitution betroffene EU-Bür-

ger*innen bei der Rückkehr in einen EU-Staat finanziell behilflich ist.184

Insgesamt könnte, wie einige Befragte anmerkten, die neue Bezugsetzung von Zwangsverheira-

tung und Menschenhandel zur Erweiterung des Verständnisses unterschiedlicher Gewalt- und 

Zwangskonstellationen im Allgemeinen beitragen und Diskurse anstoßen, wodurch potenziell 

eine Stärkung der Position Betroffener erfolgen könnte. Eine möglicherweise verstärkte und neu 

gerahmte Auseinandersetzung und Sensibilisierung zu Zwangsverheiratung sollte, so wurde in 

der Befragung thematisiert, möglichst auch in den Asylbereich hineingetragen werden. Unter 

Umständen könnte die Einordnung von bestimmten Fällen der Zwangsverheiratung als Men-

schenhandel die Schutzbedarfe von Personen unterstreichen und ein kumulatives Verständnis 

zur erleichterten Zuerkennung einer Flüchtlingseigenschaft führen.

3. Befragung zu möglichen Schwierigkeiten und negativen Effekten 
im Lichte der Einordnung von Zwangsverheiratung in den Kontext 
Menschenhandel

Zu den im Rahmen der Befragung genannten Bedenken gehörte unter anderem die Befürchtung, 

eine Zusammenführung der beiden Bereiche Zwangsverheiratung und Menschenhandel könn-

te sich zulasten einer bedarfsgerechten und gut informierten Beratungs- und Unterstützungs-

praxis auswirken. Zu breite Beratungs- und Schutzangebote könnten den jeweils spezifischen 

Bedarfen verschiedener Betroffener nicht mehr gerecht werden. Das, so wurde angesprochen, 

beginne schon bei der Klient*innen-Ansprache. In Deutschland lebende Betroffene von (dro-

hender) Zwangsverheiratung zu erreichen, erfordere eine andere Kommunikation, als beispiels-

weise Betroffene von sexueller bzw. sexualisierter Ausbeutung oder Ausbeutung im Rahmen von 

Zwangsprostitution zu erreichen. Thematisiert wurde die Befürchtung, wenn in der öffentlichen 

Ansprache Betroffenheiten nebeneinanderstehen, könnte das Betroffene von Zwangsverheira-

tung abschrecken. Dies wurde unter anderem mit spezifischen Alters-, Sozial- und Glaubens-

kontexten einzelner Zielgruppen begründet. Auch Beratungs- und Unterbringungsangebote, die 

verschiedene Betroffene zusammenführen, wurden vor diesem Hintergrund teilweise potenziell 

problematisch eingeschätzt.

Verschiedene Befragte teilten die Einschätzung, die Einordnung von Zwangsverheiratung als 

möglicher Menschenhandel sei nicht barrierearm und für viele Betroffene vermutlich nicht 

nachvollziehbar. Das Risiko bestünde, dass die Einordnung am Selbstverständnis der Personen 

vorbeigehe sowie auch die Einordnung der zwangsausübenden Familien als „Menschenhänd-

ler*innen“ vermutlich nicht der Perspektive der Betroffenen entspräche. Ihnen würde damit 

eine Zuschreibung auferlegt, mit der sie sich wahrscheinlich nicht identifizieren können.

184 Der Orginaltitel des Programms lautet Reintegration and Emigration Programme for Asylum-Seekers in Germany/Government Assisted Repatriation Pro-
gramme (REAG/GARP).
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In der Beratungs- und Unterstützungsarbeit könnte ein Verwischen von Abgrenzungen und eine 

Öffnung von Begrifflichkeiten dem Verständnis über verschiedene Gewaltformen und -kontexte 

abträglich sein. Zwangsverheiratungsfälle sind häufig mit bestimmten Konstellationen verbun-

den, komplexen innerfamiliären Dynamiken, ambivalenten Entscheidungsprozessen und teils 

mit strikten Sicherheitsvorkehrungen. Wie dargestellt, arbeiteten die meisten der befragten FBS, 

die zu Menschenhandel beraten, bereits zum Thema Zwangsverheiratung. Für Anlaufstellen im 

Unterstützungssystem, auf die dies bisher nicht zutraf, wurden neue Expertise-, Sicherheits-, und 

möglicherweise auch Personalbedarfe gesehen. 

So ergeben sich gerade für FBS mit einem bisherigen spezialisierten Fokus auf entweder Men-

schenhandel oder Zwangsverheiratung besondere Schulungsbedarfe, um Beratungsfälle im Lichte 

der Reform angemessen einordnen sowie Erfordernisse und Handlungsmöglichkeiten eruieren zu 

können. Gleichzeitig wäre, so wurde stellenweise ausgeführt, ein Ansatz nicht zielführend, der spe-

zialisierten FBS nun eine umfassende Neuaufstellung ihrer Beratungsexpertise und eine Erweite-

rung ihres Themenfokus abverlangte. Die hier verortete vertiefte Expertise im jeweiligen Themen-

feld und die zielgruppen- und bedarfsorientierten Konzepte seien in ihrer Spezifik auch weiterhin 

gewinnbringend und notwendig. Vor diesem Hintergrund wird der Ausbau von Vernetzungen be-

sonders relevant, gerade auch zwischen FBS mit dem Fokus Menschenhandel und solchen mit 

dem Fokus auf Zwangsverheiratungsfälle. Ein intensiver Austausch von Wissen, Perspektiven und 

Verweismöglichkeiten könnte im Kontext der Reform eine zusätzlich an Relevanz gewinnen.

Mögliche Schwierigkeiten durch die Verschränkung der Themenbereiche wurde vor allem in Be-

zug auf verschiedene Behörden befürchtet. Hier bestünden ohnehin schon eklatante Schulungs- 

und Sensibilisierungsbedarfe, mitbedingt durch knappe Kapazitäten und Generationenwechsel. 

Diese könnten sich noch verschärfen, falls Behördenmitarbeitende künftig um eine umfassende-

re Expertise sowohl zu Zwangsverheiratung als auch zu Menschenhandel verfügen müssen, da 

beide Phänomenbereiche teilweise unterschiedliche, komplexe Rechtsbereiche betreffen. 

Angesprochen wurde auch die Notwendigkeit einer klaren Abgrenzung zur Klärung der Frage, 

wann ein Fall (nicht) in den Kontext des Menschenhandels fällt. Diesbezüglich wurde auf das 

breite Spektrum verschiedener Konstellationen verwiesen, darunter solche, in denen Familien in 

dem Glauben handeln, das Richtige für die betroffene Person zu tun, in denen keine physische 

Gefahr, sondern Abhängigkeiten und die drohende Ausgrenzung aus der Familie als Zwangsmo-

ment eine Rolle spiele. Eine klare Abgrenzung ermöglicht einerseits eine Einordnung von Kon-

stellationen als (drohende) Zwangsverheiratung ohne Bezug zu Menschenhandel. Andererseits 

erleichtert sie es in den Fällen, in den Menschenhandelsmerkmale vorliegen, diese zu identifizie-

ren und auch entsprechend rechtlich geltend zu machen.

„(…) [E]gal was sie tun, sie sollen sich auf den Schutz von Betroffenen konzentrieren (…)“ (I12). 

Diese Perspektive wurde mehrfach von Expert*innen im Rahmen der Befragung bekräftigt. Dem-

gegenüber steht die Gefahr, dass die Umsetzung der Reform deutlich entlang strafrechtlicher 

Prioritäten verläuft. Auch eine mögliche Rolle migrationskontrollierender Logiken kann sich auf 

die Umsetzung in der Praxis niederschlagen. Letzteres könnte eine Gefahr darstellen, wenn das 

Thema Zwangsverheiratung insgesamt verstärkt in das Feld des transnationalen Menschenhan-
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dels gerückt werden sollte und unter diesem Vorwand sogenannte (vermeintliche) „Scheinehen“ 

intensiv kontrolliert werden. Der Diskurs birgt das Risiko der Instrumentalisierung, um „durch 

die Hintertür“ eine verstärkte Kontrolle binationaler Eheschließungen mit Drittstaatenbezug zu 

rechtfertigen. Im Rahmen der Befragung wurde diese Befürchtung punktuell thematisiert. Dabei 

wurde auf die Erfahrung mit dem politischen Narrativ zur Rechtfertigung der Heraufsetzung der 

Ehebestandszeit verwiesen. 

10. Bedarfe und Handlungsempfehlungen

1. Diskurswandel und Präventionsarbeit

Genderspezifische Gewalt als gesamtgesellschaftliches Problem ernstnehmen
Genderspezifische Gewalt in ihren unterschiedlichen Ausprägungen ist eine dringliche gesamt-

gesellschaftliche Problematik, die auch als solche adressiert werden muss. Zugleich nimmt das 

Thema im öffentlichen Diskurs und auf der politischen Agenda eine ambivalente Rolle ein: Einer-

seits wird genderspezifischer Gewalt – darunter auch Zwangsverheiratungen und Menschenhan-

del – als Thema häufig an den Rand gedrängt. Andererseits wird es mitunter von verschiedenen 

Akteur*innen instrumentalisiert, um rassistische Diskurse zu befeuern. Im Zentrum steht dann 

nicht der Schutz von FLINTA*-Personen185, sondern gesellschaftliche Spaltung und das Voran-

treiben einer restriktiven Migrations- und Asylpolitik. Im Lichte der Reform der EU-Menschen-

handelsrichtlinie und ihrer Umsetzung in Deutschland können sich Möglichkeitsräume eröffnen, 

Themen wie Menschenhandel und Zwangsverheiratung verstärkt im öffentlichen und politischen 

Diskurs zu positionieren sowie eine Auseinandersetzung und Sensibilisierung anzustoßen. FBS 

und weitere zivilgesellschaftliche Akteur*innen sind gefordert, ihre Rolle als Expert*innen aktiv 

wahrzunehmen und ihr Potenzial zur maßgeblichen Mitgestaltung dieser Diskurse auszuschöp-

fen. Eine wirksame Prävention der Gewalt und Schutz von Betroffenen erfordern einen Wandel 

im gesellschaftlichen und politischen Verständnis, der sowohl strukturelle Bedingungsfaktoren 

von Situationen der Vulnerabilität adressiert als auch die Dringlichkeit der Problematik gender-

spezifischer Gewalt in ihrer Gesamtheit berücksichtigt.

Ausbau der Präventionsarbeit zur Information und Stärkung insbesondere junger Menschen
Es braucht einen systematischen Ausbau von Präventionsprogrammen zur Information und zur 

Stärkung insbesondere von jungen Menschen. Im Rahmen der Befragung wurde die Präventions-

arbeit vor allem in Bezug auf Zwangsverheiratung als Schlüsseldimension angesehen, um dieser 

entgegenzutreten. Etwa in der Jugendhilfe, der Schule und der außerschulischen Bildungsarbeit 

bedarf es kontinuierlich fachlich basierte, diskriminierungssensible und zielgruppengerechte 

Angebote zur Thematisierung von Zwangsverheiratung, Menschenhandel und allen anderen 

Formen genderspezifischer Gewalt. FBS müssen für diese Arbeit mit projektunabhängigen Fi-

nanzierungen ausgestattet werden, um neben der essenziell notwendigen Beratungsarbeit und 

Interessenvertretung auch eine fortlaufende Bildungsarbeit in diesen Bereichen zu ermöglichen.

185 FLINTA* ist ein Akronym, das für Frauen, Lesben, inter*, nicht-binäre, trans* und agender Personen steht. Das Sternchen schließt weitere Geschlechtsidenti-
täten ein, die nicht explizit genannt sind.
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2. Bedarfe der Fachberatungsstellen

Finanzielle und personellen Ressourcen sowie Planungssicherheit für die FBS
Eine bedarfsorientierte, wirksame Unterstützung von Betroffenen erfordert ausreichende finan-

zielle und personelle Ressourcen und Planungssicherheit, die angesichts prekärer Förderstruk-

turen nicht immer gegeben sind. Dass Förderstrukturen zu großen Teilen einer projektmittelba-

sierten Logik folgen, wurde im Rahmen der Befragung als wesentliche Herausforderung für die 

nachhaltige Organisation sowie für die Sicherstellung von Personalstellen und damit auch für die 

Bindung wertvoller Expertise beschrieben.186  

Die Umsetzung der Reform der EU-Menschenhandelsrichtlinie verlangt von den FBS eine Neu-

kalibrierung der Beratungspraxis und der Vernetzungen, wofür weitere Ressourcen notwendig 

werden. Auch zusätzliche Mittel für Schulungen für beratende Fachkräfte können erforderlich 

sein. Daher sollte die Umsetzung der Reform mit der Bereitstellung projektunabhängiger Bun-

des- und Landesmittel für das Beratungs- und Unterstützungssystem flankiert werden. 

Ressourcenbedarfe der FBS sind auch mit Blick auf mögliche Anpassungen der Förderstruktu-

ren zu berücksichtigen, die aus der Erweiterung des Menschenhandelsverständnisses folgen 

könnten. Zu vermeiden ist eine erzwungene Konkurrenz verschiedener (bislang) spezialisierter 

FBS im Bereich Zwangsverheiratung und/oder zu Menschenhandel um dieselben, begrenzten 

Ressourcen. Die Umsetzung der Reform der EU-Menschenhandelsrichtlinie sollte zugunsten des 

Betroffenenschutzes nicht zu einem Ausspielen unterschiedlicher Bedarfe führen, sondern zur 

faktischen Erweiterung der Finanzierungshorizonte für die FBS. 

Zeugnisverweigerungsrecht für Beratende
Ein Zeugnisverweigerungsrecht für beratende Fachkräfte zu Menschenhandel ist ein maßgeb-

licher Schritt zugunsten des Vertrauensaufbaus in der Beratungspraxis des Unterstützungserfol-

ges. Dieser Bedarf wurde auch im Rahmen der Befragung unterstrichen. Ein Zeugnisverweige-

rungsrecht kann verhindern, dass Beratende in ambivalente Rollen gedrängt werden und dass 

Klient*innen wichtige Informationen zurückhalten, weil sie befürchten, diese könnten von den 

Beratenden im Rahmen ihrer Zeug*innenfunktion im Strafverfahren wiedergegeben werden.

Implementierung von Sicherheitskonzepten für die FBS
Angesichts der mit Beratungsfällen verbundenen Gefahrenlagen sind verlässliche Sicherheits-

konzepte notwendig, um den Schutz der Fachkräfte im Unterstützungssystem sicherzustellen. 

Diese Thematik muss auch im Kontext der bereits genannten Ressourcenbedarfe mitbedacht 

werden: Sicherheitskosten sollten als notwendiger Teil der Regelförderung anerkannt werden. 

Programme zur – beispielsweise polizeilichen – Beratung von FBS für die Ausarbeitung und Im-

plementierung solcher Konzepte könnten zusätzlich entlasten und unterstützen.

186 Mit der Implementierung des Gewalthilfegesetzes ergeben sich neue Perspektiven auf eine angemessenere Finanzierung, wie auch von einigen Befragten 
positiv hervorgehoben wurde.
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3. Verpflichtende Schulungen für Mitarbeitende verschiedener 
Behörden und Berufsgruppen

Flächendeckende Schulungen für Mitarbeitende von Behörden, etwa Polizei, Jugendämter, 

Ausländerbehörden und Jobcenter, sowie für weitere Fachkräfte, etwa Schulsozialarbeitende, 

wurden im Kontext der Befragung insgesamt am häufigsten als Forderung formuliert. Daneben 

wurde auch die Notwendigkeit fester themenspezialisierter Ansprechpersonen innerhalb der 

Behörden benannt. Ein behördenübergreifender Bedarf an – nach Möglichkeit verpflichtenden 

– Schulungen zur Wissensvermittlung und Sensibilisierung besteht sowohl zur Thematik Men-

schenhandel als auch zu Zwangsverheiratung. Die Befragungsergebnisse deuten auf besonde-

re Dringlichkeiten im Bereich der Jugendhilfe hin. Hinsichtlich der Thematik Menschenhandel 

wurde dieser Bedarf mehrfach und mit Nachdruck in Bezug auf Staatsanwaltschaften und Rich-

ter*innen hervorgehoben. 

4. Zugang zu Schutz, Versorgung und Aufenthalt für alle Betroffenen 
sichern

Aufenthaltsrechtliche Sicherheit für gewaltbetroffene Personen
Gerade menschenhandelsbetroffene Klient*innen der FBS stehen häufig unter dem immensen 

Druck aufenthaltsrechtlicher Unsicherheit. Einerseits braucht es eine konsequente Zuerkennung 

der Bedenk- und Stabilisierungsfrist in der Praxis. Dabei sollte bundesweit flächendeckend si-

chergestellt sein, dass die Einschätzung einer FBS für die Zuerkennung der Bedenk- und Stabili-

sierungsfrist nach § 59 Absatz 7 AufenthG genügt und kein Kontakt zu Polizei oder Staatsanwalt-

schaft nötig ist. Mit der Einordnung von Zwangsverheiratung im Kontext von Menschenhandel 

wird die Dringlichkeit dieses Aspekts unterstrichen, da gerade Betroffene von Zwangsverheira-

tung oftmals den Kontakt zu Behörden der Strafverfolgung vermeiden.

Andererseits sollten die Grundlagen für einen Aufenthalt für Betroffene geschaffen werden, der 

von der Mitwirkung im Strafverfahren entkoppelt ist. Die Hürden zur Erlangung eines Aufenthalts 

nach § 25 Absatz 4a AufenthG sind eklatant und stehen im Spannungsverhältnis zu den Bedar-

fen und ambivalenten Ausgangssituationen vieler Betroffener. Aufenthaltsrechtliche Regelungen 

sollten sich am Primat des Betroffenenschutzes, nicht an einer Verwertungslogik orientieren. Vor 

diesem Hintergrund sollte sichergestellt werden, wie auch GRETA besonders dringend empfiehlt, 

dass Menschenhandelsbetroffene einen Aufenthaltstitel aufgrund ihrer persönlichen Situation 

in Anspruch nehmen können.187 

Bei Zwangsehen stellt vor allem die Ehebestandszeit eine aufenthaltsrechtliche Problematik 

dar, die dem effektiven Schutz von Personen entgegensteht. In der Praxis ergibt sich ein Span-

nungsverhältnis zwischen Ehebestandszeit und Artikel 59 Absatz 1 der Istanbul-Konvention, ge-

187 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (DIMR), Berichterstattungsstelle Menschenhandel (Hrsg.) (2024): Empfehlungen von GRETA für Deutschland 
2024, 
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Fact_Sheet/DIMR_Factsheet_GRETA_Empfehlungen_Deutschland.pdf, 
abgerufen am 04.05.2026.
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mäß dem Betroffene von ehelicher Gewalt ein eigenständiges Aufenthaltsrecht erhalten. Die 

in Deutschland geltende Härtefallregelung kann in Fällen von Zwangsehen nicht immer durch-

gesetzt werden. Um die vollständige Umsetzung der Istanbul-Konvention sicherzustellen, sollte 

die Ehebestandszeit abgeschafft und ein eigenständiger Aufenthaltstitel für nachziehende Ehe-

partner*innen zuerkannt werden.

Mit Blick auf die Fallkonstellationen in denen Zwangsverheiratung und/oder Menschenhandel 

den Fluchtgrund einer asylsuchenden Person darstellen, braucht es eine Veränderung der Ent-

scheidungspraxis des BAMF. Dies unterstreichen die Befragungsergebnisse deutlich. Genderspe-

zifische Fluchtgründe müssen im Asylverfahren konsequent als Schutzgrund anerkannt werden. 

Gewaltschutz und Versorgung unabhängig vom Aufenthaltsstatus für alle Frauen und 
TIN*-Personen
Die Kopplung von Gewaltschutz- und Unterstützungsmöglichkeiten an den Aufenthaltsstatus 

von Personen ist problematisch. Eine konsequente Umsetzung der Istanbul-Konvention bedarf 

eines umfassenden Gewaltschutzes, unabhängig von Herkunft und Aufenthaltsstatus. Das Ge-

walthilfegesetz setzt diesbezüglich entscheidende Anker und erleichtert unter anderem die Un-

terbringung, auch von Personen in aufenthaltsrechtlicher Illegalität. Gleichzeitig sind Personen, 

die sich nicht ausdrücklich als Frauen identifizieren, vom Anwendungsbereich des Bundesge-

setzes ausgeschlossen. Das ignoriert die Betroffenheit patriarchaler Gewalt und Schutzbedarfe 

vieler TIN*-Personen. Es benötigt einen bundesweiten Anspruch auf Unterstützung und Unter-

bringung von Gewaltbetroffenen unabhängig des Geschlechts, insbesondere auch für betroffene 

TIN*-Personen.

Flächendeckend sollten zudem Notfallfonds zur Unterstützung von Personen im Einzelfall aufge-

baut werden.188 Die Mittel sollten niederschwellig durch die FBS abrufbar und für verschiedene 

Zwecke – etwa Unterbringung, medizinische Bedarfe, Sprachmittlungen – einsetzbar sein. Ziel ist 

es, eine lückenlose und bedarfsgerechte Unterstützung für beispielsweise Personen ohne gülti-

ge Aufenthaltspapiere sicherzustellen, deren Leistungsansprüche unklar sind. Weiter sollten die 

Sozialämter im Kontext von Gewaltschutz und medizinischer Versorgung von der Übermittlungs-

pflicht an die Ausländerbehörden befreit werden.

Ausbau und Diversifizierung des Unterbringungs- und Beratungssystems
Zum Schutz unterschiedlicher Betroffener muss das System von Unterbringung und Beratung, 

auch im digitalen Bereich, weiter ausgebaut werden. Dabei ist nicht nur eine Ausweitung, son-

dern auch eine Diversifizierung der Angebote notwendig. Flächendeckend braucht es dringend 

zielgruppenspezifische Beratungsangebote und sichere Unterbringungsmöglichkeiten für Jun-

gen und Männer, für TIN*-Personen sowie für Paare. 

188 In einigen Bundesländern gibt es bereits Notfallfonds aus Landesmitteln, jedoch zu verschiedenen Konditionen und gebunden an verschiedene 
Zwecke. Vgl. hierzu Deutsches Institut für Menschenrechte (DIMR), Berichterstattungsstelle Menschenhandel (Hrsg.) (2025): Monitor Menschenhandel 
in Deutschland. Erster Periodischer Bericht, S.109 f., 
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Weitere_Publikationen/Monitor_Menschenhandel_2024.pdf, abgerufen 
am 04.05.2026.
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Auch für Frauen, die gemeinsam mit jugendlichen Söhnen untergebracht werden müssen, be-

darf es mehr Optionen der Unterbringung. Darüber hinaus müssen Angebote für Personen mit 

spezifischen Bedarfen, etwa für Menschen mit Suchterkrankung, zur Verfügung stehen

Diskriminierungsfreier Zugang zu einer bedarfsorientierten Jugendhilfe
Neben den bereits angesprochenen Bedarfen an Schulungen zur fachlichen Fortbildung und Sen-

sibilisierung von Jugendamtsmitarbeitenden braucht es einen Ausbau des Unterbringungssys-

tems der Jugendhilfe. Zwar bestehen einige pauschalfinanzierte Unterbringungsmöglichkeiten 

für junge Betroffene von Zwangsverheiratung. Gleichzeitig braucht es jedoch spezifische Unter-

bringungsangebote für junge Betroffene, die möglichst differenziert auf verschiedene Ausbeu-

tungsformen ausgerichtet sind. 

Der nachgewiesenen systematischen Diskriminierung von unbegleiteten minderjährigen Ge-

flüchteten im Bereich der Jugendhilfe muss entschieden entgegengewirkt werden. Der Zugang 

zu den Rechten und Schutzansprüchen gemäß SGB VIII muss für alle jungen Menschen gleicher-

maßen gewährleistet sein. Hilfen für junge Volljährige sollten in Fällen von (drohender) Zwangs-

verheiratung und Menschenhandel dringend gewährt werden, damit eine bedarfsgerechte Un-

terstützung im Sinne der Jugendhilfe möglich wird.

5. Veränderungen im Bereich der Strafverfahren

Der Zugang zu Strafverfahren muss niedrigschwelliger gestaltet werden und die Hürden in der 

Nachweisbarkeit von Menschenhandel abgebaut werden. Im Zuge der Umsetzung der Reform 

eröffnet sich das Potential, unter Einbeziehung der FBS, eine Schärfung und Herabsetzung der In-

dikatoren anzustreben, welche zur rechtlichen Einordnung einer Situation als Menschenhandel 

dienen können.

Gerade vor dem Hintergrund der massiven Belastung, die sich für Betroffene aus Verfahren er-

gibt, muss langwierigen Verschleppung und Verzögerungen entgegengewirkt werden. Gleichzei-

tig gilt es, den Opferschutz innerhalb der Verfahren konsequent umzusetzen. Insgesamt braucht 

es einen Paradigmenwechsel im Umgang mit Betroffenen, durch den auch (trauma-)psycholo-

gische Bedarfe stärker berücksichtigt und Kriterien der Wertigkeit beziehungsweise Verwertbar-

keit von Aussagen neu überdacht werden.

Im Falle minderjähriger Betroffener gilt es die Prinzipien der kindgerechten Justiz konsequent in 

der Praxis umzusetzen. Kinder brauchen altersgerechte Informationsarbeit, sensiblen Beistand 

und Stärkung ihrer Rechte in den Verfahren.

6. Opferentschädigungen

Betroffenen unterschiedlicher Gewalttaten, darunter auch Zwangsverheiratung und Menschen-

handel, stehen fallabhängig verschiedene Entschädigungsleistungen zu. Seit dem 1. Juni 2024 
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stellt das neue Soziale Entschädigungsrecht (SGB XIV) hierfür die Rechtsgrundlage bei gesund-

heitlichen Schäden infolge psychischer Gewalttaten dar.189 Mit ihm soll der Zugang zu Entschä-

digungen vereinfacht werden. Strukturelle Hürden, wie fehlende Informationsarbeit für Be-

troffene zu Entschädigungsmöglichkeiten und Probleme bei der Finanzierung von notwendigen 

Anwält*innenkosten, verhindern bisher häufig, dass Betroffene von ihrem Recht Gebrauch ma-

chen können. Welche spezifischen Faktoren eine Inanspruchnahme von Entschädigungen unter-

minieren, gilt es weiterhin systematisch zu erheben. Identifizierte strukturelle Hürden gilt es 

abzubauen. Seitens staatlicher Institutionen muss konsequent Verantwortung übernommen 

werden, um die Verschleierung von Vermögenswerten durch Täter*innen aufzudecken und die 

Auszahlung zugesprochener Leistungen sicherzustellen. 

7. Strafrechtliche Anpassungen und juristische Abgrenzungen

Erweiterung des Rechtsverständnisses zu Zwangsverheiratungen
Die Definition der Zwangsverheiratung gemäß § 237 StGB ist insofern verengt, als sie sich nur auf 

staatlich anerkannte Eheschließungen bezieht sowie auf das Moment der Verheiratung. Damit 

kann nur ein Teil der Zwangsverheiratungsfälle potenziell erfasst werden. Unter Einbeziehung 

von FBS, migrantischer Selbstorganisationen und juristischen Expert*innen sollte geprüft wer-

den, ob unterschiedlich begründete (beispielsweise religiöse, kulturelle, zeremonielle) Formen 

der Eheschließungen berücksichtigt werden sollten. Zugleich sollte das Strafrecht ergänzt wer-

den, um auch das Festhalten einer Person in einer Zwangsehe als eigenständiges Unrecht aus-

drücklich zu erfassen.

Transparente juristische Einordnungen und Verhältnissetzung der Straftatbestände § 237 StGB 
und § 232 StGB 
In der Gesetzesbegründung zur Reform sollte das Verhältnis der Straftatbestände von § 237 StGB 

und § 232 StGB zueinander transparent geklärt werden. Es gilt zu präzisieren, in welchen Fällen 

beide Straftatbestände betroffen sind und in welchen nicht. Dies ist eine zentrale Voraussetzung 

für eine fachliche Abgrenzung und ermöglicht Handlungssicherheit in der Beratungspraxis. Eine 

präzise juristische Einordnung erleichtert die Bewertung verschiedener Fallkonstellationen und 

bildet die Grundlage für eine verlässlichere Rechtsdurchsetzung. 

8. Strukturierung und Monitoring der Umsetzung der Reform in 
Bezug auf die Einordnung von Zwangsverheiratung in den Kontext 
Menschenhandel

Die Erarbeitung von fundierten Indikatorenlisten und Leitfäden unter Einbeziehung der FBS kann 

Klarheit für die Beratungspraxis zu Zwangsverheiratung im Kontext von Menschenhandel für 

den Betroffenenschutz und die Strafverfolgung schaffen. Für die Arbeit der Behörden braucht es 

189 Die gesetzliche Unfallversicherung (GUV) oder Lohn- und Schadensersatzansprüche im Rahmen von arbeitsrechtlichen, Zivil- oder Adhäsionsverfahren 
bieten für Betroffene von Menschenhandel und Ausbeutung weitere Möglichkeiten, Entschädigung für erlittene Verletzungen zu erhalten.
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verbindliche Verwaltungsvorschriften und Vorgaben, um dem Entstehen weiterer Schutzlücken 

entgegenzuwirken und Grundlagen für ein einheitliches, rechtebasiertes und strukturiertes Han-

deln zu erwirken.

Der Verweisungsmechanismus und Kooperationsvereinbarungen auf Landesebene müssen 

schnellstmöglich unter Berücksichtigung bestehender Beratungs- und Unterbringungsangebote 

im Bereich Zwangsverheiratungen angepasst werden.

Daneben sollte der Prozess durch eine transparente Informationsarbeit seitens der Politik gegen-

über dem Unterstützungssystem flankiert werden. Insbesondere Formate des Stakeholder-Dia-

logs eignen sich für den Austausch zwischen zivilgesellschaftlichen und politischen Akteur*innen 

über die Umsetzung und Konsequenzen der Reform.

Durch die Implementierung eines bundesweiten Monitoring-Programms können die Umset-

zung der Reform und ihre Auswirkungen systematisch erfasst und ausgewertet werden. Ein mit 

entsprechenden Mitteln ausgestattetes Begleitgremium sollte FBS mit den jeweiligen Arbeits-

schwerpunkten Zwangsverheiratung oder Menschenhandel einbeziehen, ebenso FBS, die be-

reits zu verschiedenen Ausbeutungsformen einschließlich Zwangsverheiratungen arbeiten, 

migrantische Selbstorganisationen, Vertreter*innen von KOK und Bundesfachkonferenz Zwangs-

verheiratung (BuKo) und Akteur*innen der Jugendhilfe.
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